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Ende einer Fabrik 

Eine Schraubenfabrik wurde von Whitesell profita¬ 
bel in die Pleite geführt. Ein Rückblick und Lehr¬ 
stück aus Neuss. 

Seite 3 



Vor dem Frieden 

FARC und kolumbianische Regierung verhandeln 
über ein Friedensabkommen - die Signale wer¬ 
den wöchentlich besser. 

Seite 6 
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Diese Woche 


Angst als Agenda 

Teile der Herrschenden nutzen die Gunst der 
Stunde, um nun mit allem Möglichen und Un¬ 
möglichen durchzuziehen, was schon länger 
auf dem Wunschzettel stand. Die öffentliche 
Diskussion war nach den Ereignissen in Köln 
tagelang erfüllt von schäumendem Rassis¬ 
mus und Nationalismus. Das Geschäft der 
Angstschaffenden floriert, und das ist das 
Geschäft der Rechten und das des Kapitals. 
Ihre Botschaft und ihr Wille: Es geht nicht um 
Klassenkampf, sondern um die Abwehr des 
Fremden. 

Seite 5,6,9,12 und 13 


Das muss kochen 


„Es ist deutsch in 
Kaltland“-oder?!“ 


Mit der Flüchtlingsfrage wird der Rechtspopulismus hoffähig (gemacht) 
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Wer Demokratie will, muss das Asylrecht verteidigen 


I n der letzten Silvesternacht hat sich 
mehr gewendet als das alte auf das 
neue Jahr. Die Vorfälle rund um den 
Kölner Hauptbahnhof - in erster Li¬ 
nie deren politische Nachbereitung - 
haben Angst und Verunsicherung in 
neuer Qualität in den deutschen All¬ 
tag getragen. 

Diese Kampagne gründet zu al¬ 
lererst auf dem Umbruch, der seit 
langem in Deutschland stattfindet. 
Die Politik des Sozialabbaus und der 
Kriegseinsätze der Bundeswehr im 
Ausland, die Umverteilung des Reich¬ 
tums von unten nach oben lassen sich 
jetzt nicht mehr allein mit der Sala¬ 
mitaktik umsetzen, die in den vergan¬ 
genen Jahrzehnten von den Kanzlern 
Schmidt, Kohl, Schröder und zuletzt 
von Frau Merkel überaus erfolgreich 
eingesetzt worden war. 

Mit der Verschärfung der sozia¬ 
len Krise in Europa, mit dem offenen 
Anspruch auf den Status einer (krie¬ 
gerischen) Großmacht durch die Bun¬ 
desregierung, mit der Zuspitzung der 
Widersprüche zwischen den und in den 
einzelnen europäischen Ländern geht 
die Verschiebung des gesellschaftli¬ 
chen Klimas nach rechts einher. Die 
„Flüchtlingskrise“ ist das Vehikel, mit 
dem diese Veränderung durchgesetzt 
werden soll. 

Frau Merkel sagte: „Wir schaffen 
das“. Ihren Part, den Part der Regie¬ 
rung, ließ sie jedoch schleifen. Wo blie¬ 
ben die hauptamtlichen Sachbearbei¬ 
ter, die Flüchtlinge registrieren, ihnen 
eine Unterkunft verschaffen und ihre 
Fälle bearbeiten? Warum wurden die 
Flüchtlinge in Turnhallen und Zelte 
gepfercht, statt sie in leerstehenden 
Spekulantenwohnblocks unterzubrin¬ 
gen? Warum gibt es kein transparentes 
Konzept, wie die Flüchtlinge auf Eu¬ 
ropa verteilt werden? Die Antworten 
sind in allen Fällen gleich. Trotz voller 
Kassen wird das Geld für diese Aufga¬ 
ben nicht zur Verfügung gestellt. Denn 
das Flüchtlingsproblem muss kochen, 
statt erledigt zu werden, weil nur so 


der politische und soziale Druck auf 
dem Kessel gehalten werden kann. 

Die Zustände in den Asylun¬ 
terkünften sollen unerträglich sein, 
die Belastung von ehrenamtlichen 
Helfern sollen an die Schmerzgren¬ 
ze gehen, die Turnhallen sollen den 
Vereinen entzogen werden und die 
Kommunen sollen zu Einsparungen 
in anderen Bereichen gezwungen 
werden. All das, damit das humane 
Denken bei der Mehrheit gebrochen 
wird. Die diffuse Angst selbst unter¬ 
zugehen, war schon im vorigen Jahr¬ 
hundert das Mittel, das Wähler trieb, 
für die Nazis zu stimmen. Die Kölner 
Silvester-Vorfälle waren jetzt die Ini¬ 
tialzündung, um all dies freizulegen. 

Wenige Wochen - Seehofers ominö¬ 
se sieben - vor den Landtagswahlen in 
Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Ba¬ 
den-Württemberg (alle am 13. März) 
und den wichtigen Kommunalwahlen 
in Hessen (am 6. März) ist Frau Mer¬ 


kels Koalition und Kanzlerschaft in 
arge Bedrängnis geraten. Die deut¬ 
sche Politik ist auf der schiefen Ebene 
und rutscht nach rechts. Die CSU prü¬ 
gelt in Panik auf die CDU ein, die SPD 
weiß nicht, wo ihr der Kopf steht. Im 
Land bilden sich Bürgerwehren, Pegi- 
da marschiert, „Gutmenschen“ werden 
gebrandmarkt, Ausländerinnen ange¬ 
griffen. Die „Alternative für Deutsch¬ 
land“ - durchsetzt mit Neonazis - wird 
hofiert, ihr werden zweistellige Wähler¬ 
zahlen prognostiziert. 

Ob am Ende Frau Merkel noch 
Kanzlerin ist, ist unerheblich. Entschei¬ 
dend ist, dass auf dem Arbeitsmarkt 
die Konkurrenz verschärft wurde, dass 
der Preis der Ware Arbeitskraft nach 
unten gegangen ist. Das war die For¬ 
derung der Unternehmerverbände, die 
BDI-Präsident Grillo vor einigen Ta¬ 
gen noch einmal erneuert hat. Beson¬ 
ders schmerzlich ist auch die drohende 
De-Facto-Abschaffung des Asylrech¬ 


tes. Damit fiele ein besonders wichtiger 
Baustein des ursprünglichen Grund¬ 
konsenses der Republik „Nie wieder 
Faschismus, nie wieder Krieg“. 

Nicht zuletzt stünde am Ende die¬ 
ser „Operation“, dass das politische 
Bewusstsein spürbar nach rechts ver¬ 
schoben ist. Als wichtigste innenpoliti¬ 
sche Folge könnte am Ende die Hoffä¬ 
higkeit des rechtspopulistischen Spek¬ 
trums stehen - zunächst in Gestalt der 
AfD. Wie anderswo in Europa gäbe es 
dann auch in Deutschland eine rech¬ 
te Kraft, die dem wabernden faschis¬ 
toiden Sumpf Struktur und Selbstbe¬ 
wusstsein gibt. 

Ob es so kommt, ist noch nicht 
entschieden. Und wenn, dann muss es 
nicht von Dauer sein. Nämlich dann, 
wenn der Widerstand dagegen von al¬ 
len demokratischen Kräften und Be¬ 
wegungen als gemeinsame Aufgabe 
begriffen wird. 

Adi Reiher 


Die VVN/BdA lädt ein zur 31. 
landesweiten Konferenz anti¬ 
faschistischer Initiativen und 
Organisationen in NRW. 30. Ja¬ 
nuar 2016 in Solingen 
Themen u. a.: Wie Nazis und 
Rassisten sich vernetzen - Die 
Rolle der Sprache - Antifaschis¬ 
mus und soziale Frage - Flucht¬ 
ursachen und Antimilitarismus. 
10.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 

Rock gegen Rechts mit 
„Schmutzki“ statt,ab 19.00 Uhr. 
Kulturzentrum Cobra, Mer- 
scheiderstraße 77-79. 


Nur noch 22 Wochen 
bis zum UZ-Pressefest 
2016! 

Übrigens 

ist das UZ-Pressefest 2016 jetzt 
online! Wer’s nicht glaubt: 
Nachschauen und Vorfreude 
genießen unter 
uz-pressefest.de! 



Spaniens Dilemma 

Große Koalition, Linkes Bündnis oder Neuwahlen? 


Die Wahlen vom 20. Dezember sind 
schon über einen Monat her. Aber 
noch ist unklar, wer Spanien in den 
nächsten vier Jahren regieren wird. 
Laut Verfassung ist im Laufe von zwei 
Monaten nach der Wahl eine Regie¬ 
rung zu bilden - sonst finden Neuwah¬ 
len statt. Und das würde bedeuten: Die 
konservative PP und Podemos werden 
stärker, die sozialdemokratische PS OE 
wäre nicht mehr die zweitstärkste 
Kraft, so die meisten Umfragen. 

Spaniens König Felipe der VI. traf 
sich letzte Woche mit Vertretern al¬ 
ler Parteien, um dem Parlament einen 
Ministerpräsidenten vorzuschlagen. 
Der Monarch will, dass der derzeiti¬ 
ge Ministerpräsident Mariano Rajoy 
im Amt bleibt, weil seine Partei PP die 
stärkste Fraktion im Parlament stellt. 
Rajoy dagegen räumte am vergange¬ 
nen Freitag ein, dass ihm dazu die Un¬ 
terstützer fehlen. 

Es ist deshalb möglich, dass die 
PSOE sich doch noch auf eine „Große 
Koalition“ mit der PP einlässt - aber 


ohne Rajoy als Regierungschef und 
zusammen mit der neuen liberalen 
Partei „Ciudadanos“. Allerdings hat 
diese kleine Partei vor den Wahlen 
mehrfach gesagt, dass sie weder mit 
der PP noch mit der PSOE zusammen 
regieren werde. Das hatte aber auch 
Podemos von sich gesagt - nun sucht 
die Partei letztendlich das kleinere 
Übel. Es gehe darum, so der zweit¬ 
wichtigste Funktionär der Partei Ini- 
go Errejön, die „Institutionen in den 
Dienst der Bürger“ zu stellen. 

Und so hat sich der Generalsekre¬ 
tär von Podemos, Pablo Iglesias, als 
möglicher Vizepräsident einer Regie¬ 
rungskoalition mit Sozialisten und der 
Vereinigten Linken (Izquierda Unida, 
IU) vorgestellt. Einige innerhalb der 
PSOE bezeichneten das als „Erpres¬ 
sung“. Dennoch hatte der PSOE-Chef 
eine Geste in genau dieser Richtung 
gezeigt: Er traf vor zwei Wochen den 
portugiesischen Ministerpräsidenten, 
um „von ihm zu lernen“, wie man eine 
linke Koalition führt. In Portugal, wo 


sich die neue sozialistische Regierung 
auf die Zusammenarbeit mit zwei lin¬ 
ken Fraktionen - darunter die der 
kommunistischen Partei - stützt, hat 
die Regierung in wenigen Wochen ei¬ 
niges auf den Weg gebracht: Drei neue 
Feiertage eingeführt, Mindestlohn um 
5 Prozent angehoben sowie beschlos¬ 
sen, dass von der Troika verordnete 
Kürzungen bei den Beamtengehältern 
zurückgenommen werden. 

Viele in der PSOE wollen keine 
Koalition mit Podemos oder der IU, 
sondern einfach eine sozialistische 
Alleinregierung - auch deshalb, weil 
Pablo Iglesias einige Bedingungen für 
eine solche Koalition gestellt hatte: ein 
Referendum für Katalonien sowie ein 
Notgesetz über ein Sozialprogramm, 
mit dem für ein halbes Jahr Sozialhilfe 
und Wohnung für Arbeitslose garan¬ 
tiert wird. Auch in Spanien bringt eine 
Regierung von PSOE, Podemos und 
IU jedoch die Gefahr mit sich, dass am 
Ende eine Enttäuschung im gesamten 
linken Spektrum steht. 


Die Alternative? Es blieben nur 
Neuwahlen, denn die PSOE hatte an¬ 
gekündigt, dass sie keine „Große Ko¬ 
alition“ nach deutschem Muster mit 
der PP bilden wolle. Angesichts der 
Umfragen kämen Neuwahlen für die 
PSOE jedoch einem Selbstmord gleich. 

Die IU hatte bei den Wahlen fast 
eine Million Stimmen erhalten - aber 
nur zwei Sitze im Parlament, denn das 
spanische Wahlsystem benachteiligt 
kleinere Parteien, die landesweit tä¬ 
tig sind (während Regionalparteien 
für die selbe Zahl der Stimmen deut¬ 
lich mehr Sitze bekommen). Die IU 
hat damit keine eigene Fraktion im 
Parlament - und damit weniger Geld 
und weniger parlamentarische Rech¬ 
te. Denn die Gruppe der Podemos-Ab¬ 
geordneten aus Valencia, die sich nicht 
der Podemos-Fraktion angeschlossen 
haben, wollten keine gemeinsame 
Fraktion mit den IU-Abgeordneten 
bilden. Auch der Versuch, gemeinsam 
mit linken Regionalparteien eine Frak¬ 
tion zu bilden, ist gescheitert. Im Parla¬ 


ment sitzen zwar weitere Abgeordnete, 
die der IU angehören - die sind jedoch 
über Podemos-Listen gewählt worden 
und Teil der Podemos-Fraktion. 

Podemos hatte sich 2014 gebildet, 
dabei spielte eine Gruppe von ehe¬ 
maligen IU-Mitgliedern und Beratern 
der IU eine wichtige Rolle (auch Igle¬ 
sias selbst war einmal Berater der IU). 
Inzwischen ist klar geworden, dass die 
Partei eine ähnliche Strategie wie der 
Eurokommunismus verfolgt: Sich an 
andere Kräfte anschließen, auch wenn 
diese keine Kommunisten sind. Nur: 
Podemos ist mit dieser Strategie er¬ 
folgreicher, weil sie auch bereit ist, 
sich an Kräfte anzuschließen, die nicht 
der Linken zuzurechnen sind. Der 
IU-Kandidat Alberto Garzön steht in 
jedem Fall für die enge Zusammen¬ 
arbeit mit Podemos - auch deshalb, 
weil er selbst durch die Empörtenbe- 
wegung bekannt geworden war. Die 
Wahl hat für die IU eine Krise be¬ 
deutet, die innere Spaltung der Partei 
nimmt weiter zu. Carmela Negrete 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Lars Mörking 

Die schwitzige Hand 
des Marktes 


„Viele Erwerbslose kennen 
ihre Rechte nicht“ 

Bürgerberatung der DKP: Solidarität im Kampf gegen 
Behörden- und Beamtenwillkür 


An der Wahl ihres Treffpunktes er¬ 
kennen wir die Weitsicht der Herr¬ 
schenden. Mit 1 560 Metern über 
dem Meer wird das Weltwirtschafts¬ 
forum (WEF) auch dann noch in 
Davos tagen können, wenn bereits 
halb Europa infolge der Erderwär¬ 
mung unterWasser steht. Und mit 4 
500 Soldaten zum Schutz des WEF 



ist der Veranstalter auf wesentlich 
mehr Unruhe im Volk vorbereitet. 
Eine Handvoll Soldaten soll ja aus 
purer Langeweile beim Dienst so¬ 
gar gekokst haben. 

Wahrscheinlich legen die „Top- 
Manager“, die sich in Davos trafen, 
um über Digitalisierung zu reden 
oder vielleicht auch nur, um den 
Schauspieler Kevin Spacey zu se¬ 
hen, gar keinen Wert auf ein „Bad 
in der Menge“. Sie könnten es aber 
auch dann nicht nehmen, wenn sie 
es wollten. 

Ihr Handeln kennt zu viele 
Opfer, als dass sich ein Chef der 
Deutschen Bank noch frei bewe¬ 
gen könnte. Trotzdem versucht das 
Kapital in Davos, irgendwie human 
zu wirken und zu vermitteln, dass 
sie die Probleme der Menschheit 
etwas angehen. Das ist schon des¬ 


halb nicht selbstverständlich, weil 
die verbreitete Lehrmeinung ja im¬ 
mer noch davon ausgeht, dass die 
Welt eine bessere (wenn nicht sogar 
eine perfekte) wäre, wenn sich Staat 
und Gewerkschaften nicht immer 
in die Belange der Besitzenden und 
Handelnden einmischen würden. 

Bei der 46. Jahrestagung des 
WEF durfte Joachim Gauck die 
Eröffnungsrede halten. Es ist wohl 
nicht der besonders erregerarmen 
Höhenluft zuzuschreiben, was der 
evangelische Pfarrer dort zum „ver¬ 
antwortungsbewusstes Regierungs¬ 
handeln“ in unseren Zeiten vor¬ 
trug. Als Kriegsbefürworter steht 
er dafür, die Anzahl der aus ihrer 
Heimat flüchtenden weiter zu er¬ 
höhen, gleichzeitig sieht er es als 
seine Aufgabe, Grundrechte ein¬ 
zuschränken, weil Deutschland ja 
schließlich nicht jeden aufnehmen 
könne. Als Freiheitsapostel steht er 
für die Freiheit des Kapitals, gan¬ 
zen Volkswirtschaften zu ruinieren 
und Menschen die Existenzgrund¬ 
lage zu entziehen. 

Was Aufgabe des Staates ist, 
klingt bei ihm so: „Eine Begren¬ 
zungsstrategie kann moralisch und 
politisch sogar geboten sein, um die 
Handlungsfähigkeit des Staates zu 
erhalten“. Der zierliche Restbe¬ 
stand des Grundrechts auf Asyl 
spürt die kalte, schwitzige Hand des 
Pfaffen a.D. auf seinem Knie. 

Seine „Begrenzungsstrategie“ 
auf Kapitalvermögen anzuwenden, 
um die Handlungsfähigkeit des 
Staates zu erhalten, verbietet sich 
selbstverständlich. Die Besteue¬ 
rung von Reichtum ist tabu, weil 
unanständig. Das würde „unsere“ 
Wertegemeinschaft nicht verkraf¬ 
ten. 

Kann dieser Gauck sich eigent¬ 
lich noch in der Öffentlichkeit zei¬ 
gen, ohne mit der Handlungsfä¬ 
higkeit des Volkes konfrontiert zu 
werden? 


Z um 1. Januar 2016 wurden die 
Hartz-IV-Regelsätze angehoben. Für 
einen alleinstehenden Empfänger von 
Arbeitslosengeld-II-Leistungen erhöh¬ 
te sich der monatliche Satz dadurch 
um volle fünf auf aktuell 404 Euro. 
Volljährige Mitglieder einer Bedarfsge¬ 
meinschaft erhalten vier Euro mehr - 
das sind nun 364 Euro pro Monat. 

Seit 30 Jahren bietet die DKP Glad¬ 
beck in ihrem Büro Sprechstunden an, 
in denen Erwerbslosen und anderen 
Bedürftigen Unterstützung angeboten 
wird. Die UZ sprach mit Antje Potratz 
und Andreas Richter vom Team der 
Bürgerberatung der DKP Gladbeck. 

UZ: Mal abgesehen von den fünf Euro 
mehr, die es ab 2016 gibt: Bekommen 
nach euren Erfahrungen die Erwerbs¬ 
losen vom Jobcenter das, was ihnen 
rechtmäßig zusteht? 

Antje Potratz: Nein, häufig ist das nicht 
der Fall. Viele Erwerbslose kennen 
ihre Rechte nicht, und wissen deshalb 
natürlich auch nicht, was sie überhaupt 
beantragen können. 


Andreas Richter: Hinzu kommt, dass 
falsche Berechnungen von den Men¬ 
schen nicht überprüft werden können. 



Antje Pot ratz 


UZ: Mit welchen Problemen kommen 
die Menschen in eure Bürgersprech¬ 
stunde? 

Andreas Richter: Das Spektrum geht 
von allgemeinen Nachfragen im Alltag 
und Unterstützung beim Ausfüllen von 
Anträgen bis hin zu zugespitzten Not¬ 
situationen wie drohende oder vollzo¬ 
gene Stromsperren. 

Antje Potratz: Oft kommt es vor, dass 
die Menschen durch willkürliche Sank¬ 
tionen in bedrohliche Situationen ge¬ 
bracht werden. Zum Beispiel führen 
falsche Berechnungen seitens des Job¬ 
centers häufig zu finanziellen Engpäs¬ 
sen, und diese wiederum zu Mietrück¬ 
ständen ... Die Palette ist schon ziem¬ 
lich umfangreich. 

UZ: Könnt ihr denn helfen? Und wenn 
ja, wie? 

Antje Potratz: Wichtig ist, dass die 
Ratsuchenden erst einmal jemanden 
haben, der mit ihnen die Unterlagen 
fachkundig prüfen kann. Häufig ist es 
bereits eine große Unterstützung, ih¬ 
nen beim Ausfüllen der Formulare zu 
helfen. 

Gegebenenfalls formulieren wir 
auch mit ihnen einen Widerspruch 
oder stellen einen Überprüfungsan¬ 
trag. Wir machen auch gemeinsam 
mit den Bürgerinnen Termine mit 
dem Jobcenter und begleiten sie da¬ 
bei. 

UZ: Was ist das Ziel eurer Beratung? 

Andreas Richter: Natürlich sollen die 
Betroffenen zu ihrem Recht kommen. 
Aber wir wollen in erster Linie Hilfe 
zur Selbsthilfe leisten, die Menschen 
aktiv unterstützen, für ihre Rechte 
auch selbst aktiv werden zu können. 
Dazu ist natürlich das Wissen um die¬ 
se eine erste Voraussetzung. 


Antje Potratz: Genau diese Hilfe 
zur Selbsthilfe ist der entscheidende 
Punkt. Und für uns Kommunistinnen 
ist es auch ganz wichtig, den Bürgerin¬ 
nen solidarisch zur Seite zu stehen und 



Andreas Richter 


diese Solidarität auch zu vermitteln. Im 
Kampf gegen Behörden- und Beam¬ 
tenwillkür vermag sie doch Erfolge zu 
erreichen. 

UZ: Wie ausgelastet seid ihr mit eurer 
Beratung und wie seid ihr erreichbar? 

Antje Potratz: Am Anfang eines Mo¬ 
nats sind es doch schon einige mehr, da 
kommen durchaus zehn Ratsuchende 
in die Sprechstunde. 

Die Sprechstunden sind von Mon¬ 
tag bis Donnerstag von 10.00 Uhr bis 
12.00 Uhr im Rolf-Krane-Zentrum 
der DKP, Friedenstraße 16. Wir sind 
auch telefonisch erreichbar unter der 
Nummer 02 043/9 338 933 oder über fa- 
cebook (Bürgerberatung DKP-Glad- 
beck), da können auch Termine au¬ 
ßerhalb der Sprechstunden vereinbart 
werden. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Gegen den Trend 

Wirtschaftsminister Gabriel will Erneuerbare ausbremsen und Kohlemeiler schützen 


Mehr Markt, weniger Staat. Dieses 
neoliberale Dogma will Bundeswirt¬ 
schaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) 
nun auch in der Energiewirtschaft voll¬ 
ends zum Durchbruch verhelfen. Auf 
der Energietagung des Handelsblatt 
sagte er in der vergangenen Woche, er 
wolle die „üppige“ Subventionierung 
des grünen Stroms beenden. „Nicht 
mehr die Politik entscheidet die Prei¬ 
se sondern der Markt“, sagte er. 

Bei der Energiewende gehe es sei¬ 
ner Meinung nach nicht nur um Quan¬ 
tität, sondern auch um Qualität. Das 
Tempo des Ökostrombooms drohe, 
Bürger und Wirtschaft zu überfordern. 
Deshalb müssten neben dem Klima- 
schutz auch „Versorgungssicherheit 
und Bezahlbarkeit der Energiewen¬ 
de“ stärker berücksichtigt werden. Das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz sei gut 
gewesen, um Strom aus Wind, Sonne 
und Biomasse eine Anschubhilfe zu 
geben. „Aus den Welpen sind aber 
kräftige Jagdhunde geworden“, sagte 
der Minister, und deshalb bräuchten 
sie keinen „Welpenschutz“ mehr. 

Im Hintergrund seiner Betrach¬ 
tungen steht der internationale Kon¬ 
kurrenzkampf, nicht mit europäischen 
Staaten sondern mit aufstrebenden 
Wirtschaftsnationen wie Südkorea: 
Es solle in den nächsten Monaten da¬ 
rüber geredet werden, was nötig sei, 
wie in Deutschland als „Lokomotive 
für Europa“ wieder ein nächster Mo¬ 
dernisierungsschub hinzubekommen 
ist. Die Debatte müsse sich verändern. 
Im Mittelpunkt stehe die Frage: „Was 
können wir tun, um die Produktivität 
unserer Wirtschaft zu verbessern?“ 


Eine kostengünstige Energiewende 
gehöre dazu. Was Politik und Versorger 
jetzt leisten müssten, sei nicht weniger als 
ein neues System zu errichten. „Es muss 
die Erneuerbaren an den Strommarkt 
führen und kontinuierlich dabei die Kos¬ 
ten senken.“ Und der Strommarkt müsse 
für einen wachsenden Anteil der Erneu¬ 
erbaren fit gemacht werden, was auch 
eine passende Infrastruktur beinhalte. 
Dafür seien ein zügiger Ausbau der Net¬ 
ze und eine „Digitalisierung der Strom¬ 
versorgung“ notwendig. Für ihn sei die al¬ 
les entscheidende Frage, „wie wir aus der 
Energiewende ein Modernisierungspro¬ 
jekt für die deutsche Wirtschaft machen 
können, das die Nachhaltigkeit und Ro¬ 
bustheit unseres Wohlstands erhöht und 
uns neue Marktchancen eröffnet“. 

Aber dieses System müsse am Markt 
ausgerichtet werden. „Ich bin überzeugt, 


nur der Markt ist in der Lage die 1,5 Mil¬ 
lionen Erzeugungsanlagen effizient mit 
der Nachfrage zu koordinieren.“ Es kön¬ 
ne nicht sein, dass der Staat auf Dau¬ 
er die erforderlichen Erzeugungskapa¬ 
zitäten festlege. Deshalb müssten sich 
sämtliche Erneuerbaren künftig „wett¬ 
bewerblichen Ausschreibungen“ stellen 
müssen. 

Dieser Punkt stößt bei den Vertre¬ 
tern der Erneuerbaren Energien auf 
Kritik. Der Grünen-Politiker Hans-Jo¬ 
sef Fell beklagt, dass mit der EEG-No- 
velle 2016 auch die Windenergie den 
Ausschreibungen unterworfen werden 
soll. Die Branche werde damit „das 
gleiche Schicksal erleiden wie schon 
zuvor die Solarbranche“. So habe es 
Gabriel geschafft, „in Deutschland die 
Solarwirtschaft entgegen dem weltwei¬ 
ten Trend massiv einbrechen zu lassen, 


die Bioenergiebranche am Boden zu 
zerstören“ und nun schicke er sich an, 
die Windenergie als einzigen noch flo¬ 
rierenden Zweig in Deutschland dem 
gleichen Schicksal zu unterwerfen. Es 
sei unerträglich, wie der deutsche Wirt¬ 
schaftsminister „eine Branche mit über 
300 000 Jobs erbarmungslos weiter ab¬ 
würgen will“. 

Tatsächlich will Gabriel den Aus¬ 
bau der Erneuerbaren drosseln. Jetzt 
gehe es darum, sagte er, „wie wir es 
schaffen, das Ausbautempo anzupas¬ 
sen an die Ausbaukorridore, die die 
Politik verabredet hat“. 2025 wolle die 
Bundesregierung einen Anteil von 
Sonnen- und Windstrom von 40 bis 45 
Prozent erreicht haben. Da es im ver¬ 
gangenen Jahr bereits 33 Prozent wa¬ 
ren, müsse der Ausbau nun verlang¬ 
samt werden. 


Auch der Vorwurf, Gabriel stütze die 
klimaschädliche Kohleenergie, ist nicht 
unberechtigt. Zwar kündigte er an, ab 
diesem Jahr mit allen Beteiligten über 
einen Kohleausstieg zu sprechen. Er sei 
aber nicht bereit, über Ausstiegsszena¬ 
rien für Kohleregionen wie die Lausitz 
oder das rheinische Revier zu reden, 
ohne gleichzeitig realistische Einstiegs¬ 
szenarien für nachhaltige und anständig 
bezahlte Ersatzjobs der Beschäftigten zu 
besprechen. 

Zumindest für die Lausitz bedeutet 
das ein Weiterso, denn „anständig be¬ 
zahlte“ Jobs sind außerhalb des Bergbaus 
kaum zu finden. Und so wie die Aktien¬ 
kurse von RWE und E.on nach dieser 
Ankündigung gestiegen sind, dürfte auch 
der Verkaufspreis für die Braunkohlen¬ 
sparte von Vattenfall einen Sprung nach 
oben gemacht haben. Bernd Müller 



Sollen sich zukünftig langsamer drehen, wenn es nach Gabriel geht: Windräder in Gebhardshain-Fensdorf 
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Ein kapitalistisches Lehrstück 

Das Ende der Schraubenfabrik in Neuss 



A m 30. November 2015 war 
Schluss. Zum letzten Mal gin¬ 
gen die verbliebenen Mitarbei¬ 
ter der Neusser Whitesell-Fabrik zur 
Arbeit. Dann war das bittere Ende er¬ 
reicht und es kam, trotz der zahlreichen 
Insolvenzen, die das Werk und seine 
Belegschaft bereits hinter sich hatten, 
dennoch überraschend plötzlich. 

Bis 1980 firmierte das Unterneh¬ 
men unter dem Gründernamen „Bau¬ 
er & Schaurte“ und war durch die Er¬ 
findung und Produktion der Innen- 
sechskant-Schraube (Inbus) weltweit 
bekannt geworden. 1980 erfolgte die 
Fusion mit den saarländischen Kar- 
cher Schraubenwerken, 1993 kam es 
zur Insolvenz der Muttergesellschaft 
Saarstahl. Im Anschluss wurde die Fa¬ 
brik von Investor zu Investor weiterge¬ 
reicht. Im Jahr 2012 hatte das Werk eine 
beeindruckende Anzahl von Firmenna¬ 
men und Insolvenzverfahren hinter sich 
gebracht und gehörte nun zur Ruia AG, 
einer Gesellschaft, die schon bald insol¬ 
vent war und von der Whitesell Germa- 
ny GmbH aufgekauft wurde. 

Die Übernahme war hoch um¬ 
stritten. Arbeiterschaft und IG Metall 
protestierten gegen die Forderungen 
des Investors: Whitesell wollte aus 
dem Flächentarifvertrag aussteigen, 
Beschäftigte entlassen, die Wochen¬ 
arbeitszeit erhöhen und Urlaubsan¬ 
sprüche kürzen. Dem Vorhaben der 
Arbeiterschaft, die Suche nach ande¬ 
ren Investoren voranzutreiben, kam 
Whitesell durch eine schnelle Kaufab¬ 
wicklung zuvor. Zu diesem Zeitpunkt 
warnten die Mitarbeiter bereits davor, 
dass die Werke mit Whitesell keine Zu¬ 
kunftsperspektive haben würden. 

Diese Warnungen wurden innerhalb 
kürzester Zeit bestätigt. Direkt nach 
der Übernahme schrieb Whitesell die 
Kunden der ehern. Ruia AG an und ver¬ 
kündete enorme Preiserhöhungen. Die 
Belegschaft protestierte und warnte 
vor einem Einbruch bei den Aufträgen. 
Bis zur Whitesell-Übernahme hatten 
die Werke schwarze Zahlen geschrie¬ 
ben und ihre Auftragslage auch durch 
umfangreiche Lieferverträge mit gro¬ 
ßen Automobilherstellern stabilisiert. 
VW und andere Großkunden kündig¬ 
ten umgehend ihren Rückzug aus den 
Lieferverträgen mit Whitesell an, wa¬ 
ren jedoch aufgrund des hohen Spezia¬ 


UZ-Debatte: 


In der UZ Nr. 1 2016 wird in dem Ar¬ 
tikel „Gesetzmäßige Verelendung“ 
unter der oben genannten Zwischen¬ 
überschrift Marx über Zwck und Auf¬ 
gaben der Gewerkschaften zitiert: „Sie 
verfehlen ihren Zweck gänzlich, sobald 
sie sich darauf beschränken, einen 
Kleinkrieg gegen die Wirkungen des 
bestehenden Systems zu führen, statt 
gleichzeitig zu versuchen, es zu ändern, 
statt ihre organisierten Kräfte zu ge¬ 
brauchen als einen Hebel zur schließ¬ 
lich Befreiung der Arbeiterklasse, das 
heißt zur endgültigen Abschaffung des 
Lohnsystems.“ (Lohn, Preis und Profit, 
MEW Band 16, S.152) 

Das oben genannte Zitat ist die 
dritte und letzte Forderung, die Marx 
am Schluss eines Vortrages vor dem 
Generalrat der Internationalen Ar¬ 
beiter-Assoziation (IAA) vorgeschla¬ 
gen hatte, und die beschlossen wur¬ 
den. In dem Vortrag entwickelte Marx 
die Grundzüge der in „Das Kapital“ 
ausgearbeiteten Theorien des Wertes, 
des Mehrwertes und des Arbeitslohns. 
Und setzte sich mit der Phrase vom 
„gerechten Lohn“ auseinander, mit 
den abschließenden Vorschlägen. 

Das war 1865, Gewerkschaften 
und Arbeiterparteien befanden sich 
im Entstehungsprozess. Inhaltlich und 
organisationspolitisch hatten sich noch 
keine spezifischen Strukturen heraus¬ 
gebildet. Die Sozialdemokratische Ar¬ 
beiterpartei Deutschlands (SDAP), 


lisierungsgrades der in den Werken ge¬ 
fertigten Teile zunächst gezwungen, die 
um bis zu 30 Prozent erhöhten Preise zu 
zahlen. Allen Warnungen und Ankün¬ 
digungen zum Trotz blieb Whitesell bei 
seiner Preispolitik, erzielte kurzzeitig 
gewaltige Gewinnspannen und trieb 
die Werke sehenden Auges in die Pleite. 

Die selbstverschuldete schlechte 
Auftragslage nutzte Whitesell nun als 
Vorwand, um umfangreiche „Restruk¬ 
turierungsmaßnahmen“ anzukündi¬ 
gen: über 600 Arbeiter sollten entlas¬ 
sen und das Neusser Werk geschlossen 
werden. Gewerkschaft und Betriebsrat 
klagten gegen denVersuch, die Entlas¬ 
sungen ohne Sozialplan durchzuführen 
und gewannen vor dem Arbeitsgericht. 
Ein Pyrrhussieg, denn Whitesell ent¬ 
zog sich durch einen Insolvenzantrag 
jeder weiteren Verantwortung für die 
Belegschaft. Die nach dem Verfahren 
zugesicherten Abfindungen wurden 
nicht bezahlt. Stattdessen stand nun 


die Eisenacher, konstituierte sich erst 
1869. Die Vereinigung mit den Lasse- 
lanern erfolgte 1875. Das beschlosse¬ 
ne (Gothaer) Programm war von Marx 
heftig kritisiert worden (Randglossen 
zum Programm der Deutschen Arbei¬ 
terpartei, MEW, Bd. 19, S. 15 ff), ln die¬ 
ser Kritik äußerte sich Marx nicht zur 
Gewerkschaftsfrage. 

Engels schrieb in einem Brief an 
Bebel zum Programm-Entwurf u.a.: 
„Fünftens ist von der Organisation 
der Arbeiterklasse als Klasse vermit¬ 
telst der Gewerkschaftsgenossenschaf¬ 
ten gar keine Rede. Und das ist ein sehr 
wesentlicher Punkt, denn dies ist die 
eigentliche Klassenorganisation des 
Proletariats, in der es seine täglichen 
Kämpfe mit dem Kapital durchficht, 
in der es sich schult,... Bei der Wich¬ 
tigkeit, die diese Organisation auch in 
Deutschland erreicht, wäre es unserer 
Ansicht nach unbedingt notwendig, 
ihrer im Programm zu gedenken und 
ihr womöglich einen Platz in der Or¬ 
ganisation der Partei offenzuhalten.“ 
(Marx, Engels, Ausgew. Briefe, S. 344ff) 

Inzwischen hatten sich die Ge¬ 
werkschaften auch in Deutschland als 
„wichtige Organisation“ neben der 
sozialdemokratischen Arbeiterpar¬ 
tei entwickelt. Bei Engels steht nichts 
mehr von der Rolle der Gewerkschaf¬ 
ten als „Hebel zur Befreiung der Ar¬ 
beiterklasse“. Und die deutschen Par¬ 
teiführer waren wohl so sehr von der 


die Zukunft aller Whitesell-Werke in 
Frage. Das US-Unternehmen hatte die 
Zeit vor dem Insolvenzantrag genutzt, 
um die Gesellschaft aufzuspalten. Die 
Arbeiter waren bei der insolventen 
Whitesell Germany GmbH beschäftigt, 
während die verbliebenen Sach- und 
Vermögenswerte bei einer Luxembur¬ 
ger Holding lagen. Whitesell hatte die 
gekauften Werke ausgesaugt, kurzzei¬ 
tige Maximalprofite realisiert und an¬ 
schließend in Sicherheit gebracht, be¬ 
vor die Belegschaft in die Insolvenz 
geschickt wurde. 

Der Insolvenz Verwalter suchte nun 
nach Investoren für die vier ehemali¬ 
gen Ruia-Werke. Zügig wurde das Pa¬ 
ket aufgeschnürt und das „Rosinen¬ 
picken“ begann. Für die Fabriken in 
Beckingen und Schrozberg wurden 
schnell neue Eigentümer gefunden, 
auch das Werk in Neuwied konnte wei¬ 
ter betrieben werden. Um das Neusser 
Werk war es jedoch schlecht bestellt, 


Rolle der 

Rolle der Partei eingenommen, dass sie 
die Gewerkschaften schlicht fallenlie¬ 
ßen, „den Lasselanern zu Gefallen ge¬ 
tan.“ (Engels) 

Die Unterschiede in den Aufgaben¬ 
stellungen der Organisationen der Ar¬ 
beiterbewegung hatten sich inzwischen 
herausgebildet. Die Gewerkschaften 
beschränkten sich im Wesentlichen 
auf den ökonomischen Kampf. Der 
Trade-Unionismus (nur Gewerkschaf- 
tertum) war entstanden. Daraus resul¬ 
tierte auch, dass die Gewerkschaften 
gesellschaftspolitisch hinter den Arbei¬ 
terparteien herhinkten. 

In der Auseinandersetzung um die 
Gewerkschaftspolitik in der revolutio¬ 
nären Nachkriegsphase um 1920 nahm 
Lenin im „Linken Radikalismus“ aus¬ 
führlich zu der Problematik Stellung. 
Im gegebenen Zusammenhang will ich 
lediglich auf die Charakteristik hinwei- 
sen, die Lenin den Gewerkschaften zu¬ 
gewiesen hatte. 

„Zu Beginn der Entwicklung des 
Kapitalismus bedeuteten die Gewerk¬ 
schaften als Übergang von der Zersplit¬ 
terung und Hilflosigkeit der Arbeiter 
zu den Anfängen einer Klassenverei¬ 
nigung einen riesigen Fortschritt der 
Arbeiterklasse. Als die höchste Form 
der Klassenvereinigung der Proletari¬ 
er, die revolutionäre Partei des Prole¬ 
tariats (die ihren Namen nicht verdient, 
solange sie es nicht gelernt hat, die Füh¬ 
rer mit der Klasse und mit den Massen 


obwohl Betriebsrat und IG Metall al¬ 
les versuchten, um den Betrieb fortzu¬ 
führen und neue Kunden zu gewinnen. 
Wohlgemerkt in einer Situation, in der 
die Produktionsmittel einer Holding- 
Gesellschaft gehörten, die vom ehema¬ 
ligen Arbeitgeber kontrolliert wurde. 

Unterstützung kam aus der loka¬ 
len Politik. Die DKP Neuss erklärte 
sich in zwei offenen Briefen mit der 
Belegschaft solidarisch. Stadtrat und 
Verwaltung erklärten, dass sie allen 
Versuchen das Grundstück als Wohn- 
immobilie zu vergolden, einen Riegel 
vorschieben würden. Die Stadt bot so¬ 
gar den Ankauf des Firmengeländes 
an, um dort mit Hilfe eines Investors 
die Produktion fortführen zu können. 

Alle Bemühungen waren vergeb¬ 
lich. Zwar gelang es, Whitesell wenigs¬ 
tens von der Übergabe des Grundstü¬ 
ckes und der Fabrikgebäude an den In¬ 
solvenzverwalter zu überzeugen (was 
sicher auch auf die enormen Altlasten 


Partei 

zu einem Ganzen, zu etwas untrennba¬ 
rem zu verbinden), sich herauszubilden 
anfing, da begannen die Gewerkschaf¬ 
ten unvermeidlich gewisse reaktionäre 
Züge zu offenbaren, eine gewisse zünft- 
lerische Beschränktheit, eine gewisse 
Neigung zur politischen Indifferenz, 
eine gewisse Stagnation usw.“ 

Die Erwartungen, die Marx und 
der Generalrat der IAA zur Polle der 
Gewerkschaften 1865 beschlossen, 
hatten sich zehn Jahre später nicht er¬ 
füllt; die Entwicklung der Arbeiterbe¬ 
wegung nahm einen anderen Verlauf. 
Marx und Engels haben auf der alten 
Erwartung nicht weiter herumgeritten. 
Als „Marxisten“ haben sie sich mit der 
Entwicklung der Arbeiterbewegung 
beschäftigt und in den weiteren histo¬ 
risch-konkreten Situationen ihre Rat¬ 
schläge gegeben. 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
(Weiterentwicklung des Kapitalismus 
zum Imperialismus) hatte sich die Ten¬ 
denz des Trade-Unionismus und des 
Zurückbleibens der Gewerkschaften 
„unvermeidlich“ (Lenin) verfestigt. Un¬ 
ter anderem auch daraus hatte Lenin 
die Schlussfolgerung von der Notwen¬ 
digkeit der revolutionären Partei gezo¬ 
gen; einer Partei, die den Klassenkampf 
ökonomisch, politisch und ideologisch 
führen muss. Die Gründung der Kom¬ 
munistischen Internationale war die or¬ 
ganisationspolitische Konsequenz. 

Und heute? 


zurückzuführen ist), doch ein neuer In¬ 
vestor wurde nicht gefunden. 

Als die Schließung des Werkes 
verkündet wurde, arbeiteten gerade 
noch 109 der ehemals 300 Mitarbei¬ 
ter in der Fabrik. Innerhalb von zwei 
Jahren hatte Whitesell das Werk her- 
untergewirtschaftet, die Kunden ver¬ 
grault, die Arbeiter um ihre Löhne, Ab¬ 
findungen und Arbeitsplätze gebracht 
und sich gleichzeitig enorme Gewinne 
und Sachwerte gesichert. Auf Seiten 
des US-Investors gab es niemals die 
Absicht, eine langfristige Produktion 
aufrechtzuerhalten. In Zeiten niedri¬ 
ger Zinserträge war der Ankauf ledig¬ 
lich ein lohnendes Anlage-Experiment 
und vielleicht auch eine gute Gelegen¬ 
heit, um potentielle Konkurrenten zu 
beseitigen. Die eigentlich rentablen 
und mit Aufträgen versorgten Werke 
wurden ausgeschlachtet und sich selbst 
überlassen - Kapitalverwertung durch 
Vernichtung. Vincent Cziesla 


Kommunistische Gewerkschaftspo¬ 
litik gründet sich selbstverständlich auf 
die Erkenntnisse von Marx, Engels, Le¬ 
nin u.a. zum Historischen Materialis¬ 
mus, der Notwendigkeit der Überwin¬ 
dung der Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen, der Entwick¬ 
lung einer sozialistischen Gesellschaft. 
In ihrer konkreten Aufgabenstellung 
kann sie aber nur historisch konkret 
angewandt die Arbeiterinnenklasse 
diesem Ziel näherbringen. 

„Der DKP geht es um die Überwin¬ 
dung von Widersprüchen und Inkon¬ 
sequenzen in der gewerkschaftlichen 
Politik und damit um die Erhöhung 
des Ansehens, der Glaubwürdigkeit 
und der Kampfkraft der Gewerkschaf¬ 
ten. Die Mitglieder der DKP sind ih¬ 
ren Möglichkeiten entsprechend Mit¬ 
glieder der Gewerkschaften. Sie setzen 
sich dafür ein, dass die Einheitsgewerk¬ 
schaften zu autonomen, kämpferischen 
Klassenorganisationen werden, die die 
unterschiedlichen weltanschaulichen 
und politischen Strömungen vereinen. 

Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten leisten theoretische und praktische 
Beiträge dazu, die Klassenorientierung 
der Gewerkschaftspolitik zu stärken, 
dafür antikapitalistische Positionen zu 
entwickeln und das Ziel einer sozialis¬ 
tischen Gesellschaft in ihnen als not¬ 
wendig und möglich zu propagieren.“ 
(Programm der DKP, 2006; S. 37, 38) 
Rainer Dörrenbecher 


Rolle der Gewerkschaften - 
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Keine Rehabilitierung von 
Berufsverbote-Betroffenen 

Auch zum Ende ihrer Amtszeit hat sich 
die grün-rote Landesregierung und die 
sie tragende Parlamentsmehrheit nicht 
dazu durchringen können, die Menschen 
zu rehabilitieren, die als Linke in den 
1970-er und 1980-er Jahren - und selbst 
darüber hinaus - vom Radikalenerlass 
betroffen waren. 

Wie die „Initiative 40 Jahre Radika¬ 
lenerlass“ aus der Presse erfahren muss¬ 
te, haben sowohl die Lraktion der SPD 
als auch die der Grünen es in der zweiten 
Januarwoche abgelehnt, einen entspre¬ 
chenden Antrag in den Landtag einzu¬ 
bringen. 

Im Vorfeld hatte Ministerpräsi¬ 
dent Kretschmann einigen Betroffenen 
schreiben lassen, man wolle die Recht¬ 
mäßigkeit der damaligen Verfahren auch 
im Hinblick auf mögliche künftige Aus¬ 
schlüsse aus dem Öffentlichen Dienst 
nicht generell in Lrage stellen. 

Die grün-rote Landesregierung stellt 
sich mit diesen Entscheidungen bruch¬ 
los in die Tradition derer, die die mit den 
Berufsverboten verbundenen Grund¬ 
rechtsverletzungen weiter legitimieren 
und sich ihre künftige Wiederbelebung 
Vorbehalten wollen. Darüber hinaus 
stellt sie sich damit ein weiteres Mal hin¬ 
ter die Praxis des Inlandsgeheimdienstes, 
der den irreführenden Namen Verfas¬ 
sungsschutz 4 trägt. 

Damit sind die jahrelangen Bemü¬ 
hungen ehemaliger Betroffener und ein 
Runder Tisch, zu dem sie im Juni 2015 
Abgeordnete von Grünen und SPD 
bewegen konnten, ergebnislos geblie¬ 
ben. Ausgerechnet die grün-rote Regie¬ 
rungsmehrheit in Baden-Württemberg, 
deren Ministerpräsident Kretschmann 
1977 selbst als linker Lehrer Berufsver¬ 
bot erhalten hatte, fällt damit weit hinter 
die Landesparlamente von Bremen und 
Niedersachsen zurück, die 2011 und 2014 
den Radikalenerlass für Unrecht erklärt 
und die Betroffenen rehabilitiert hatten. 

Die Initiativgruppe, die sich 2011 
zum 40. Jahrestag des Radikalenerlas¬ 
ses gegründet hat, wird auch unter einer 
neuen Landesregierung dafür kämpfen, 
dass die Betroffenen der Berufsverbote¬ 
politik endlich rehabilitiert und bei Al¬ 
tersarmut entschädigt werden. Es muss 
ein für alle Mal Schluss gemacht werden 
mit der Bespitzelung, Einschüchterung 
und Verfolgung linker Oppositioneller. 
Diese Lorderungen haben nach GEW 
und DGB Niedersachsen im Herbst 2015 
auch der ver.di-Bundeskongress und der 
IG-Metall-Gewerkschaftstag beschlos¬ 
sen. Anlässlich der letzten Landtagssit¬ 
zung am 17. Lebruar, 15.30 Uhr, werden 
Betroffene vor dem Landtag ihren Pro¬ 
test kundtun. 

Klaus Lipps und Michael Csaszköczy 

Für die „Initiativgruppe 40 Jahre Radikalenerlass“ 

Einziehung von Geldern 
unverhältnismäßig 

„Auch wenn das Gesetz die Einbehal¬ 
tung einer präventiven Sicherheitsleis¬ 
tung zur Begleichung eventueller Ver¬ 
fahrenskosten oder Strafen ermöglicht, 
erscheint dieses Vorgehen der Polizei 
äußerst fragwürdig 44 erklärt Ulla Jelpke, 
innenpolitische Sprecherin der Lraktion 
„Die Linke 44 mit Blick auf die Regelung, 
Llüchtlinge zur Abgabe von mitgebrach¬ 
tem Geld oder Wertsachen zu verpflich¬ 
ten, wenn eine bestimmte Summe über¬ 
schritten wird. „Schließlich werden Ver¬ 
fahren wegen unerlaubter Einreise nach 
Stellung des Asylantrages ohnehin ein¬ 
gestellt. Und Gelder für die Begleichung 
der Kosten einer späteren Abschiebung 
einzubeziehen, ist aus meiner Sicht eben¬ 
falls unverhältnismäßig. Wer Asyl bean¬ 
tragt, nutzt ein Grundrecht. Das darf - 
auch im Ablehnungsfall - nicht mit Kos¬ 
ten für den Llüchtling verbunden sein 44 . 
Ulla Jelpke weiter: 

„Llüchtlingen auch noch den Lamili- 
enschmuck abzunehmen, finde ich gera¬ 
dezu herzlos. Denn dabei handelt es sich 
oftmals um die wenigen Erinnerungs¬ 
stücke an zurückgelassene Angehörige. 
Aus sozialrechtlicher Sicht darf meines 
Erachtens nach das Vermögen eines 
Llüchtlings nicht einfach von den Behör¬ 
den eingezogen und verrechnet werden. 
Schließlich ist im Asylbewerberleistungs¬ 
gesetz ja vorgesehen, dass ein Llüchtling 
erst einmal sein eigenes Geld aufbraucht, 
bevor er einen Anspruch auf öffentliche 
Zuwendungen hat. 


Deutschland im Krieg 

Nato-„Sicherheits“-konferenz fordert zu Protesten heraus 



W enn sich am 13. Lebruar in 
München wieder die De¬ 
monstration gegen die soge¬ 
nannte NATO-Sicherheitskonferenz 
formiert, wird diese bestimmt von ei¬ 
ner dramatischen Kriegsentwicklung 
im Nahen Osten und einer sich zuspit¬ 
zenden Llüchtlingsproblematik. Die ge¬ 
plante Demonstration wird zum Protest 
gegen die Beteiligung der Bundeswehr 
an diesem Krieg und gleichzeitig zur 
Solidarität mit den Llüchtlingen aufru- 
fen, die vor Krieg, Armut und Verfol¬ 
gung ihre Heimat verlassen müssen. 

Der Nahe Osten ist zu einem ge¬ 
fährlichen Kriegsbrandherd geworden. 
50 Prozent der Öl- und Gasreserven 
liegen unter dessen Boden, und fünf 
Atommächte führen dort Krieg: USA, 
Großbritannien, Lrankreich, Russland 
und Israel. In Syrien bombardieren 
derzeit fünf NATO-Staaten - nahezu 
auf Sichtweite: USA, Großbritanni¬ 
en, Lrankreich, Deutschland und die 
Türkei. Der Abschuss eines russischen 
Kampfflugzeuges durch die Türkei hat 
deutlich gemacht, wie schnell dieser 
Konflikt eskalieren und zu einem welt¬ 
weiten Konflikt führen kann. 

Weitere dort militärisch operieren¬ 
de Staaten sind die hoch aufgerüsteten 
Saudi Arabien und Katar. Die Region 
ist eingekreist mit Militärstützpunk¬ 
ten und Llottenverbänden von Atom¬ 
mächten. Deutschland hat die Region 


Samstag, 13. Februar 2016 
in München 
13.00 Uhr 

Auftaktkundgebung - 
Stachus/Karlsplatz 

13.45 Uhr 

★ Umzingelung des Tagungsortes 
der NATO-Kriegs-Strategen 

★ Demonstration - über Lenbach- 
platz, Platz der Opfer des National¬ 
sozialismus - Odeonsplatz - zum 
Marienplatz 

★ Protest-Kette - über Neuhauser 
Str. - Kaufingerstr. - zum Marien¬ 
platz 

15.00 Uhr 

Schlusskundgebung - Marienplatz 


mit Waffen vollgepumpt und beteiligt 
sich inzwischen aktiv am Krieg gegen 
Syrien. 

In diesem Konflikt geht es um die 
Lrage, wer dominiert ein künftiges Sy¬ 
rien, es geht darum, Russland aus Sy¬ 
rien zu vertreiben, um Zugriff auf die 
strategischen Öl- und Gasreserven und 
schließlich geht es um eine strategische 
Position des Westens gegen dem Pers¬ 
pektivgegner China. 

Erneut erweist sich der Siko-Chef 
Wolfgang Ischinger als Scharfmacher. 


Schon in der LAZ vom 15. September 
2015 plädierte er dafür, „... dass unsere 
Strategie in der Syrien-Krise nur dann 
glaubwürdig ist, wenn sie mit glaub¬ 
würdigen militärischen Handlungsop¬ 
tionen unterlegt ist. Die EU muss im¬ 
stande sein, über Tragen wie Schutz¬ 
zonen in Syrien für die Millionen von 
Llüchtlingen ernsthaft zu reden.... Wer 
sich dazu nicht aufrafft, darf sich nicht 
wundern, wenn weitere Hunderttau¬ 
sende oder Millionen Llüchtlinge bei 
uns landen. 

Und auf die Lrage: „Würden Sie 
auch das Wort Bodentruppen in den 
Mund nehmen? 44 sagte Ischinger: „Die¬ 
se Lrage stellt sich zur Zeit nicht. Ich 
würde aber gar nichts ausschließen“ 
„Nicht ausschließen“ will Ischinger also 
weitere Tausende Tote, weitere Verwüs¬ 
tung des Landes und weitere Hundert¬ 
tausende Kriegsflüchtlinge. 

Was wir derzeit als sogenannte 
Llüchtlingskrise erleben sind die Lol¬ 
gen der Interventionspolitik des „Wes¬ 
tens“. Die meisten Geflüchteten kom¬ 
men aus den durch NATO-Interven- 
tionen verwüsteten Ländern. Diese 
Kriege der NATO-Staaten - Jugosla¬ 
wien, Irak, Afghanistan, Libyen - ha¬ 
ben Millionen Menschen das Leben 
gekostet, die Lebensgrundlagen der 
Menschen in diesen Ländern vernich¬ 
tet, immer neuen Terrorismus hervor¬ 
gebracht und zum Erstarken des ver¬ 


brecherischen IS geführt. Reaktionäre 
Staaten wie die Türkei, Saudi Arabien 
oder Katar werden als Bündnispartner 
des „Westens“ militärisch hochgerüstet. 

Deshalb heißt es im Aufruf zur 
Demonstration gegen die „Siko“ u.a.: 
„Mit dem Einsatz der Bundeswehr am 
Krieg in Syrien beteiligt sich Deutsch¬ 
land wieder an einem Krieg, der wei¬ 
tere Tausende zivile Opfer kosten 
wird. Alle bisherigen Kriege der NA¬ 
TO-Staaten hinterließen verheerende 
Verwüstungen und haben Hundert¬ 
tausenden Menschen das Leben ge¬ 
kostet. Der sogenannte Krieg gegen 


den Terror hat den Terrorismus nicht 
geschwächt, sondern gestärkt. In Af¬ 
ghanistan sind heute die Taliban stär¬ 
ker denn je. Das Erstarken des IS ist 
eine der Lolge des US-Krieges im Irak, 
des NATO-Krieges in Libyen und der 
Rüstungsexporte in die Region, u.a. 
von deutschen Waffenlieferungen an 
Saudi-Arabien, Katar und die Türkei“ 
Die aktive Unterstützung des IS durch 
Saudi Arabien und die Türkei sind ein 
offenes Geheimnis. Dagegen wendet 
sich die Aktion gegen die Siko am 
13. Lebruar.“ 


Walter Listl 


Die geplanten Proteste 


Über hundert Organisationen und 
Einzelpersonen haben den Aufrufzu 
den Protesten gegen die Siko unter¬ 
schrieben. Bundesweit mobilisieren 
viele Organisationen und Initiativen 
darauf nach München zu kommen 
und sich an den Protesten zu betei¬ 
ligen. Nach einer Auftaktkundge¬ 
bung am 13. Februar um 13.00 h am 
Münchner Stachus wird derTagungs- 
ort der Siko, das Hotel Bayerischer Hof, 
mit einer Demonstration und einer 
gleichzeitigen Protestkette durch die 
Münchner Fußgängerzone umzingelt. 
Die Teilnehmenden beider Aktionen 
treffen sich dann um 15.00 Uhr auf 


dem Marienplatz zur Abschlusskund¬ 
gebung. Die DKP wird sich sowohl an 
der Demo als auch an der Protestkette 
beteiligen. 

An der Protestkette wird die DKP mit 
der Aktion „Die Blutline der NATO“ da¬ 
bei sein, in der die Kriegsverbrechen 
der NATO vom Krieg gegen Jugosla¬ 
wien bis Syrien und deren Folgen dar¬ 
gestellt werden. Kapitalismus, Krise 
und Krieg-diesen Zusammenhang 
werden drei Figuren symbolisieren, 
die die Blutlinie der NATO begleiten 
werden. 

Weitere Infos: www.Sicherheitskon- 
ferenz.de 


Plattitüden statt Fakten 

Mehr Mittel für Operatives Abwehrzentrum (OAZ) in Sachsen gefordert 


Nicht nur in Sachsen ist rechte Gewalt 
derzeit auf dem Vormarsch. Jedoch 
sorgt kaum ein Bundesland bezüglich 
rassistischer Massenaufmärsche und 
Gewalttaten derart kontinuierlich für 
Negativschlagzeilen wie der Lreistaat. 
Erst am letzten Sonntag wurden im 
sächsischen Naunhof (Landkreis Leip¬ 
zig) erneut Anschläge - diesmal auf 
die Asylunterkunft in der ehemaligen 
Pension Paulchen, eine geplante Asyl¬ 
unterkunft in der Schlossmühle sowie 
auf die Wohnung eines Kommunalpo¬ 
litikers der Partei „Die Linke“ verübt. 

Bei letztgenanntem Anschlag wur¬ 
den insgesamt fünf Pflastersteine auf 
das Wohngebäude des Politikers ge¬ 
worfen. Einer durchschlug dabei das 
Wohnzimmerfenster und verfehl¬ 
te ihn nur knapp. An die Zaunpfeiler 
vor dem Wohngebäude sprühten die 
Täter die Parole „Handeln statt zu¬ 
schauen“. Gleiche Schmierereien fan¬ 
den sich auch an den anderen beiden 
Tatorten. „Die politische Motivation 
dieser Anschläge ist augenscheinlich 
und klar gegen Geflüchtete und ihre 
Unterstützer gerichtet“, kritisierte die 
sächsische Linkspartei und verurteilte 


„diese fremdenfeindlichen Taten auf 
das Schärfste 44 . 

Erst am Donnerstag letzter Wo¬ 
che war unterdessen bekannt gewor¬ 
den, dass die Ermittlungsverfahren in 
Sachen „Politisch motivierte Gewalt“, 
die in Sachsen vom eigens geschaffenen 
Operativen Abwehrzentrum (OAZ) 
der Polizei bearbeitet werden, deutlich 


Pflasterstein verfehlte 
Linkspolitiker nur knapp. 


angestiegen sind. So wurden im letzten 
Jahr insgesamt 208 Ermittlungsverfah¬ 
ren gegen Neofaschisten und andere 
Rechte eingeleitet. 2014 lag die Anzahl 
der Verfahren noch bei 159 Lällen. Wäh¬ 
rend - zumindest den offiziellen Zahlen 
zufolge - im Zeitraum zwischen Januar 
und September 2015 insgesamt 66 An¬ 
griffe auf Unterkünfte von Llüchtlingen 
gezählt worden waren, waren es im ge¬ 
samten Jahreszeitraum von 2014 insge¬ 
samt 27 Attacken. Die Dunkelziffern 
dürften jedoch weitaus höher liegen. 

Sachsens Innenminister Markus 
Ulbig (CDU) ist unterdessen voll des 


Lobes für das OAZ. „Das Operative 
Abwehrzentrum leistet ausgezeichne¬ 
te Ermittlungs- und Aufklärungsarbeit. 
Insbesondere bei Angriffen auf Asyl¬ 
unterkünfte sowie auf Amts- und Man¬ 
datsträger, die im vergangenen Jahr 
verstärkt zu verzeichnen waren, hat es 
sich bewährt, Kompetenzen zentral zu 
bündeln“, behauptete er gegenüber den 
Dresdner Neusten Nachrichten. 

Die sächsische Landtagsabgeord¬ 
nete Kerstin Köditz (Linkspartei) 
hegte indes Zweifel an der Euphorie 
des CDU-Politikers. „Wenn es Innen¬ 
minister Markus Ulbig ernst meint mit 
seinen Worten, es habe sich bewährt, 
,Kompetenzen zentral zu bündeln 4 , 
dann ist die einzig mögliche Konse¬ 
quenz, dass endlich die personelle 
Sollstärke des OAZ hergestellt wird, 
vermehrt entsprechende Qualifizie¬ 
rungsmaßnahmen für Beamte in den 
Polizeipräsidien durchgeführt werden 
und das Lachpersonal im OAZ deut¬ 
lich aufgestockt wird 44 . Dafür müsse 
entsprechend Geld in die Hand ge¬ 
nommen werden, was Köditz zufolge 
„problemlos ohne zusätzliche Belas¬ 
tung des Haushalts durch Umschich¬ 


tungen möglich“ wäre. Die Abgeord¬ 
nete, die Sprecherin ihrer Lraktion für 
antifaschistische Politik ist, übte außer¬ 
dem Kritik am „sogenannten Landes¬ 
amt für Verfassungsschutz“, welches 
„so überflüssig wie ein Kropf“ sei. 
„Wenn vom Behördenchef Gordian 
Meyer-Plath lediglich Plattitüden zu 
vernehmen sind wie die Aussage, es sei 
,beim Rechtsextremismus gegenwärtig 
kein weißer Lleck auf der sächsischen 
Landkarte erkennbar 4 , bringt dies le¬ 
diglich die Erkenntnis, dass dieser Prä¬ 
sident auch nach mehr als zweijähriger 
Amtszeit noch zu keiner kompetenten 
Einschätzung der Lage fähig oder wil¬ 
lens ist“, monierte sie. Weiße Llecken 
auf der sächsischen Landkarte in Be¬ 
zug auf die extreme Rechte existierten 
schließlich „bereits seit langen Jahren 
nicht mehr“, so die Linkspartei-Politi¬ 
kerin weiter. Wenn also das Landes¬ 
amt für Verfassungsschutz den selbst 
gestellten Anspruch als Lernaufklärer 
der Demokratie nicht ausfüllen kön¬ 
ne, sollten entsprechend Mittel für 
das erfolgreich arbeitende OAZ um¬ 
geschichtet werden, schlug Köditz vor. 

Markus Bernhardt 
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Mehr Transparenz gefordert 

Lebensmittel unzureichend gekennzeichnet 


Es ist ein lang gehegter Glaube, der 
Verbraucher könne allein mit der Ent¬ 
scheidung, dieses oder jenes Produkt 
zu kaufen, die Welt ein Stück weit zum 
Guten verändern. Dieser nachhaltige 
Konsum steht inzwischen hoch oben in 
der nationalen und internationalen po¬ 
litischen Diskussion. Die Bundesregie¬ 
rung erarbeitet unter der Federführung 
von Umwelt- und Justizministerium ein 
„Nationales Programm für nachhalti¬ 
gen Konsum“, das vermutlich im Früh¬ 
jahr dieses Jahres vorgestellt wird. Wem 
letztendlich die Hauptverantwortung 
übertragen wird, ist derzeit noch Ge¬ 
genstand der Diskussion. 

Der „Bundesverband der Ver¬ 
braucherzentralen und Verbraucher¬ 
verbände“ (vzbv) hat vor einer Woche 
ein Positionspapier vorgelegt, wie der 
nachhaltige Konsum von Lebensmit¬ 
teln gefördert werden könnte. Der 
Lebensmittelsektor sei besonders re- 


Nachhaltiger Konsum ist 
nicht nur Angelegenheit der 
Verbraucher. 


levant, weil Produktion und Konsum 
von Lebensmitteln mit rund 15 Pro¬ 
zent der „konsumbezogenen C0 2 - 
Emissionen“ einen vergleichsweise 
großen ökologischen Fußabdruck 
hinterlassen. Ressourcen wie Land, 
Wasser, Energie und Arbeit werden 
für Produktion, Verarbeitung und 
Transport von Lebensmitteln einge¬ 
setzt. Über die Produktionsbedingun¬ 
gen, Höhe der Löhne und Preise für 
agrarische Rohstoffe und Leistungen 
auf den verschiedenen Ebenen der 
Wertschöpfungskette entfalten sie 
auch eine soziale und ökonomische 
Dimension der Nachhaltigkeit. 

In dem Positionspapier kritisiert 
der vzbv die Haltung der Bundesregie¬ 
rung, denn diese will den Verbrauchern 
einseitig die Hauptverantwortung für 
die Folgen des Konsums zuschreiben. 
Diese trügen nämlich „die Verantwor¬ 
tung für die Auswahl des Produkts und 
dessen sozial und ökologisch verträg- 
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liehe Nutzung“. Tatsächlich hat in die¬ 
sem Bereich die Nachhaltigkeit einen 
hohen Stellenwert für die Verbraucher. 
Der vzbv hat in einer aktuellen Emnid- 
Umfrage festgestellt, dass zwei Drittel 
der Befragten auf die Nachhaltigkeit 
ihrer Produkte achten. Für 58 Prozent 
ist die artgerechte Tierhaltung ein Qua¬ 
litätsmerkmal von Lebensmitteln. 32 
Prozent kaufen am liebsten aus der Re¬ 
gion und 23 Prozent setzen auf fair ge¬ 
handelte Produkte. In der Praxis schei¬ 
terten sie aber häufig an mangelnden 
Informationen (63 Prozent), an zu ho¬ 
hen Preisen (55 Prozent), oder es sind 
schlicht und einfach keine nachhaltigen 
Lebensmittel verfügbar (44 Prozent). 

Deshalb sei die Zuschreibung, wie 
sie von der Bundesregierung vorge¬ 
nommen wird, einseitig und nicht re¬ 
alistisch: Unter den gegebenen Vor¬ 
aussetzungen sei die Möglichkeit der 
Verbraucher stark begrenzt, den Markt 
allein durch ihre Nachfrage nachhal¬ 
tig zu gestalten. Die Bundesregierung 
müsse erst „die Voraussetzungen für 
ein nachhaltigeres Angebot, mehr 
Transparenz und Informationen schaf¬ 
fen“. 

„Verbraucherinnen und Verbrau¬ 
cher können mit ihren Entscheidungen 
am Supermarktregal nicht die alleini¬ 
ge Verantwortung für mehr nachhalti¬ 
gen Konsum tragen“, sagte Klaus Mül¬ 



ler, Vorstand des vzbv. „Sollen mehr 
nachhaltig produzierte Lebensmittel 
gekauft werden, müssen die Rahmen¬ 
bedingungen stimmen: Angebot, Preis 
und Informationen müssen verbrau¬ 
cherfreundlich sein.“ 

„Wir erwarten von der Politik ein 
konkretes Maßnahmenpaket, das klare 
Verantwortlichkeiten benennt für die 
Stärkung des nachhaltigen Konsums“, 
sagte Müller. Dazu gehöre in erster 
Linie, dass Produktionsweisen offen¬ 
gelegt würden. Lebensmittel werden 
heute in hohem Maße globalisiert pro¬ 
duziert, heißt es in dem Positionspapier, 
und umfasst eine Vielzahl von arbeits¬ 
teiligen Schritten - vom bäuerlichen 
Produzenten bis zum Einzelhandel. 
Doch Informationen darüber, wie pro¬ 
duziert wird, gibt es meist nur auf frei¬ 
williger Basis von den Unternehmen. 

Dabei sei es unerlässlich, dass auf 
die bereitgestellten Informationen 
auch Verlass ist, damit Verbraucher 
eine „informierte Kaufentscheidung“ 
treffen könnten. Doch bislang feh¬ 
le eine einheitliche Definition davon, 
„welche Produkte, Inhaltsstoffe und 
Herstellungsweisen bezüglich der sozi¬ 
alen, ökologischen und ökonomischen 
Dimension als nachhaltig zu qualifizie¬ 
ren sind“. Zudem sei es schwierig, den 
Überblick über vorhandene Label zu 
behalten, die eine oder mehrere Pro¬ 
dukteigenschaften kennzeichnen. Al¬ 
lein auf dem Lebensmittelmarkt gibt 
es demnach „160 Öko- und/oder Sozi¬ 
allabel“. Hinter manchen „Auslobun¬ 
gen“ würde „schlicht beschönigendes 
und rein werblich“ motiviertes „Green 
Washing“ stehen. Letztendlich ist es 
nicht verwunderlich, dass die meisten 
Menschen nicht wissen, was die Label 
bedeuten: Die Fachhochschule Müns¬ 
ter hatte in einer Umfrage unter 1 900 
Menschen festgestellt, dass rund 80 
Prozent zwar meinten, Produktkenn¬ 
zeichnungen seien hilfreich, aber nicht 
sagen könnten, was diese Qualitätssie¬ 
gel bedeuten. Um diesen Missstand zu 
beseitigen, empfiehlt der vzbv ein neu¬ 
es, staatliches Siegel, das glaubwürdig 
ist. Bernd Müller 


Die Fäulnis des Imperialismus 
und die Philosophie 

Widerstand gegen die Salonfähigkeit neuer Rechter in Karlsruhe 


Noch ist die Alternative für Deutschland 
(AfD) ein versprengter Haufen reakti¬ 
onärer Kräfte, der vor allem durch die 
Angst vor dem sozialen Abstieg und die 
Wut über die etablierten bürgerlichen 
Parteien zusammengehalten wird. Aus 
Angst und Wut folgt Hass auf alles, was 
vermeintlich Schuld ist an der eigenen 
Misere: Linke, Gewerkschaften, Flücht¬ 
linge etc. 

Was der AfD bis dato fehlt, ist eine 
Klärung ihrer ideologischen Grundla¬ 
gen. Eine weltanschauliche Heimat, die 
der versprengten Masse eine organisier¬ 
te Form gibt. Und hier kommen Perso¬ 
nen wie Marc Jongen ins Spiel. Dieser 
ist nicht nur als stellvertretender Spre¬ 
cher und Programmkoordinator der 
AfD Baden-Württemberg und als Mit¬ 
glied der AfD-Bundesprogrammkom- 
mission ideologischer Vormann seiner 
Partei, sondern zugleich auch Mitglied 
des Senats der Hochschule für Gestal¬ 
tung (HfG) Karlsruhe, Leiter des HfG- 
“International Office“ und Herausgeber 
der Schriftenreihe „HfG Forschung“. 
Marc Jongen ist, in den Worten der 
Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung 
(FAS) vom 10. Januar der „Parteiphilo¬ 
soph“ der AfD. 

In akademisch hochgestochenen 
Worten - und staatlich besoldet - lie¬ 
fert Jongen genau das, was der AfD noch 
fehlt. Seine Philosophie gibt der Fäulnis 
des Imperialismus, der Krise des Kapi¬ 
talismus einen bewussten Ausdruck. Wo 
Fortschritt unmöglich ist, ist Reaktion 
der einzige Weg. In diesem Sinne kriti¬ 
siert Jongen die Vernunftorientierung der 


deutschen Politik und bemängelt, dass es 
an Zorn und Wut fehle. Die niedrigsten 
menschlichen Instinkte werden philo¬ 
sophisch aufgeladen und positiv her¬ 
vorgehoben. Die reaktionäre Botschaft 
wird mit dem altgriechischen Fremdwort 
„Thymos“ verschleiert, was soviel bedeu¬ 
tet wie „Gemütslage“. Um die abendlän¬ 
dische Kultur zu retten, seien thymoti- 
sche Entladungen in Gestalt von Massen¬ 
bewegungen nötig. „Stolz und Wut sind in 
der AfD wichtige Emotionen“, sagt Jon¬ 
gen in der FAS vom 10. Januar. Ziel sei¬ 
ner wissenschaftlichen Tätigkeit im Rah¬ 
men der HfG sei eine „neodarwinistische 
Kulturtheorie“ zur Verhinderung der De- 
konstruktion von Familie, Volk und Kir¬ 
che. Zu den geistigen Bezugspunkten 
gehören u.a. die Nazi-Philosophen Carl 
Schmitt und Martin Heidegger. 

Akademischer Ziehvater von Marc 
Jongen ist Peter Sloterdijk, bis Ende 
2015 Rektor der HfG Karlsruhe. Dieser 
distanziert sich zwar von dem „AfD- 
Ideen-Müll“ liefert aber seit Jahren die 
ideologische Begleitmusik zur Rechts¬ 
entwicklung in unserer Gesellschaft. 
Gegen den AfD-Mann im Senat der 
Karlsruher Hochschule regt sich seit 
Ende 2015 Widerstand. Zehn besorg¬ 
te Wissenschaftler Innen der Buchreihe 
„HfG Forschung“ haben in einem öf¬ 
fentlichen Brief am 4. Dezember Maß¬ 
nahmen „Gegen die Salonfähigkeit neu¬ 
er Rechter in der HfG“ verlangt. Jongen 
sei als Herausgeber unhaltbar und abzu¬ 
lösen. Auch Prof. Beat Wyss, Hochschul¬ 
lehrer an der HfG Karlsruhe, fordert die 
Absetzung von Marc Jongen. Jongen las¬ 


se sich als „akademisches Feigenblatt“ 
missbrauchen, meint Beat Wyss in der 
ZEITonline vom 28. Dezember. Er ma¬ 
che mit dem Namen der HfG „politi¬ 
sche Werbung“ für eine „rechtsnatio¬ 
nale Splitterpartei mit Verbindungen 
in die Neonazi-Szene“. Die VVN-BdA 
Kreisvereinigung hat sich am 7. Januar 
ebenfalls mit einer Pressemitteilung in 
die Debatte eingemischt. Darin heißt es: 
„Als Organisation der nach der Befrei¬ 
ung vor 70 Jahren gegründeten Verei¬ 
nigung der Verfolgten des Naziregimes 
melden wir uns zu Wort, weil wir bun¬ 
desweit über den Fall aufklären wollen 
und um unsere Solidarität mit den Kri¬ 
tikern zu bekunden.“ 

Jongen weist die Vorwürfe indes zu¬ 
rück. Nie habe er sein politisches Enga¬ 
gement mit der Tätigkeit an der HfG ver¬ 
mischt. In den Badische Neueste Nach¬ 
richten (BNN) vom 9. Dezember fühlt er 
sich gar an die „Unterdrückungsmecha¬ 
nismen“ erinnert, „wie man sie von to¬ 
talitären Regimen kennt“. Doch um Wis¬ 
senschafts- und Meinungsfreiheit geht es 
hier nicht - es geht um Klassenkampf! 
Denn es ist kein Zufall, dass reaktionäre 
Köpfe wie Peter Sloterdijk und Marc Jon¬ 
gen akademische Karriere machen und in 
den Hochschulleitungen sitzen, während 
progressive Denker wie Marxisten-Leni- 
nisten seit Jahrzehnten systematisch aus 
dem Wissenschaftssystem der BRD dis¬ 
kriminiert werden (Adenauer-Erlass, Be¬ 
rufsverbote, Abwicklung des DDR-Wis¬ 
senschaftssystems etc.). Die herrschende 
Wissenschaft ist immer die Wissenschaft 
der Herrschenden! KAJ/UZ 


Gastkolumne von Karl Martin 

Die gerufenen Geister 


„Seit Merkels ,Wir schaffen das 4 kann 
man CDU nicht mehr wählen“, gestand 
mir ein Wähler der Partei, um gleich 
die Hoffnung auf Einsicht zu zerstören: 
„Aber was Bernd Lucke sagt, klingt 
vernünftig.“ Jüngste Umfragen bestär¬ 
ken dieses Erlebnis, nach denen die AfD 
in den nächsten Landtagswahlen mehr 
als zehn Prozent der Stimmen erhalten 
wird. 

Die Herrschenden haben einiges 
dafür getan. Nach den Pariser Novem¬ 
beranschlägen raunte de Maiziere salo¬ 
monisch, was sich beim Fußballspiel in 
Hannover „Schröckliches“ ereignet ha¬ 
ben könnte, wenn es sich wirklich ereig¬ 
net hätte. Im Januar wurden Deutsche 
Opfer eines Terroranschlages, und seit 
der Silvesternacht grassiert die Angst 
im Volk vor jungen Männern aus Alge¬ 
rien und Marokko. Dass Frauen statis¬ 
tisch betrachtet vor Lebenspartnern in 
ihren Wohnungen mehr Angst haben 
sollten und dies die Politik bisher dazu 
ermunterte, die Finanzierung von sozi¬ 
alen Schutzräumen wie Frauenhäusern 
abzubauen, gehört zu Tatsachen, welche 
die Debatte über kriminelle Asylbewer¬ 
ber als reine Demagogie entlarven. 

Doch darum geht es: Die Klassen¬ 
struktur des Kapitalismus erodiert in 
der Krise und die Politik, mit der das 
Kapital auf die erschwerte Profitak¬ 
kumulation antwortet, erhöht soziale 
Widersprüche. Um in den drohenden 
Kämpfen zu bestehen, genügt es ihm 
nicht, seine Machtinstrumente auszu¬ 
bauen. 

Zwar schaffen Gerichtsurteile Prä¬ 
zedenzfälle, in denen Meinungen krimi¬ 
nalisiert und Rechte abgebaut werden. 


Erinnert sei an das Vorgehen der sächsi¬ 
schen Behörden gegen Demonstranten 
im Februar 2011 in Dresden. Zwei Jahre 
Haft gegen Tim H. oder eine Geldstrafe 
von 3 000 Euro gegen den Jenaer Ju¬ 
gendpfarrer Lothar König zeugen von 
abschreckender Härte unter fragwür¬ 
diger Beweiskraft. Dass im Laufe der 
Ermittlungen mehreren Abgeordneten 
- wie Caren Ley, Michael Leutert oder 
Andre Hahn - ihre politische Immuni¬ 
tät abgesprochen wurde, dokumentiert 
dabei einen Bruch mit herkömmlicher 
bürgerlich-demokratischer Rechtspra¬ 
xis. Auch werden seit Jahren Polizei und 
Armee aufgebaut und ihr Einsatz gegen 
die Bevölkerung im Land geprobt. 

Was die herrschende Klasse aber 
dringend braucht, sind herrschende Ge¬ 
danken, die vom Zusammenhang zwi¬ 
schen Kapitalismus und gesellschaft¬ 
lichen Problemen ablenken und den 
Frust auf andere Menschengruppen 
richten: Muslime, Flüchtlinge, sozial 
Ausgegrenzte oder Menschen verschie¬ 
dener weltanschaulicher oder sexueller 
Orientierung. 

Man sollte nicht davon ausgehen, 
dass es sich bei Verlautbarungen und 
Maßnahmen von Politikern, die faschis¬ 
tischen Ideologien in die Hände spielen, 
um Fehler oder Versagen handelt. Da¬ 
hinter liegt die Einsicht der herrschen¬ 
den Klasse, dass sie langfristig ihre öko¬ 
nomische Macht nur erhalten kann un¬ 
ter dem Anwachsen einer Demagogie, 
die durch Parteien wie die AfD reprä¬ 
sentiert wird. 

Das funktioniert: Die gerufenen 
Geister stehen vor den Türen der Par¬ 
laments. 


Frieden, Solidarität, gleiche Rechte 

DIDF feiert 35-jähriges Bestehen 


Die Föderation der demokratischen Ar¬ 
beitervereine (DIDF) feierte vom 22. bis 
24. Januar in Köln ihr 35-jähriges Beste¬ 
hen und diskutierte auf ihrer 19. Bundes¬ 
versammlung ihre Arbeit und die aktuel¬ 
le Situation in Deutschland, in Europa, in 
der Türkei und im Mittleren Osten. 

134 Delegierte und rund 30 Beobach¬ 
ter und Gäste waren aus 35 Ortsgruppen 
nach Köln angereist. Der Bundesver¬ 
sammlung waren Orts- und Regional¬ 
konferenzen seit Ende November vor¬ 
ausgegangen. Die Bundesversammlung 


ln der DIDF organisieren 
sich Migrantinnen und 
Migranten aus der Türkei. 


bündelte die Ergebnisse der Diskussio¬ 
nen an der Basis und zog Schlüsse für 
die kommende Arbeit der nächsten zwei 
Jahre, sie wählte einen 19-köpfigen Bun¬ 
desvorstand. 

Am Abend vor der Bundesversamm¬ 
lung lud die DIDF über 50 Freunde und 
Vertreter befreundeter Organisationen 
zu einem Empfang, darunter Gewerk¬ 
schafter und Vertreter der Friedens¬ 
bewegung, Politiker der SPD, mehrere 
Linkspartei-Abgeordnete, einen Re¬ 
dakteur dieser Zeitung und den DKP- 
Vorsitzenden Patrik Köbele. Düzgün Al- 
tun vom geschäftsführenden Bundesvor¬ 
stand eröffnete den Empfang. Er bezog 
sich darauf, wie die Kölner Silvesternacht 
für rassistische Hetze genutzt wird. „Die 
Diskussion über Obergrenzen und Gast¬ 
recht ist für uns völlig inakzeptabel - was 
soll das unsägliche Gastrecht-Gerede? 
Asylrecht ist Menschenrecht!“ 

Altun erklärte, warum die DIDF 
ihrem Kongress das Motto „Gemein¬ 
sam für Frieden, Solidarität und gleiche 
Rechte“ gegeben hatte, das sich als ro¬ 
ter Faden der 19. Bundesversammlung 
durch die gesamte Versammlung zog. 
In den folgenden zwei Tagen waren die 
Schwerpunkte der Bundesversammlung 
„Soziale Bewegung, Kampf zwischen 
Arbeit und Kapital“, „Spaltung, Hetze, 
Geflüchtete und Rassismus“, „Entwick¬ 
lungen in der Türkei - Auswirkungen 
auf Deutschland“ und „Unsere aktuellen 
und zukünftigen politischen Aufgaben“. 


In der DIDF organisieren sich Mig¬ 
rantinnen und Migranten aus der Türkei. 
Seit ihrer Gründung setzt sie sich für ein 
besseres Zusammenleben und -kämpfen 
der arbeitenden Menschen ein. Dabei 
geht es ihr nicht um eine „einfache Inte¬ 
gration von Migranten in das bestehende 
System - sie kämpft für die Einheit und 
den gemeinsamen Kampf gegen gemein¬ 
same Probleme“. 

„Wir setzen uns dagegen ein, dass so¬ 
ziale Benachteiligung und Probleme von 
Migrantinnen ethnisiert bzw. kulturali- 
siert werden“, schreibt die Organisation 
in ihrem Selbstverständnis. Sie kämpft 
gegen Rassismus und gegen faschistische 
Organisationen in Deutschland, sie be¬ 
kämpft aber auch den Einfluss des türki¬ 
schen Nationalismus unter Migrantinnen 
und Migranten. 

In ihren Einschätzungen zur Türkei 
bezieht DIDF sich überwiegend auf die 
türkische Partei EMEP (Partei der Ar¬ 
beit), eine Partei aus der an Enver Hoxha 
orientierten Tradition, die heute mit der 
HDP (prokurdische Partei) zusammen¬ 
arbeitet. Aber der Schwerpunkt in der 
Arbeit der DIDF liegt auf der Arbeit in 
Deutschland, auf dem Kampf für bes¬ 
sere Lebens- und Arbeitsbedingungen 
von Migranten hier und auf der Zusam¬ 
menarbeit mit Gewerkschaften und fort¬ 
schrittlichen Organisationen. 

In viele kommunalen und Landes¬ 
parlamenten sind DIDF-Aktivisten über 
Linkspartei-Listen gewählt worden, die 
Bundestagsabgeordnete Sevim Dagde- 
len ist ebenfalls DIDF-Mitglied. Gleich¬ 
zeitig arbeiten DKP und DIDF - genau¬ 
so wie SDAJ und DIDF-Jugend - zu vie¬ 
len Fragen in Bündnissen eng zusammen. 

Die Orientierung auf die Arbeit in 
Deutschland zeichnet die DIDF seit ih¬ 
rer Gründung aus: Viele türkische Mig¬ 
rantenorganisationen bildeten reine Vor¬ 
feldorganisationen türkischer Gruppen 
und bezogen ihre Arbeit vorwiegend auf 
die Türkei, während gleichzeitig eine im¬ 
mer größere Zahl von Migranten ihren 
Lebensmittelpunkt in Deutschland sa¬ 
hen - und damit die Notwendigkeit, ge¬ 
meinsam mit deutschen Kolleginnen und 
Kollegen gegen rassistische Ausgrenzung 
und für die gemeinsamen Interessen zu 
kämpfen. UZ/ 0 M 
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Ohne Sieger und Besiegte 

Kolumbien vor dem Frieden: Die Verhandlungen in Havanna sind ein Triumph der FARC 



LA HABANA, CUBA 



Kuba ist Vermittler in den Friedensverhandlungen - und Bezugspunkt für eine neue Gesellschaft: Raul Castro beim Hand¬ 
schlag zwischen dem kolumbianischen Präsidenten Santos und Timoleön Jimenez, dem Oberkommandierenden der FARC. 


I n der Welt ist die Art von Kriegen, 
die ein Ausdruck der „in stetem Ge¬ 
gensatz“ stehenden Klassen ist, seit 
1990 immer weiter zurückgegangen. 
Manche der Befreiungsbewegungen 
waren nach Auslaufen einer materiel¬ 
len und logistischen Unterstützung aus 
den sozialistischen Ländern nicht mehr 
in der Lage, den Kampf gegen die Ver¬ 
hältnisse fortzuführen. Andere wollten 
es nicht mehr, weil ihnen die ideologi¬ 
sche Grundlage verloren gegangen war. 

Inzwischen dominieren religiös ver¬ 
brämte, nach genauerer Analyse aber 
in den meisten Fällen ganz schlicht um 
Rohstoffe, Einfluss und Handelswe¬ 
ge geführte Kriege imperialistischer 
Mächte die Weltlage. Das religiöse Mo¬ 
ment macht es heute schwieriger So¬ 
lidarität auszudrücken und zu organi¬ 
sieren als in den Zeiten der scheinbar 
einfachen Antworten. 

In Kolumbien findet seit über sech¬ 
zig Jahren einer der letzten klassischen 
Klassenkriege statt. Dass dort im Ge¬ 
gensatz zu den Befreiungsbewegun¬ 
gen in Zentralamerika nach 1990 die 
Auseinandersetzung nicht endete, son¬ 
dern sogar noch an Schärfe zunehmen 
konnte, hat mehrere Gründe: erstens 
die Unversöhnlichkeit der kolumbiani¬ 
schen Oberschichten, die immer wieder 
zu allen Mitteln des schmutzigen Krie¬ 
ges gegriffen haben und selbst nach 
Friedensvereinbarungen den dann 
unbewaffneten Gegner massakrierte; 
zweitens die Unabhängigkeit der Re¬ 
volutionären Streitkräfte Kolumbiens 
(FARC) von ausländischer Hilfe; drit¬ 
tens die akribische Arbeit des bedeu¬ 
tendsten Guerillastrategen Amerikas, 
des FARC-Kommandanten Manuel 
Marulanda, der bis zu seinem natür¬ 
lichen Tod 2008 aus einer Truppe von 
drei Dutzend Bauern in vierundvierzig 
Jahren die schlagkräftigste Aufständi¬ 


schenarmee in der zweiten Hälfte des 
vergangenen Jahrhunderts machte. 

Dieser Krieg ist heute für keine der 
Seiten zu gewinnen, und der Triumph 
der FARC besteht darin, den mit Mil¬ 
liarden US-Dollar ausgerüsteten Geg¬ 
ner zu Verhandlungen auf Augenhöhe 
gezwungen zu haben. Die Signale von 
den seit über drei Jahren in Havanna 
stattfindenden Gesprächen zur Beile¬ 
gung des Konflikts werden dabei fast 
wöchentlich besser. Die Verhandlungs¬ 


partner - die kolumbianische Ober¬ 
schicht, vertreten durch die Regierung 
des Landes, und die FARC - wollen 
in der zweiten Märzhälfte ein unter¬ 
schriftsreifes Dokument vorlegen. 

Vergangenen Sonntag traf sich auch 
Raul Castro mit den Hauptverhand¬ 
lungsführern. Die Anwesenheit des 
kubanischen Staatschefs zeigt, dass die 
kubanischen Gastgeber ebenfalls mit 
einem baldigen Abschluss der Gesprä¬ 
che rechnen. Der Optimismus in aller 


Welt, vor allem aber im Andenstaat 
selbst, gründet sich vor allem auf die 
Vereinbarung, die im Dezember zu Fra¬ 
gen der Opfer, der Nichtwiederholbar- 
keit der Auseinandersetzungen, die in 
67 Jahren über 200 000 Menschen das 
Leben gekostet haben, und der Einrich¬ 
tung einer Wahrheitskommission er¬ 
reicht wurde. Nachdem damit nun vier 
der sechs Punkte der Agenda mit Ver¬ 
einbarungen abgeschlossen wurden, 
stehen jetzt noch die Abschnitte 3 und 


6 aus. In Punkt 3 geht es um die Beendi¬ 
gung des Konflikts, mitsamt Fragen der 
Niederlegung der Waffen und die Wie¬ 
dereingliederung der FARC-Kämpfe- 
rinnen und -kämpfer in das zivile Le¬ 
ben. Im letzten Punkt wird dann noch 
die schwierige, weil äußerst kontrovers 
diskutierte Frage der Inkraftsetzung 
dieses historischen Abkommens an¬ 
stehen: Während die Regierung meint, 
es könne im Parlament durchgewun¬ 
ken werden, verteidigen die FARC die 
Idee eines Referendums, besser noch 
die Einsetzung einer verfassunggeben¬ 
den Versammlung. In einem Interview 
mit „Voz“ der Zeitung der Kolumbi¬ 
anischen Kommunistischen Partei, be¬ 
tonte FARC-Oberkommandierender 
Timoleön Jimenez vorige Woche die 
Notwendigkeit des Verfassungsrangs 
einer solchen Vereinbarung, denn „es 
kann ja sein, dass morgen eine andere 
Regierung des Landes sagt, dass ihr das 
Abkommen wegen dieser oder jener 
Begründung nicht passt“ und es dann 
nicht anerkennt oder nach Gutdünken 
verändert. „Was wir in Havanna nahe¬ 
zu geschafft haben, ist die erste gemein¬ 
sam erarbeitete Friedensvereinbarung 
unserer Geschichte, ohne Sieger und 
Besiegte, mit dem noblen Vorhaben 
ein neues Land aufzubauen, humaner, 
gerechter, gleicher und demokratisch.“ 
Sollte es zu einem Friedensschluss 
kommen, so soll er nach dem Willen bei¬ 
der Seiten von den Vereinten Nationen 
und der Gemeinschaft Lateinamerika¬ 
nischer und Karibischer Staaten (CE- 
LAC) überwacht werden. Die Bedin¬ 
gungen wären günstig wie nie, hat sich 
die Region in den letzten Jahren doch 
politisch stabilisiert und demokratisiert. 
Die wirtschaftliche Demokratisierung - 
um die es allen Aufständischen immer 
geht - ist dagegen nach wie vor nur auf 
Kuba gegeben. Günter Pohl 


Grenzerfahrungen 


Unruhig, wachsam 

Portugal: Rechter Präsident gewählt 


Die österreichische Bundesregierung 
versagt, Flüchtlinge stehen vielfach vor 
dem Nichts und die Kommunen vor Auf¬ 
gaben, die sie bald nicht mehr bewälti¬ 
gen können. Was bedeutet das für Graz? 
Und was für die Kommunistische Partei 
als zweitstärkste Kraft in der Stadt? 

Graz, mit 280 000 Einwohnerinnen die 
zweitgrößte Stadt Österreichs, liegt nur 
50 Kilometer von Slowenien entfernt. 
An der Grenzstation Spielfeld wurde im 
letzten Jahr das völlige Versagen der rot¬ 
schwarzen Bundesregierung deutlich. 

Nach Orb ans Zaunbau in Ungarn 
war klar, dass die Flüchtlingsroute über 
Slowenien verlaufen würde. Vorberei¬ 
tungen wurden kaum getroffen. Darum 
mussten Kinder am Grenzübergang in 
Kartonschachteln schlafen, warmes Es¬ 
sen gab es erst, als sich Freiwillige darum 
kümmerten. Dabei wären in der Kaserne 
im nur drei Kilometer entfernten Straß 
mehrere Feldküchen zur Verfügung ge¬ 
standen. Zum Einsatz kamen sie erst, als 
der sogenannte „Strom“ abgeebbt war. 

Ohne Freiwillige wäre auch der Be¬ 
trieb der Durchgangsquartiere nicht 
möglich gewesen. Hastig und mehr 
schlecht als recht schaffte es die Regie¬ 


rung, die Flüchtenden weiter in Rich¬ 
tung Deutschland zu transportieren. 
Nun werden auch die Asylanträge in 
Österreich mehr, und wiederum hat die 
große Koalition kaum Vorbereitungen 
getroffen. 

Das von der konservativen ÖVP ge¬ 
führte Innenministerium will in Graz- 
Jakomini, einem proletarisch und mi- 
grantisch geprägten Stadtbezirk, ein 
Großquartier für Asylsuchende errich¬ 
ten - just auf einem Areal, das dringend 
für Projekte nötig wäre, die die Situation 
in diesem Viertel verbessern. Das Grund¬ 
stück der Kirchnerkaserne bietet ausrei¬ 
chend Platz für Infrastruktur, die für die 
örtliche Bevölkerung von Bedeutung ist. 
Dazu gehören Sport-, Freizeit- und Kin¬ 
derbetreuungseinrichtungen, Nahversor¬ 
gung und Gemeindewohnungen. 

Seit das Bundesheer Kasernen zum 
Verkauf anbietet, setzt sich die KPÖ da¬ 
für ein, dass die Grundstücke von der öf¬ 
fentlichen Hand übernommen werden. 

Identitäre, rechte Hooligans und 
der Grazer Pegida-Ableger marschier¬ 
ten zuletzt mit ranghohen Funktionä¬ 
ren der Freiheitlichen Partei im Viertel 
auf. Die Grazer Kommunistinnen hal¬ 
ten mit Flugblättern und Informationen 


dagegen. Statt großer Massenquartiere 
fordern sie menschenwürdige, dezent¬ 
rale, kleine Unterbringungen. „Es muss 
sichergestellt werden, dass das geplante 
Großquartier in der Kirchnerkaserne 
tatsächlich, wie die Regierung versichert, 
auf ein halbes Jahr befristet bleibt. Mas¬ 
senquartiere sind nur eine Notlösung“, 
betont die kommunistische Landtagsab¬ 
geordnete Claudia Klimt-Weithaler. 

Klar ist, die Kommunen im Allgemei¬ 
nen und die Stadt Graz im Besonderen 
sind durch die Maastricht-Vorgaben der 
EU schon lange am fiskalpolitischen Li¬ 
mit angekommen. Wenn die Regierung 
sie nicht mit ausreichend Mitteln aus¬ 
stattet - und diese nicht bei den Banken 
und Konzernen, sondern bei den Bezie¬ 
herinnen der Mindestsicherung, Woh¬ 
nungssuchenden, Alleinerziehendenund 
Arbeitslosen holt -, nimmt sie nicht nur 
ein Erstarken der extremen Rechten in 
Kauf, sondern auch schwerwiegende ge¬ 
sellschaftliche Konflikte. 

Darum versucht die Grazer KPÖ ei¬ 
nes zu vermitteln: Die Grenzen verlaufen 
nicht zwischen den Völkern, sondern zwi¬ 
schen oben und unten. 

Jetzt prescht Österreichs Regierung 
vor und löst damit eine Kettenreaktion 
aus, die ein Dichtmachen der Grenzen in 
ganz Europa zur Folge haben könnte. Die 
Grazer KPÖ-Chefin Elke Kahr hält diese 
Art, vor dem Krieg fliehenden Menschen 
zu begegnen, nicht nur für zutiefst men¬ 
schenverachtend, sondern auch für ein für 
die Regierungsparteien willkommenes 
Ablenkungsmanöver: „Mit Obergrenzen 
bei den Flüchtlingen wird man keine so¬ 
zialen Probleme lösen. Die Arbeits- und 
Wohnungssituation in Österreich ist ja 
nicht erst prekär, seit wir Flüchtlinge ins 
Land gelassen haben. Jetzt aber will man 
plötzlich die Flüchtlinge für alle Probleme 
verantwortlich machen.“ 

„Obergrenzen hat auch die KPÖ im¬ 
mer wieder eingefordert“, sagt Kahr: „Bei 
Mieten, bei Arbeitslosigkeit, bei Überzie¬ 
hungszinsen, bei Rüstungsexporten, bei 
Politikergehältern. Hanno Wisiak 


Bei den Wahlen am 24. Januar für das 
Amt des portugiesischen Staatspräsi¬ 
denten, der in Portugal direkt vom Volk 
gewählt wird, triumphierte der Kandi¬ 
dat der Rechten, Marcelo Rebelo de 
Sousa, im ersten Wahlgang mit 52 Pro¬ 
zent der Stimmen. Der parteilose, vom 
linken Spektrum der Sozialistischen 
Partei (PS) und darüber hinaus unter¬ 
stützte Sampaio da Növoa erreichte 
22,9 Prozent, die erst 39-jährige Kandi¬ 
datin des Linksblocks (BE) Marisa Ma- 
tias 10,1 Prozent. Der Kandidat der Por¬ 
tugiesischen Kommunistischen Partei 
(PCP) Edgar Silva kam auf 4,0 Prozent 
der Stimmen. Insgesamt gab es 10 Kan¬ 
didaten. Das semipräsidentielle Regime 
Portugals gesteht dem Präsidenten eini¬ 
ge wichtige Kompetenzen zu, er kann 
die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen 
prüfen lassen, das Parlament auflösen 
und gegebenenfalls den Premierminis¬ 
ter oder die Regierung entlassen. 

Nach dem Amtsantritt der von den 
Kommunisten und anderen Linkskräf¬ 
ten unterstützten PS-Regierung im No¬ 
vember 2015 stellte sich die Präsident¬ 
schaftswahl als wichtige Gelegenheit 
dar, in dieses Amt jemanden zu wäh¬ 
len, der im Gegensatz zum Vorgänger 
Cavaco Silva die Einhaltung der Ver¬ 
fassung garantieren würde - Portugal 
hat in Folge der Nelkenrevolution von 
1974 eine progressive Verfassung, die 
einen sozialen Auftrag der Politik und 
weitreichende politische Rechte und 
Freiheiten der Bevölkerung einfordert. 

Die Kandidatur von Edgar Silva, 
Mitglied des Zentralkomitees der PCP, 
früherer Pfarrer auf Madeira, der seit 
seiner Jugend für seinen kompromisslo¬ 
sen Einsatz für die Rechte insbesonde¬ 
re sexuell augebeuteter Straßenkinder 
und allgemein der arbeitenden Bevöl¬ 
kerung bekannt geworden war, hatte 
zum Ziel, die eigenständige Stimme 
der Kommunisten in die Debatte um 
die Rolle des künftigen Staatspräsiden¬ 


ten einzubringen. Edgar Silva stand von 
Anfang an klar für eine Kandidatur der 
Verteidigung der demokratischen und 
sozialen Rechte und Freiheiten und der 
Errungenschaften des 25. April, des Ta¬ 
ges der Nelkenrevolution. Die erreich¬ 
ten 4 Prozent der Stimmen blieben klar 
hinter den Erwartungen zurück und 
spiegeln bei weitem nicht die soziale 
Verankerung der Kommunisten wider. 

Der neue Präsident Marcelo hat 
schon verschiedenste wichtige Funkti¬ 
onen in der konservativen PSD, die sich 
Sozialdemokratische Partei Portugals 
nennt, ausgeübt. Er war 15 Jahre lang 
allseits in den Medien präsenter poli¬ 
tischer Kommentator mit einer ausge¬ 
prägten Gabe, sich hier als konserva¬ 
tiv, dort als progressiv und immer als 
Freund aller darzustellen (dazu gehö¬ 
ren auch seine regelmäßigen Besuche 
des Avante-Fests). Sein Resultat wurde 
von den Medien regelrecht konstruiert, 
indem sie seine wirklichen politischen 
Absichten zugunsten einer alles verein¬ 
nahmenden Jovialität verschleierten. 

Am Freitag vor der Wahl hatte die 
portugiesische Regierung ihren Haus¬ 
haltsentwurf bei der EU-Kommission 
eingereicht. Die neue PS-Regierung 
hatte angekündigt, die Politik der Ver¬ 
armung und der Austerität zu beenden, 
ohne den Rahmen des Stabilitätspaktes 
zu verlassen. Die EU macht dagegen 
Druck und fordert unter anderem wei¬ 
tere Maßnahmen zur „Flexibilisierung“ 
des Arbeitsmarktes. 

Der neu gewählte Präsident hatte 
stets beteuert, dass er sich gegenüber 
der PS-Regierung loyal verhalten wol¬ 
le. Zu welchem Preis, wird sich her- 
ausstellen. Seine Wahl stellt nach Ein¬ 
schätzung von Jerönimo de Sousa, Ge¬ 
neralsekretär der PCP, einen negativen 
Faktor dar, der Anlass zur Beunruhi¬ 
gung gibt. Und zur Wachsamkeit der 
demokratischen Kräfte. 

Lonha Heilmair, Lissabon 


Bankenrettung war teurer 

Aus einem Flugblatt der KPÖ Graz 

„Die derzeitige Flüchtlingsbewegung ist für alle Seiten eine Herausforderung: 
Für die Grazer Bevölkerung, die Betroffenen und für jede Gemeinde. Deshalb 
muss auch Graz seinen Beitrag zur anständigen Unterbringung der Flüchtlin¬ 
ge leisten. Das kann aber nur die öffentliche Hand und keine privaten Geschäf¬ 
temacher. Wir müssen in jeder Person den Menschen sehen und ihre Anliegen 
ernst nehmen. Das gilt für Arbeitslose und Wohnungssuchende in Österreich, 
das gilt auch für die Flüchtlinge, die jetzt zu uns gekommen sind. 

Niemand verlässt seine Heimat freiwillig und lässt dabei alles hinter sich. Diese 
Menschen kommen nicht als Feinde, sondern als Opfer von Kriegen, die vielfach 
auch von den USA, der NATO und EU-Staaten angezettelt wurden. Ihnen Schutz 
zu bieten, stellt fraglos eine Herausforderung dar. Ihre Rettung wird uns aber nur 
einen Bruchteil dessen kosten, was uns die „Rettung“ von Banken wie z. B. der 
HYPO in den letzten Jahren kostete. Jene, die unseren Lebensstandard wirklich 
bedrohen, sitzen in den Vorstandsetagen der Großkonzerne und sind die Kriegs¬ 
treiber in EU und NATO, welche die Flüchtlingsströme erst verursacht haben.“ 
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Die Führung sichern 

Vietnam: Parteitag zieht positive Bilanz der 
Erneuerung 



i zu 3 ooo: Jeder der i 500 Delegierten des Parteitages vertritt rund 3 000 
Parteimitglieder. 


V or fast 30 Jahren nahm die 
Kommunistische Partei Viet¬ 
nams (KPV) Kurs auf „Doi 
Moi“ auf die Erneuerung des Lan¬ 
des in Richtung einer „sozialistischen 
Marktwirtschaft“ Die Politiker und 
Ideologen des Imperialismus fordern 
seitdem immer wieder, die KPV sol¬ 
le ihr „Führungsmonopol“ aufgeben. 
Vom 21. bis zum 28. Januar tagte in 
Hanoi der 12. Parteitag der KPV. Er 
machte deutlich: Das durch die KPV 
verkörperte Einparteiensystem hat 
sich bewährt, die Partei als Vertrete¬ 
rin aller Schichten des Volkes und der 
Nation hat ihre führende Rolle weiter 
gefestigt. 

Heute hat die KPV über 4,6 Milli¬ 
onen Mitglieder - von insgesamt 93,5 
Millionen Einwohnern Vietnams. Wäh¬ 
rend die früher regierenden kommunis¬ 
tischen Parteien in Osteuropa zerfielen, 
hat die KPV ihre Mitgliederzahl seit 
1990 mehr als verdoppelt. 

Generalsekretär Nguyen phu 
Trong beschrieb die Schwerpunkte 
für die Arbeit der kommenden fünf 


„Vietnam verfolgt den 
Inselstreit mit China mit 
Sorge.“ 


Jahre: „Den Aufbau einer starken und 
transparenten Partei weiterführen; die 
Stärke der ganzen Nation und der so¬ 
zialistischen Demokratie entfalten; 
den Erneuerungsprozess umfassend 
und einheitlich fördern; das Vater¬ 
land schützen; das friedliche und sta¬ 
bile Umfeld gewährleisten“. Entgegen 
westlichen Hoffnungen auf eine „Li¬ 
beralisierung“ machte Trong deutlich: 
„Die Führungsrolle und die Kampf¬ 
kraft der Partei“ weiter zu gestalten ist 
die entscheidende Voraussetzung, um 
den Kurs der Erneuerung für den wirt¬ 
schaftlichen Aufschwung fortzusetzen 
und die Lebensbedingungen der Be¬ 
völkerung im neuen Fünfjahresplan zu 
verbessern. 


Im Mittelpunkt des Kongresses 
stand die Ergebnisse der 30 Jahre 
Doi Moi auszuwerten. In diesem Pro¬ 
zess steigt das einstige Agrarland mit 
Wachstumsraten zwischen sechs und 
acht Prozent - den stärksten im ge¬ 
samten südostasiatischen Raum - zu 
einem der führenden Industriestaa¬ 
ten Asiens auf. Die vietnamesische 
Volkswirtschaft wächst laut der US- 
Nachrichtenagentur Blomberg damit 
weltweit am zweitschnellsten. Die öf¬ 
fentlichen Investitionen machen jähr¬ 
lich durchschnittlich 25 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts aus. Das sind 
Ziffern, die vom Fleiß der Menschen, 
ihrer Intelligenz, ihrem Engagement 
für ihr Land sprechen, wurde in der 
Diskussion mehrfach angeführt. In 
diesem Prozess sei „der Privatsek¬ 
tor ein wichtiger Motor der natio¬ 
nalen Wirtschaft geworden“, hob die 
Nachrichtenagentur Vietnam News 
Agency in einem Bericht über den 
Parteitag hervor. Die weitere Entfal¬ 
tung der Privatbetriebe und ihre Ein¬ 
ordnung in die nationale Wirtschaft 
bleibe „eine zentrale Aufgabe“. Zu 
Doi Moi gehört auch ein gigantisches 
Invest-Programm, an dem tausende 
kapitalistische Unternehmen, darun¬ 
ter Konzerne wie Siemens, mit Milli¬ 
arden Dollar beteiligt sind. Wie poli¬ 
tisch gibt die Sozialistische Republik 
Vietnam (SRV) auch wirtschaftlich 
ihr Führungsmonopol nicht aus der 
Hand. 

Aber auch das sind Ergebnisse 
der Politik der Partei: Während in den 
meisten Ländern der „Dritten Welt“ 
Millionen Menschen unter Hunger und 
Elend leben und viele sterben, haben 
die Vietnamesen ein bescheidenes aber 
besseres Leben, die Versorgung mit 
Grundnahrungsmitteln und - wenn oft 
auch noch bescheidenem - Wohnraum 
ist gewährleistet. Der Jugend stehen 
alle Möglichkeiten der Bildung offen. 
Allein Ho chi Minh-Stadt, die von zwei 
auf fast acht Millionen Einwohnern an- 
wuchs, verfügt dazu über 50 Universi¬ 


täten und Hochschulen. Um diese Ent¬ 
wicklung zu garantieren enthält der zu 
beschließende neue Fünfjahrplan hohe 
Kennziffern. 

Mit Sorge, auch das zeigte der Par¬ 
teitag, verfolgt die SRV den Konflikt 
im südchinesischem Meer, wo die 
VR China Gebiete auf Inseln vor der 
Küste Vietnams (vor allem die Para- 
cel- und Spratly-Inseln) beansprucht 
und die USA die Auseinandersetzun¬ 
gen für ihre Führungsansprüche nut¬ 
zen und versuchen, Vietnam auf ihre 
Seite zu ziehen. Die SRV hat bisher 
alle Versuche, sich dazu manipulieren 
zu lassen, entschieden zurückgewie¬ 
sen. Diesen Kurs, so bekräftigte Trong, 
werde Vietnam mit den Grundsätzen 
fortsetzen: „seine Unabhängigkeit 
und seine Souveränität bewahren 
sowie den Frieden und die Stabilität 
gewährleisten“. Davon zeugen unter 


anderem Vietnams Aktivitäten in der 
ASEAN. 

Zu den Problemen, mit denen das 
sozialistische Vietnam konfrontiert 
ist, zählt der umstrittene Beitritt zum 
„Transpazifischen Partnerschaft-Han¬ 
delsabkommen (TPP), einem Gegen¬ 
stück zum „Transatlantischen Freihan¬ 
delsabkommen“ (TTIP). Beide Verträge 
sollen angeblich dem Austausch von Wa¬ 
ren und Dienstleistungen dienen, schrei¬ 
ben jedoch die vorherrschende Rolle 
der USA fest. Der SRV loyal zugetane 
Beobachter meinen, dass Hanoi diesen 
Schritt - wie schon vorher mit dem Bei¬ 
tritt zu WTO - habe gehen müssen, um 
seinen Außenhandel auf neue internati¬ 
onale Bedingungen einzustellen und zu 
gewährleisten. Die SRV sei sich der Ge¬ 
fahren bewusst und verfüge über genü¬ 
gend Selbstbewusstsein, um den Risiken 
zu begegnen. Gerhard Feldbauer 


Auf die sichere Seite In Eile 

Polen: Es geht nicht ums Verfassungsgericht Libyen: Neue Regierung, Berlin zieht die Fäden 


Die Proteste und Demonstrationen in 
Polen sind zu einem ständigen Bestand¬ 
teil der Nachrichtenprogramme gewor¬ 
den. Die Mainstream-Medien stellen die 
polnische Regierung an den Pranger, die 
nach den Parlaments wählen vom 25. Ok¬ 
tober 2015 von der Partei Freiheit und 
Gerechtigkeit (PiS) gebildet wurde. 

Für die Mehrheit der polnischen Be¬ 
völkerung sind die Kämpfe innerhalb der 
Eliten undurchsichtig. Das drückt sich in 
einem zunehmenden Gefühl der Unsi¬ 
cherheit und Unzufriedenheit aus. Die 
Demonstrationen in Polen haben noch 
einen heterogenen und konfusen Charak¬ 
ter - und zeigen damit, wie stark die Men¬ 
schen noch manipuliert werden können. 

Denn tatsächlich geht es bei den Aus¬ 
einandersetzungen in Polen nicht um das 
Verfassungsgericht oder um demokrati¬ 
sche Medien. Es geht um einen Rich¬ 
tungskampf um die Frage, wie die Insti¬ 
tutionen des bürgerlichen Staates funkti¬ 
onsfähig gehalten werden können - und 
darum, an der Seite welcher imperialisti¬ 
schen Großmacht das am sichersten ge¬ 
schehen kann. 

Das steckt auch hinter der Kampa¬ 
gne in den deutschen Medien und in 
der deutschen Politik, die in Zusam¬ 
menhang mit dem Regierungswechsel 
in Polen eingeleitet wurde. Die hiesige 
Presse unterstützt die polnische Partei, 
mit der Deutschland seine eigenen Ziele 
gegenüber Polen, Osteuropa und Russ¬ 
land anscheinend am besten durchset¬ 
zen kann. Das ist gegenwärtig die durch 
die Wahlen in die Opposition versetzte 
„Bürgerplattform“, deren Vorsitzender 
(bis 2014) der ehemalige polnische Mi¬ 
nisterpräsident und jetzige Präsident des 
EU-Rates, Donald Tusk, war. Aber der 


US-Imperialismus verfolgt andere Inte¬ 
ressen: Er glaubt, seine Ziele gegenüber 
Deutschland, der EU und gegenüber 
dem „neuen“ Europa sowie gegen Russ¬ 
land mit der PiS am besten durchsetzen 
zu können. 

Aus Sicht der USA wird Polen wäh¬ 
len müssen, auf welche Seite es sich im 
Kampf der Großmächte stellt: Auf die 
Seite Deutschlands und Frankreichs 
oder auf die Seite der USA. George 
Friedman, Direktor der US-Denkfabrik 
STRATFOR, prognostiziert in seinem 
Buch „Das 21. Jahrhundert“: Polen wer¬ 
de die Hilfe der Nation in Anspruch neh¬ 
men, „der es zweimal im 20. Jahrhundert 
sein Überleben verdankte: den USA. Mit 
den USA im Rücken wird Polen die Füh¬ 
rung eines osteuropäischen Bündnisses 
übernehmen und dadurch in Zukunft 
gemeinsame osteuropäische Interessen 
in Zusammenarbeit mit den Vereinigten 
Staaten durchsetzen können. Polen wird 
seine Rolle als Mittelmacht, politisch wie 
geographisch, überwinden können und 
sich aus dem Schatten Russlands und 
Deutschlands lösen.“ 

Polen wird so immer mehr eines der 
Felder, auf dem die imperialistischen 
Widersprüche ausgetragen werden. Die 
Großmächte instrumentalisieren die in¬ 
nenpolitischen Kämpfe in Polen in ihrem 
Sinne. Der Eroberungszug des Imperia¬ 
lismus in Osteuropa war zunächst relativ 
ruhig verlaufen. Nun beginnt eine Auflö¬ 
sung der wirtschaftlichen und politischen 
Strukturen, die Kapitalismus in Osteuro¬ 
pa in den vergangenen 25 Jahren relativ 
ruhig möglich gemacht haben - und da¬ 
mit der Kampf, um die Macht des in- und 
ausländischen Kapitals zu sichern. 

Anton Latzo 


Die Bundesregierung bereitet einen 
Einsatz der Bundeswehr zur Ausbil¬ 
dung libyscher Truppen sowie die Aus¬ 
dehnung des EU-Marineeinsatzes im 
Mittelmeer bis in libysche Küstenge¬ 
wässer hinein vor. Berichten zufolge 
soll Libyens neue Regierung, die letzte 
Woche auf westlichen Druck installiert 
worden ist, eine Einladung für die bei¬ 
den Interventionen aussprechen. 

Berlin hat bereits im vergangenen 
Jahr begonnen, seine Einflussmaßnah¬ 
men in Libyen deutlich zu verstärken. 
Unter anderem hat Berlin die Ernen¬ 
nung von Martin Kobler zum UN-Son- 
dergesandten für Libyen durchgesetzt. 
Kobler wird vom Auswärtigen Amt als 
einer „der fähigsten und erfahrensten 
deutschen Diplomaten“ bezeichnet. 

Die Bemühungen des Westens um 
die Bildung einer libyschen „Einheits¬ 
regierung“ werden von Experten seit 
geraumer Zeit kritisch beurteilt. Be¬ 
reits im Sommer 2015 hieß es etwa 
bei der Berliner Stiftung Wissenschaft 
und Politik (SWP), der von der UNO 
geführte „Vermittlungsprozess“ stütze 
sich in Libyen nicht nur auf teils über¬ 
aus fragwürdige Kräfte; er habe dar¬ 
über hinaus „die Zersplitterung“ des 
Landes sogar noch gefördert: „Er hat 
... Vertreter von lokalen Räten oder be¬ 
waffneten Gruppen ermutigt, für sich 
selbst zu sprechen, anstatt sich von den 
jeweiligen Parlamenten repräsentieren 
zu lassen.“ Im Dezember äußerte der 
Libyen-Experte der SWP, Wolfram La¬ 
cher, zudem, „seit etwa einem Monat“ - 
also etwa seit Beginn der Amtszeit von 
Martin Kobler als UN-Sondergesand- 
ter - werde die bisherige Maxime, dass 
es vor allem darum gehen müsse, dass 


„die Libyer sich einigen“, rücksichtslos 
„über Bord geworfen“. Der Westen wol¬ 
le „unbedingt endlich die Bildung ei¬ 
ner Einheitsregierung, die dann inter¬ 
national anerkannt“ werde, selbst wenn 
sie „weitgehend machtlos“ sei. In der 
Tat ist letzte Woche auf Koblers Druck 
eine „Einheitsregierung“ gebildet wor¬ 
den, die Beobachter als chancenlos ein¬ 
schätzen. 

Ursache für die Eile, die Kobler 
sowie Diplomaten anderer westlicher 
Mächte an den Tag legen, ist laut Lacher, 
dass Libyens neue Regierung „eine 
Einladung für ein internationales Vor¬ 
gehen gegen den IS“ aussprechen soll. 
Dadurch soll bei einer militärischen In¬ 
tervention zumindest der Anschein von 
Legitimität gewahrt werden. In der Tat 
hat der „Islamische Staat“ seine Stel¬ 
lung in Libyen im vergangenen Jahr aus¬ 
gebaut, kontrolliert mittlerweile die Ha¬ 
fenstadt Sirte, ist dabei, seinen Einfluss 
auch in weiteren Städten zu stärken, und 
hat zuletzt immer wieder Angriffe auf 
zentrale Ölverladehäfen durchgeführt. 

Während Berlin von der letzte Wo¬ 
che installierten libyschen Regierung 
vor allem eine Einladung zur Interven¬ 
tion erwartet, warnt SWP-Experte La¬ 
cher, es bestehe durchaus „die Gefahr“, 
dass die Regierung „legitim vor allem in 
den Augen westlicher und anderer Re¬ 
gierungen sein“ werde, „in den Augen 
der libyschen Bevölkerung aber weit¬ 
aus weniger“. Für völlig kontraproduktiv 
hält der Libyen-Spezialist etwaige mili¬ 
tärische Interventionen mit auswärtigen 
Truppen. Diese seien „kein gangbarer 
Weg“, sie würden vielmehr „auf sehr 
negative Reaktionen in Libyen stoßen“. 

www.german-foreign-policy.com 


Eine Bedrohung 

Friedensgespräche wird es nicht geben: 
Der türkische Ministerpräsident Ahmet 
Davutoglu kündigte an, dass die militä¬ 
rische Offensive im Südosten der Tür¬ 
kei - also der Bürgerkrieg des Staates 
gegen die Kurden - weitergehen werde, 
bis die PKK ihre Waffen niederlegt. Das 
sagte der AKP-Politiker am Samstag in 
Istanbul nach einem Gespräch mit USA- 
Vizepräsident Joseph Biden. Biden zeig¬ 
te Verständnis für die Kriegspolitik: Die 
PKK sei eine Bedrohung für die Türkei. 

Währenddessen führte die linke und 
prokurdische Partei HDP am vergange¬ 
nen Wochenende ihren Parteitag durch. 
Sie wählte die bisherigen Vorsitzenden 
Selahattin Demirtas und Figen Yüksek- 
dag einstimmig wieder. Die Linkspartei- 
Abgeordnete Sevim Dagedelen, die am 
HDP-Parteitag teilnahm, machte deut¬ 
lich: „Dies ist auch ein klares Zeichen 
gegen die Politik der Bundesregierung, 
die den Marsch der türkischen Führung 
in einen islamistischen Unterdrückungs¬ 
staat durch ihre Erdogan-freundliche Po¬ 
litik mit unterstützt.“ 

Stolz 

Zum ersten Jahrestag des Wahlsieges sei¬ 
ner Partei SYRIZA hat der griechische 
Regierungschef Alexis Tsipras die Grie¬ 
chen aufgerufen zu kämpfen, „damit vor 
allem die jungen Menschen wieder hof¬ 
fen“ könnten. Seine Partei habe „eine 
historische Verantwortung“ auf sich ge¬ 
nommen, das Land aus der Krise zu füh¬ 
ren. „Heute, ein Jahr danach, sind wir 
stolz“, sagte Tsipras am Sonntagabend 
vor rund 8.000 Mitgliedern und Sympa¬ 
thisanten seiner SYRIZA in einer Sport¬ 
halle in der Hafenstadt Piräus. 

Als Erfolge seiner Regierung be- 
zeichnete Tsipras den Verbleib des Lan¬ 
des in der Eurozone, obwohl einige der 
Partner Griechenland rauswerfen woll¬ 
ten. Die „Reformen“ müssten aber fort¬ 
gesetzt werden, meinte Tsipras. 

Nach einem Jahr an der Regierung 
stellt sich das Bündnis SYRIZA aller¬ 
dings geschwächt dar: Wenn am kom¬ 
menden Sonntag in Griechenland Par¬ 
lamentswahlen stattfänden, würde die 
heutige Oppositionspartei, die bürger¬ 
lich-konservative Nea Dimokratia (ND) 
mit 30,9 Prozent stärkste Kraft im Parla¬ 
ment. Syriza käme dieser Umfrage nach 
auf 29 Prozent. 

62,1 Prozent der Befragten sind unzu¬ 
frieden mit Tsipras 4 Regierung. Zugleich 
sind 62,1 Prozent der Ansicht, dass eine 
andere Koalitionsregierung, die aber 
weiter von Alexis Tsipras geführt wer¬ 
den sollte, bessere Chancen hätte, neue 
schmerzhafte aber notwendige „Refor¬ 
men“ gegen Widerstand im Parlament 
und in der Gesellschaft durchzusetzen. 

Europaweit hetzen 

Das rassistische Pegida-Bündnis sucht 
den Schulterschluss mit anderen rechten 
Gruppierungen in Europa. Pegida-Ver¬ 
treter trafen sich am Samstag in Roztoky 
bei Prag mit Gleichgesinnten aus 14 Län¬ 
dern, um Demonstrationen am 6. Febru¬ 
ar zu planen 

Rezession 

Die russische Wirtschaft ist 2015 nach 
vorläufigen Angaben um 3,7 Prozent ge¬ 
schrumpft. Vor allem der sinkende Öl¬ 
preis hat Russland in den vergangenen 
Monaten in eine tiefe Rezession gestürzt. 

Trotz Schikanen 

Tausende Lehrer sind in der Slowakei am 
Montag in einen unbefristeten Streik ge¬ 
treten. Sie fordern höhere Gehälter und 
mehr Geld für die Ausstattung der Schu¬ 
len. In der Hauptstadt Bratislava versam¬ 
melten sich gegen Mittag nach Medien¬ 
schätzungen mehrere tausend Pädago¬ 
gen zu einer Protestkundgebung. Die 
sozialdemokratische Regierung lehnt 
Zugeständnisse vor der Parlamentswahl 
am 5. März ab. 

Nach Angaben der parteiunabhängi¬ 
gen Initiative slowakischer Lehrer ISU 
beteiligten sich mehr als 11 000 Lehrer 
aus über 700 Schulen am Streik. Die In¬ 
itiative beklagte, streikbereite Lehrer 
seien eingeschüchtert und schikaniert 
worden. Bildungsminister Juraj Draxler 
und Ministerpräsident Robert Fico war¬ 
fen den Streikenden „parteipolitische 
Absichten“ vor, da sie den Protest nur 
wenige Wochen vor der Wahl angesetzt 
hätten. 
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Emilio De Bono in Abessinien zu Beginn des Krieges von Äthiopien 
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Titelbild vom 27. Dezember 1936, Italien ist Sieger im Krieg gegen Äthiopien 



Der Abessinien-Krieg 

Vor 80 Jahren führte Italien einen mörderischen Krieg - 
und nicht nur das faschistische Deutschland profitierte ... 


Seit 1922 - dem Jahr des Machtantritts 
des Faschismus in Italien - verstärk¬ 
te sich der Druck auf Äthiopien. Der 
italienische Faschismus bereitete zu¬ 
nächst unter der Flagge „Wiederher¬ 
stellung des Römischen Imperiums“ 
propagandistisch die Aggression vor. 
Dazu wurde entsprechend Stimmung 
gemacht. 

1926 sicherten sich Großbritannien 
und Italien trotz ihrer sonstigen Ge¬ 
gensätze in der „Äthiopienfrage“ ge¬ 
genseitig zu, dass ihre Gesandtschaf¬ 
ten in Addis Abeba gemeinsam Vor¬ 
gehen würden, um zur Erlangung von 
Konzessionen Druck auf die äthiopi¬ 
sche Regierung auszuüben. In einem 
geheimen Abkommen legten beide 
Mächte ihre Interessensphären in die¬ 
sem Teil Afrikas fest. 

Ende der zwanziger Jahre rüstete 
der italienische Faschismus zum Krieg 
gegen Äthiopien. Die italienischen 
Kolonien Eritrea und Somaliland wur¬ 
den als Aufmarschbasis ausgebaut. 

Am 3. Oktober 1935 überüel Itali¬ 
en ohne Kriegserklärung und mit er¬ 
drückender Übermacht das Land. 

Die Faschisten setzten in der Folge 
mehrfach Giftgas ein. 750 000 Äthiopi¬ 
er fielen der verbrecherischen Kriegs¬ 
führung zum Opfer. Sie starben im 
Krieg, erstickten durch Gas, verhun¬ 
gerten in den Konzentrationslagern 
oder wurden bei Strafexpeditionen 
getötet. Das Land setzte sich trotz¬ 
dem über Jahre erbittert zur Wehr. 
Der Unabhängigkeitskampf Äthiopi¬ 
ens brachte das faschistische Italien 


in eine äußerst „schwierige politisch- 
wirtschaftliche Gesamtlage“, wie die 
italienische Regierung in Geheimbe¬ 
ratungen mit der Hitler-Regierung 
eingestand. Dieser Krieg spielte in der 
Vorgeschichte des zweiten Weltkrie¬ 
ges eine wichtige Rolle. 

Das faschistische Deutschland 
stand von Anfang an auf der Seite 
des Aggressors, unterstützte ihn dip¬ 
lomatisch und materiell. Am 17. Janu¬ 
ar 1936 hielt der deutsche Botschafter 
in Rom, Ulrich von Hassel, bei Hitler 
einen Vortrag über die militärische 
Lage Italiens. Ein Sieg des faschisti¬ 
schen Italiens in Äthopien lag auch 
im deutschen Interesse. Italien dürfe 
als Faktor im europäischen Spiel nicht 
allzusehr geschwächt werden, meinte 
von Hassel. Zudem brauchte das fa¬ 
schistische Deutschland den Zugriff 
auf Ressourcen. 

Einzig die Sowjetunion sprach sich 
damals konsequent gegen die italieni¬ 
sche Annexionspolitik aus und vertei¬ 
digte die Völkerbundsatzung. 

Die faschistischen Kriegsziele be¬ 
rührten auch die Kolonialinteressen 
Großbritanniens (Seeweg nach In¬ 
dien) und Frankreichs. Dennoch be¬ 
günstigten beide Mächte Mussolinis 
Kriegspolitik. Die Aktionäre der Suez- 
kanal-Gesellschaft kassierten zudem 
hohe Gebühren für die umfangreichen 
italienischen Truppentransporte. Es 
gibt sogar Hinweise, dass diese Gel¬ 
der zur Entlastung der italienischen 
Kriegskasse von der französischen 
Bank der Kanalgesellschaft vorge¬ 


schossen wurden. Die USA lieferten 
an Italien wichtige strategische Roh¬ 
stoffe (Baumwolle, Öl, Eisenschrott), 
Waffen und Autos, letztere unmittel¬ 
bar zum afrikanischen Kriegsschau¬ 
platz. 

Trotz brutaler Kriegführung ge¬ 
lang es den faschistischen Truppen 
erst am 5. Mai 1936 Addis Abeba zu 
besetzen. 

Das deutsche Finanz- und Indus¬ 
triekapital wurde übrigens natürlich 
an der „Erschließung“ des okkupier¬ 
ten Territoriums großzügig beteiligt. 
Im Oktober 1936 kam es zwischen 
den Regierungen beider faschistischer 
Staaten in der „Kolonialfrage“ zu ei¬ 
ner bedeutsamen Absprache: Hitler- 
Deutschland zog Nutzen aus der ko¬ 
lonialen Ausbeutung Äthopiens und 
seinen Ressourcen. Es entstand die 
„Achse Berlin-Rom“, die später auch 
(ab 1940) Japan mit einschloss („An¬ 
tikominternpakt“) . 

Bereits vor dem Putsch gegen die 
Republik in Spanien unterstützte das 
faschistische Deutschland die Franco- 
Putschisten. Italien entsandte - die 
Kräfte waren ja nicht mehr durch den 
Abessinien-Krieg „gebunden“ - im 
Dezember 1936 ein erstes italienisches 
Expeditionsheer unter dem Komman¬ 
do von General Mario Roatta. Die 
„Freiwilligenverbände“ erreichten auf 
dem neuen „Betätigungsfeld Spanien“ 
bis April 1937 eine Truppenstärke von 
80000 Mann. 

Quelle unter anderem: Geschichte Afrikas. Von den 
Anfängen bis zur Gegenwart. Bd. 2, Berlin 1976 



Feldmesse im Gebiet Aschangi 



Italienische Eingeborenenkavallerie reitet gegen Addis Abeba 





















m unsere zeit 


Interview 


Freitag, 29. Januar 2016 


Exzei* auf «lew 

Kol m istwrf jüwog. 

5 Mvevewloar 


'Derart iecisWic Gewalttaten 
vwu«liwisciier-Hoiröleui(K fl l iw 
Anblick kivcUM&SaMbmf i 
beioncje^ verwerflich ■ 




Karikatur: Bernd Bücking 


„Menschen- und Grundrechte 
kennen keine Obergrenzen“ 

Kölner Vorgänge wurden zum Anlass genommen, die schwelenden Vorurteile 
und Ressentiments in die Öffentlichkeit zu schwemmen 


Kolumne von Patrik Köbele 

Der große Schlamassel 


UZ: Seit den offenbar mehrheitlich von 
Migranten und Flüchtlingen begangenen 
sexuellen Übergriffen und Diebstählen 
in der Silvesternacht in Köln tobt bun¬ 
desweit eine teils deutlich rassistisch auf¬ 
geladene Debatte um Flüchtlinge. Wie 
nehmen Sie die aktuellen Diskussionen 
wahr? 

Dirk Vogelskamp: Noch bevor über¬ 
haupt die polizeilichen Ermittlungen 
eingesetzt hatten, standen in der Öf¬ 
fentlichkeit die Täter bereits fest: Nord¬ 
afrikanische oder arabische Flüchtlin¬ 
ge und Migranten. Bis heute sind erst 
wenige vermeintliche Täter ermittelt, 
für die solange rechtsstaatlich die Un¬ 
schuldsvermutung gilt, bis ihnen kon¬ 
krete Taten nachgewiesen werden 
können. Es zeigt sich, dass der bloße 
Verdacht ausreichte, um die Vorfälle 
für rassistische Stimmungsmache und 
asylpolitische Restriktionen zu inst¬ 
rumentalisieren. Nicht die alltägliche 
patriarchale und sexualisierte Gewalt 
steht im Mittelpunkt der Debatte, son¬ 
dern ihre vermeintlich kulturfremden 
Täter, von denen sich die Mehrheitsge¬ 
sellschaft kulturell abheben kann. Die¬ 
se Verschiebung hat einen Dammbruch 
ausgelöst, der die Öffentlichkeit mit is- 
lamophober, rassistischer und kultura- 
listischer Demagogie überschwemmt. 

UZ: Teilen Sie den Eindruck, dass die 
Vorfälle von Köln ein Fanal darstellen 
und die Einstellung der Bevölkerung in 
Sachen Flüchtlinge zunehmend von Vor¬ 
behalten geprägt sind? 

Dirk Vogelskamp: Ich weiß nicht, je¬ 
denfalls sind sie zum Anlass genom¬ 
men worden, die schwelenden Vorurtei¬ 
le, Ressentiments in die Öffentlichkeit 
zu schwemmen. Man traut sich wieder, 
das Maul aufzumachen und den ganzen 
angestauten Dreck zu ventilieren. Mal 
feuilletonistisch gehoben, mal aggressiv 
und zündelnd brutal. 

UZ: Wie erklären Sie sich, dass einzelne 
Straftaten, die von Flüchtlingen began¬ 
gen worden sind, derart für Empörung 
sorgen, der massive Anstieg rassistischer 
Gewalt jedoch keineswegs für eine Welle 
von Entsetzen sorgt? 

Dirk Vogelskamp: Obwohl die Krimi¬ 
nalitätsraten bekanntlich nicht höher 
liegen als bei der Durchschnittsbevöl¬ 
kerung, entzündet sich die Empörung 
offensichtlich an der Massivität sexua- 
lisierter Gewalt und dem Ausmaß der 
Silvesterübergriffe. Es müsste eigent¬ 
lich irritieren, dass erst nach Tagen der 
Verlust bzw. Diebstahl des eigenen, 
möglicherweise teuren Smartphones 
gemeldet wird. Man wird die Ermittlun¬ 


gen tatsächlich abwarten müssen. Ich 
will damit die massive Gewalt an Frau¬ 
en in der Silvesternacht nicht in Abrede 
stellen, aber gesellschaftlich Menschen¬ 
gruppen jetzt unter Generalverdacht zu 
stellen, hilft nicht weiter. Andererseits 
tritt eine Gewöhnung an die rassisti¬ 
schen Übergriffe ein. Dagegen müssen 
wir angehen. Es entsteht der Eindruck, 
als ob über mögliche kriminelle Hand¬ 
lungen einiger weniger Migranten nun 



Dirk Vogelskamp ist Referent beim 
Komitee für Grundrechte und 
Demokratie. 


der gewalttätige Rassismus Entlastung 
findet. Die von uns erst fremdgemach¬ 
ten Fremden sind auch nicht besser. 

UZ: Mancherorts wird die Serie rechter 
Gewalt bereits mit der Situation zu Be¬ 
ginn der 1990er Jahre verglichen. Teilen 
Sie derlei Einschätzungen? 

Dirk Vogelskamp: Das vermag ich 
schwer einzuschätzen, bin aber über die 
bürokratische Kälte, mit der die schutz¬ 
suchenden Menschen in einigen Kom¬ 
munen behandelt werden, wirklich ent¬ 
setzt: Dass Menschen geradewegs ins 
Abseits und in die Isolation befördert 
werden. Dass man sie mit ihren Prob¬ 
lemen alleine lässt. Ob das eine neue 
Qualität hat oder nur bürokratisch¬ 
deutsche Tradition ist, vermag ich nicht 
zu sagen. 

UZ: Die etablierte Politik diskutiert 
nunmehr seit Wochen über sogenannte 
Obergrenzen. Werden die verbliebenen 
Reste des Asylrechts damit nicht voll¬ 
ends ad absurdum geführt? 

Dirk Vogelskamp: Selbstverständlich. 
Menschen- und Grundrechte kennen 
keine Obergrenzen. Wie bereits gesagt, 
man versucht die Vorfälle für weitere 
Restriktionen im Asylrecht zu nutzen. 
Das ist politisch widerlich. 


UZ: Warum gelingt es der politischen 
Linken nicht, der Bevölkerung den Zu¬ 
sammenhang von Flucht mit der impe¬ 
rialistischen Kriegspolitik der selbster¬ 
nannten „ westlichen Wertegemeinschaft“ 
verständlicher zu machen? Schließlich 
kommen die meisten Flüchtlinge aus 
Ländern und Regionen, die von der 
NATO und den USA entweder bom¬ 
bardiert bzw. zumindest destabilisiert 
wurden. 

Dirk Vogelskamp: Wir alle sind die 
Profiteure der militärisch aufrecht ge¬ 
haltenen, Ungleichheit und Tod produ¬ 
zierenden Weltordnung - selbst noch 
als hartzgesetzlich armgehaltene Men¬ 
schen. Ein Bewusstseinswandel gegen 
diese „imperiale Lebensweise“ wird 
wohl Zeit brauchen. Ob wir diese noch 
haben, weiß ich nicht, aber der ganze 
umweit- und menschenverschlingende 
kapitalistische Produktions- und Re¬ 
produktionszusammenhang droht in 
einen nicht enden wollenden Krieg zu 
münden. 

UZ: Auch die Lebenssituation der 
Flüchtlinge, die bereits in der Bundesre¬ 
publik angekommen sind, ist vielerorts 
unerträglich. Was ist zu tun, um die Be¬ 
troffenen zu integrieren und ihnen ein 
menschenwürdiges Leben zu gewähr¬ 
leisten? 

Dirk Vogelskamp: Das lässt sich in we¬ 
nigen Worten nicht sagen, aber sicher¬ 
lich gehört dazu, dass wir Bürgerinnen 
und Bürger sie als neue Nachbarn auf¬ 
nehmen, Kontakt herstellen, uns aus- 
tauschen und selbstverständlich ihnen 
bei der Alltagsbewältigung behilflich 
sind. Voneinander lernen. Politisch 
müssten diese Alltagsprozesse finan¬ 
ziell gestützt werden: Die Menschen 
brauchen Wohnungen, Jobs und Aus¬ 
bildung für ihre Kinder. Das wird viel 
Geld kosten. 

UZ: Scheitert derlei an mangelnden 
Kapazitäten der Verantwortlichen oder 
fehlt nicht vielmehr der Wille? 

Dirk Vogelskamp: Ich vermute, es fehlt 
in der politischen Klasse zum Teil der 
Wille, die Menschen tatsächlich in die 
Gesellschaft aufzunehmen. Es gibt gro¬ 
ße Unterschiede. Einige Kommunen 
handeln großartig, andere schäbig. Vie¬ 
les wird davon abhängen, wieviel Druck 
die Bürgerinnen und Bürger der politi¬ 
schen Klasse machen, oder ob sie sich 
von deren Ängstlichkeit und Kleinmü¬ 
tigkeit anstecken lassen. Ob sie einen 
grundsätzlichen Wandel wollen, der 
auch ihr Leben verändern würde. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Drei SPD-Ortvereine im Essener Nor¬ 
den kündigen eine Demonstration ge¬ 
gen die Unterbringung weiterer Flücht¬ 
linge unter dem Motto „Der Norden ist 
voll“ an. Die Kreiskonferenz der DKP 
diskutiert über Gegenaktionen. Wir 
wären Sozialdemokraten gegenüber 
gestanden, mit denen wir in der Vergan¬ 
genheit um den Erhalt von Schwimm¬ 
bädern und Bibliotheken gekämpft 
hatten. Nach Intervention der Landes¬ 
SPD wird die Demo abgesagt. 

Sahra Wagenknecht sagt: „Wer das 
Gastrecht missbraucht, hat das Gast¬ 
recht verwirkt.“ Der Gastbegriff ver¬ 
wischt Ursachen und Verursacher der 
Flucht, sein Gebrauch signalisiert mit 
den Verursachern der Flucht als „Gast¬ 
geber“ in einem Boot zu sitzen. 

In Essen will sich eine Bürgerwehr 
gründen, Gründungslokal ausgerechnet 
ein Zentrum von Künstlern und Kul¬ 
turschaffenden mit alternativem Image. 
Der Gründer und Besitzer, der sicher¬ 
lich keine Sympathien für Nazis hat, 
verteidigt die Gründungsveranstaltung, 
man müsse Bürger ernst nehmen, die 
sich um ihre Sicherheit sorgen. Nach 
antifaschistischen Protesten schließt 
er das ganze Haus in der betreffenden 
Zeit wegen der Befürchtung von Ge¬ 
walt von links und rechts. 

Drei Beispiele, die zeigen, diese 
Krise führt zum Verlust an Orientie¬ 
rung, wenn der grundlegende Kompass 
fehlt - die Klassenfrage. 

Die Flüchtenden kommen wegen 
Kriegen, wegen Ausbeutung, wegen 
Zerstörung der Natur, die ein Aus¬ 
kommen ermöglicht. An allem wird 
verdient und zwar nicht zu knapp. 
Auch diese Profite sind die Grundlage 
dafür, dass 62 Superreichen die Hälfte 
des Weltvermögens, dass zehn Prozent 
der BRD-Bevölkerung 52 Prozent des 
BRD-Vermögens gehört. 

Die Flüchtenden, die das können, 
versuchen in die Länder zu kommen, in 
denen sie Chancen vermuten. Dazu ge¬ 
hört die BRD. Die herrschende Klasse 
versucht sie zu missbrauchen für impe¬ 
rialistische Strategie nach außen („die 
fliehen vor Assad“) oder nach innen 
(„kein Mindestlohn für Flüchtlinge“). 

Die Kosten der Flucht tragen nicht 
die Verursacher, nein, die Kosten der 
Flucht werden über die Kommunen 
und Länder so verteilt, dass sie wie¬ 
derum die Armen treffen, die „Inlän¬ 
der“ und die Flüchtenden. Denn da¬ 
durch wird natürlich die Schuldenlast 
der Stadt Essen, die jetzt schon bei weit 


SPD, CDU und Olivgrüne haben im 
Landtag NRW gemeinsam einen Ge¬ 
setzesentwurf eingebracht, der den stol¬ 
zen Namen „Kommunalvertretungs¬ 
stärkungsgesetz“ trägt. 

Das Problem, das sich dahinter ver¬ 
birgt, ist folgendes: Der Verfassungsge¬ 
richtshof für NRW hat in einer Stern¬ 
stunde mit Urteil vom 6. Juli 1999 die 
bis zu diesem Zeitpunkt bestehende 
Fünf-Prozent-Sperrklausel bei Kom¬ 
munalwahlen für verfassungswidrig er¬ 
klärt. Das führte dann für die Platzhir¬ 
sche zu der großen Herausforderung, 
dass ihnen kleine Gruppierungen zu¬ 
mindest Krümel der kommunalen 
Macht weggeschnappt haben. Eine mi¬ 
nimale Anzahl von Ratssitzen in NRW 
sind an Bewerberinnen aus Reihen von 
kleinen Parteien und Wählergemein¬ 
schaften gegangen. 

Die Bedrohung unserer kommu¬ 
nalen Selbstverwaltung geht nach Les¬ 
art der „Großen“ von diesen wenigen 
„Kleinen“ aus: „Die den Räten und 
Kreistagen gesetzlich zugewiesenen 
Aufgaben erfordern deren ordnungs¬ 
gemäße Wahrnehmung“, ist in diesem 
Gesetzesentwurf nachzulesen. 

„Ordungsgemäße Wahrnehmung“ 
brauchen also aus Sicht der „Großen“ 
die Städte und Kreise, um ihre Aufga¬ 
ben erfüllen zu können. Das erklärt 


über drei Milliarden Euro liegt, steigen 
und natürlich werden diese gestiegenen 
Schulden wieder der Grund für Schlie¬ 
ßungen, Kürzungen und Privatisierung 
sein. 

Die Flüchtenden kommen aus Län¬ 
dern, in denen die Gewalt regiert, in 
denen die NATO und die führenden 
Imperialisten die staatliche Ordnung 
zerstört haben. Dort gilt das Recht 
des Stärkeren und in manchen Gebie¬ 
ten überlebt sicher nur der, der in der 
Lage ist seinen Lebensunterhalt zu „or¬ 
ganisieren“ - egal wie. Wer Monate in 
riesigen Zelten, fast ohne Privatsphäre 
gelebt hat, wer dort jetzt seine Kind¬ 
heit oder Pubertät verbringt, der wird 
oft nicht zum „braven Engelchen“ ge¬ 
macht werden. Das soll man keines¬ 
wegs gut finden, aber wer aufhört nach 
den Ursachen zu fragen, bei dem geht 
der Kompass verloren wie bei den drei 
SPD-Ortsvereinen. 

Wir brauchen nicht mehr Polizei, 
wie es jetzt selbst manche Linke for¬ 
dern. Es würde doch schon reichen, 
wenn der permanente Schutz von Auf¬ 
märschen von Rassisten und Nazis 
eingestellt und die Behörde des Vertu- 
schens von Naziverbrechen aufgelöst 
würde. Auch Schlapphüte können um¬ 
geschult werden. 

Aber auch: Die Menschen, die sich 
Sorgen um ihre Zukunft machen, die 
jetzt schon in armen Vierteln wohnen 
und noch mehr Verarmung fürchten, 
sie haben den richtigen Instinkt. Sie ge¬ 
ben nur die falsche Antwort, wenn sie 
in den Flüchtlingen die Verursacher se¬ 
hen. Sie haben auch recht, wenn ihnen 
unsere allgemeine Antwort: „Wir müs¬ 
sen gemeinsam kämpfen“ nicht reicht. 
Obwohl sie richtig ist. Wir brauchen 
konkrete Ziele. Der Leerstand von Ge¬ 
bäuden und Wohnungen muss zu Ak¬ 
tionen führen, die diesen kennzeich¬ 
nen und bezahlbaren Wohnraum für 
alle fordern. Der Reichtum, der durch 
Kriege und Rüstungsexporte entsteht, 
muss mit Firmen und Inhaber benannt 
werden. Deren Profite müssen beziffert 
und zur Beschlagnahme markiert wer¬ 
den, damit die soziale Not der Armen, 
der Arbeitslosen und der Flüchtlinge 
beendet werden kann. 

Wir müssen die Ursachen benennen 
und die Verursacher, wir müssen ihren 
Reichtum anprangern, der auf Ausbeu¬ 
tung und Blut beruht und mit dem wir 
in der Lage wären, allen Menschen ein 
menschenwürdiges Leben zu ermögli¬ 
chen, hier, in Europa, in der Welt. 


natürlich, warum mich die „Großen“ 
als Einzelabgeordneten im Reckling- 
häuser Stadtrat nicht leiden konnten. 
Ich habe nämlich immer wieder darauf 
verwiesen, dass die Stadt zur Wahrneh¬ 
mung ihrer Aufgaben auch die ihr zu¬ 
stehenden finanziellen Mittel benötigt, 
die ihr aber mehr und mehr von den 
unterschiedlichen Bundes- und Lan¬ 
desregierungen vorenthalten wurden. 
Diese Angriffe auf die Grundlagen der 
kommunalen Selbstverwaltung sind 
stets von SPD und CDU geritten wor¬ 
den, und wie bei jeder Sauerei waren 
die Grünen, so erforderlich, auch dabei. 

Und zu einem Blick über den Tel¬ 
lerrand lädt dieser Gesetzentwurf auch 
noch ein „Es kann nicht im Interesse 
einer demokratisch legitimierten kom¬ 
munalen Selbstverwaltung liegen, das 
Wahlrecht so auszugestalten, dass eine 
,Große Koalition’ innerhalb des Ver¬ 
tretungsorgans quasi institutionalisiert 
wird, weil durch wachsende Zersplit¬ 
terung andere stabile Mehrheiten gar 
nicht mehr zu erreichen sind.“ Danach 
brauchen wir ja wohl für den Bundes¬ 
tag eine Zehn-Prozent-Sperrklausel, 
wie sie es unser Nato-Partner Türkei, 
das demokratische Musterländle, vor¬ 
lebt. 

Diese „großen“ Parteien sind sich 
offensichtlich zu nichts mehr zu blöde. 


Kommentar von Werner Sarbok 

Zu nichts zu blöde 
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Marxistische Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Erinnerung an Comandante Ernesto 

Vor 20 Jahren starb der Kommunist und Spanienkämpfer Ernst Buschmann 



Der Comandante als Motiv in einem Fenster des Reha-Zentrums 


G eboren wurde Ernst Buschmann 
am 8. November 1914 als viertes 
Kind einer Arbeiterfamilie in 
Solingen. Er starb am 31. Januar 1996 
in Koblenz. 

Mit zehn Jahren schloss er sich 
der Arbeiterkinder- und Sportbewe¬ 
gung an. Nach Abschluss der Volks¬ 
schule machte er eine Ausbildung als 
B etriebselektriker. 

1928 wurde er Mitglied des KJVD. 
1933 gehörte er der KJVD-Leitung in 
Solingen und im Bezirk Niederrhein an 
und war nach der Machtübertragung an 
die Hitlerfaschisten für den Kommu¬ 
nistischen Jugendverband illegal tä¬ 
tig. 1934 trat er in die KPD ein. Da die 


Verhaftung durch die Gestapo drohte, 
musste er im Februar 1935 in die Nie¬ 
derlande emigrieren. Von dort reiste er 
auf Parteibeschluss in die Sowjetunion 
und besuchte die Internationale Lenin- 
Schule der Komintern. 

Am 17. März 1937 kam Buschmann 
nach Spanien (Deckname „Hugo Witt¬ 
mann“), wurde zur MG-Kompanie des 
Hans-Beimler-Bataillon der XI. In¬ 
ternationalen Brigade kommandiert. 
Anfang Oktober 1937 wurde er Stabs¬ 
chef des Bataillons. Am 4. Januar 1938 
durch einen Kopfschuss verwundet, 
musste er zur Genesung in die Hos¬ 
pitäler von Benicassim und Murcia. 
Mit dem Dienstrang Major kehrte er 


im April 1938 als Kommandeur des 
Etkar-AndreBataillon („ Comandante 
Ernesto“) an die Front zurück und hielt 
sich dann nach dem Abzug der Briga¬ 
den von der Front von Oktober bis De¬ 
zember 1938 im Demobilisierungslager 
Bisaura de Ter auf. Am 9. Februar 1939 
überschritt er die Grenze nach Frank¬ 
reich und wurde dort in Saint-Cyprien, 
Gurs und seit 1941 in Le Vernet inter¬ 
niert. Im November 1942 kam er in das 
Sondergefängnis Castres, wo ihm mit 
Kameraden am 16. September 1943 
der Ausbruch gelang. Anschließend 
bekam er bei Lyon in der Illegalität 
Kontakt zur TA. Die TA („Travail alle- 
mand“ auch „Travail antifasciste alle- 
mand“ oder „Travail Anti-Allemand“) 
war ein Sektor der Resistance, der nach 
dem Einmarsch deutscher Truppen in 
Frankreich im Frühjahr 1941 vom ZK 
der KPF geschaffen wurde. Buschmann 
wurde dann militärischer Berater des 
Maquis im Range eines Lieutenant- 
Colonels und war Mitglied des CAL- 
PO („Comite ,Allemagne libre’ pour 
TOuest“). 

1945 kehrte er nach Deutschland 
zurück. Von Anfang an engagiert er 
sich beim Wiederaufbau der Einheits¬ 
gewerkschaft und der KPD, erst in Ko¬ 
blenz, dann in der Provinz Rheinland/ 
Hessen-Nassau, schließlich im Land 
Rheinland-Pfalz. 

Nach den ersten freien Wahlen im 
September 1946 wurde er Fraktions¬ 
vorsitzender der KPD im Koblenzer 
Stadtrat. 1947 war er Lizenzträger und 
Gesellschafter der Zeitung „Neues Le¬ 
ben“. Er war Mitglied der Beratenden 
Landesversammlung für Rheinland- 
Pfalz und nach den ersten Landtags¬ 
wahlen im Mai 1947 Landtagsabge¬ 


ordneter der KPD, später Fraktions¬ 
vorsitzender. 1950 wurde Buschmann 
Vorsitzender der KPD Rheinland- 
Pfalz. Nach dem KPD-Verbot (1956) 
arbeitet er illegal weiter. 

1968 gehörte er zu jenen, die die 
DKP neukonstituierten. 

Bis zu seinem Lebensende war 
Ernst Buschmann in den Organisatio¬ 
nen der Spanien- und Resistancekämp¬ 
fer und in der Vereinigung der Verfolg¬ 


ten des Naziregimes - Bund der Antifa¬ 
schistinnen und Antifaschisten (VVN) 
aktiv. 1977 wurde er zum Vorsitzenden 
der Interessengemeinschaft ehemali¬ 
ger Deutscher Widerstandskämpfer 
gewählt. 

Im September 1984 erhielt Ernst 
Buschmann die Ehrenbürgerschaft der 
französischen Stadt Villerbanne-Lyon 
und 1996 die Ehren-Staatsbürgerschaft 
Spaniens. -ler 



Das Andenken an den großen Revolutionär lebendig halten: Das Reha-Zentrum 
„Commandante Ernesto Buschmann“ wurde als Solidaritätsprojekt der DKP am 
19. April 1997 in Mantanzas/Kuba eingeweiht. 


Kampf dem imperialistischen Krieg 

Aus der Gruppe „Internationale“ entstand vor 100 Jahren der „Spartakusbund“ 


Der Krieg dauerte schon fast einein¬ 
halb Jahre. Einundeinhalb Jahre hatten 
die Kriegsgegner in der Linken auch in 
Deutschland versucht, Kräfte zu sam¬ 
meln, Überzeugungsarbeit zu leisten. 

Am 1. Januar 1916 fand in Berlin 
nach längerer Vorbereitung eine wichti¬ 
ge Reichskonferenz der Gruppe „Inter¬ 
nationale“ unter illegalen Bedingungen 
statt. Die Vorsicht der Beteiligten war 
berechtigt. Karl Liebknecht - zu diesem 
Zeitpunkt noch Abgeordneter der SPD- 
Fraktion im Deutschen Reichstag - 
durfte als Armierungssoldat laut Mi¬ 
litärgesetzgebung nicht an politischen 
Treffen teilnehmen. Über die Zusam¬ 
menkunft schrieb Käthe Duncker einen 
Tag später an ihren Mann Hermann: 
„Gestern war eine größere Familienbe¬ 
sprechung zusammen mit Onkel Franz 
und Karl. Es handelt sich um die Ord¬ 
nung des Nachlasses von Tante Rosa, da 
waren natürlich auch die Verwandten 
aus den übrigen Orten gekommen, aus 
Stuttgart, Frankfurt, Leipzig, Dresden, 
Chemnitz, Jena, Erfurt, Braunschweig, 
Düsseldorf, Bremen u. Hamburg.“ An 
der Zusammenkunft nahmen neben 
Käthe Duncker Karl Liebknecht, Franz 
Mehring, Hugo Eberlein, Ernst Meyer 
und Wilhelm Pieck aus Berlin, Johann 
Knauf aus Bremen, Rudolf Lindau aus 
Hamburg, Carl Minster aus Duisburg, 
Fritz Rück aus Stuttgart, Otto Rühle aus 
Dresden, Georg Schumann aus Leipzig, 
August Thalheimer aus Braunschweig, 
Berta Thalheimer aus Cannstatt teil. 
Clara Zetkin war wegen Krankheit ver¬ 
hindert, Rosa Luxemburg saß im Ge¬ 
fängnis. 

★ 

Über die Debatte auf dieser Konfe¬ 
renz ist nur wenig bekannt. Doch vor 
allem von den Bremer und Hamburger 
Linksradikalen gab es Kritik an vorge¬ 
legten Leitsätzen: Sie forderten eine 
klare Strategie zur schnellen Trennung 
von den rechten und zentristischen 
Kräften in der deutschen Arbeiterbe¬ 
wegung. Anderen, die sich später zu 
den Leitsätzen äußerten, fehlte noch 
ein klareres Aktionsprogramm. 


Der SPD-Parteivorstand verkünde¬ 
te am 25. Juli 1914 - wenige Tag vor 
Kriegsausbruch und noch ganz im Sin¬ 
ne der Antikriegsbeschlüsse der In¬ 
ternationalen Sozialistenkongresse in 
Stuttgart (1907) und Basel (1912) - 
noch im „Vorwärts“: „Gefahr ist im 
Verzüge. Der Weltkrieg droht! Die 
herrschenden Klassen, die euch in Frie¬ 
den knechten, verachten, ausnutzen, 
wollen euch als Kanonenfutter miss¬ 
brauchen. Überall muss den Machtha¬ 
bern in den Ohren klingen: Wir wollen 
keinen Krieg! Nieder mit dem Kriege! 
Es lebe die internationale Völkerver¬ 
brüderung!“ 

Und dann? Am 4. August stimmte 
die SPD-Reichstagsfraktion trotz vie¬ 
ler Bedenken und großer Ablehnung in 
den eigenen Reihen für die Bewilligung 
der Kriegskredite (Liebknecht und 13 
weitere Abgeordnete hatten sich ent¬ 
schieden gegen diesen Schritt ausge¬ 
sprochen). Wie Karl Liebknecht in sei¬ 
nen 1916 verfassten „Betrachtungen 
und Erinnerungen aus ,großer Zeit’“ 
über den 4. August 1914 über die Lage 
der Minderheit in der Fraktion schrieb, 
kam der Abfall der Fraktionsmehr¬ 
heit für die Minderheit überraschend, 
„die Atomisierung des bisher radika¬ 
len Flügels nicht minder.“ (Geschichte 
der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 2, 
S. 432) Es galt Fraktionsdisziplin, der 
selbst der „radikale Flügel“ folgte. Ein 
Minderheitenvotum war offenbar ei¬ 
nem Teil der vermeintlichen Parteilin¬ 
ken in der Fraktion nicht vermittelbar. 
Es brauchte Zeit für Einsichten und 
Entscheidungen. 

Doch es galt, die Möglichkeiten zu 
nutzen, um möglichst viele Antikriegs¬ 
kräfte in der eigenen Partei zu stärken 
und zum entschiedenen weiteren Wi¬ 
derstand gegen den Krieg und die ei¬ 
gene rechte Führung zu ermutigen: Bei 
der zweiten Sitzung des Reichstags zu 
den Kriegskrediten stimmte bekannt¬ 
lich Karl Liebknecht als Einziger ge¬ 
gen deren Bewilligung. Und er erhielt 
viel Zustimmung aus der eigenen Par¬ 
tei, in der es in jenen Monaten zur He¬ 


rausbildung oppositioneller Gruppen 
kam. Otto Rühle schloss sich ihm am 
20. März 1915 bei der dritten Sitzung 
des Reichstags zu den Kriegskrediten 
an. Im weiteren Verlauf des Krieges 
nahm die Anzahl der sich auch öffent¬ 
lich gegen den Krieg aussprechenden 
SPD-Mitglieder zu. 

Im März 1915 (nach einigen Quel¬ 
len im August 1914, aber noch ohne 
Liebknecht) entstand die Gruppe „In¬ 
ternationale“ um Rosa Luxemburg 
(und Liebknecht) - zunächst als lose 
Verbindung der marxistischen Inter¬ 
nationalisten und Antikriegsgegner. 
Sie gab die Zeitschrift gleichen Na¬ 
mens heraus. Liebknecht wurde an die 
Front einberufen, obwohl er eigentlich 
als Reichstagsabgeordneter politische 
Immunität genoss. Doch er ließ sich 
auch im Weiteren nicht einschüchtern 
und setzte auch im Reichstag seinen 
Kampf fort. 

Am 12. Januar 1916 schloss die 
SPD-Reichstagsfraktion 20 ihrer Abge¬ 
ordneten, die im Dezember 1915 gegen 
weitere Kriegskredite gestimmt hatten, 
aus ihren Reihen aus - darunter auch 
Karl Liebknecht. Die Parteirechte woll¬ 
te die Spaltung. Und die Parteioppositi¬ 
on war darauf nicht eingestellt. 

★ 

Der Krieg, das zunehmende Elend, 
die Zuspitzung der Klassenauseinan¬ 
dersetzungen im Land und die Not¬ 
wendigkeit nicht nur mit der rechten 
Sozialdemokratie und zentristischen 
sozialdemokratischen Kräften die 
Auseinandersetzung zu führen, son¬ 
dern auch in der zersplitterten lin¬ 
ken Antikriegsopposition im Land, 
forderten Ende 1915 zunehmend 
eine Klärung. Es war schwierig, ein 
entsprechendes Treffen der Gruppe 
„Internationale“ zu organisieren, weil 
die Organisatoren fehlten. Erschwe¬ 
rend wirkte auch das Wirken ultra¬ 
linker Kräfte. Offensichtlich gab es in 
der marxistischen deutschen Linken 
auch noch Illusionen über die Mög¬ 
lichkeiten, die schwankenden zent¬ 
ristischen Kräfte in der SPD für ein 


gemeinsames Vorgehen zu gewinnen. 
Andererseits: Hätte die marxistische 
Linke die bestehenden Möglichkei¬ 
ten nicht genutzt, was wäre dann ge¬ 
schehen? 

Die Januarkonferenz der Gruppe „In¬ 
ternationale“ befasste sich jedoch nicht 
nur mit den eingangs erwähnten Leit¬ 
sätzen. Die Zusammenkunft diente zu¬ 
gleich der Berichterstattung über den 
Stand der Arbeit. In ihrem Brief an 
Hermann Duncker schrieb Käthe Dun¬ 
cker, dass die Nachrichten eigentlich 
überall erfreulich wären, „besonders 
aus Dresden, Frankfurt u. Rheinland. 
Aus Leipzig u. Chemnitz erfuhren wir 
allerdings nicht viel Gutes.“ Bei den Be¬ 
richten und der lebhaften Diskussion 
über die Agitation unter den Massen 
und insbesondere über die Straßende¬ 
monstrationen und Streiks habe Karl 
Liebknecht nach allen Einzelheiten 
gefragt und wiederholt gemahnt, die 
Jugend und die Frauen in die Aktio¬ 
nen und die revolutionäre Kleinarbeit 
einzubeziehen. (Heinz Wohlgemut, Die 
Entstehung der Kommunistischen Par¬ 
tei Deutschlands, S. 143) 

Weiterhin wurde die Herausgabe ei¬ 
nes eigenen Mitteilungsblattes bera¬ 
ten, das der Aufklärung, Mobilisierung 
und Organisierung der Massen zum 
Kampf gegen den Krieg dienen sollte. 
Diese Aufgabe übernahmen die „Po¬ 
litischen Briefe“, die seit der Reichs¬ 
konferenz im Januar 1916 regelmäßig 
erschienen und mit „Spartacus“ unter¬ 
zeichnet waren. Der erste Brief dieser 
Art wurde am 27. Januar 1916 veröf¬ 
fentlicht. Karl Liebknecht analysierte 
die Reichstagssitzung vom 21. Dezem¬ 
ber 1915, auf der erstmals 20 Mitglie¬ 
der der SPD-Reichstagsfraktion gegen 
die Kriegskredite gestimmt hatten. Ab 
20. September 1916 konnten die „Spar¬ 
takusbriefe“ - so wurden sie fortan ge¬ 
nannt - gedruckt erscheinen. 

Die Reichskonferenz der Gruppe „In¬ 
ternationale“ am 1. Januar 1916 war 
von großer historischer Bedeutung: Mit 
Recht wird der 1. Januar 1916 die Ge¬ 
burtsstunde des Spartakusbundes, des 


Vorläufers der Kommunistischen Par¬ 
tei Deutschlands, genannt. 

Nach der Reichskonferenz der Gruppe 
„Internationale“, die nach den Sparta¬ 
kusbriefen bald den Namen Spartakus¬ 
gruppe erhielt, nahm die Antikriegsar¬ 
beit der revolutionären Marxisten noch 
entschiedenere Formen an. 

★ 

Es ist hochinteressant, was man heute 
daraus lernen könnte. Eigentlich. Wenn 
man es denn will. 

Meines Erachtens gehören dazu die 
Geduld und der Mut, die zunächst Karl 
Liebknecht und die anderen Marxistin¬ 
nen in der deutschen Sozialdemokratie 
aufbrachten, um möglichst viele Mit¬ 
glieder der Partei zum marxistisch ori¬ 
entierten Erfurter Programm der SPD 
und eindeutigen Antikriegspositionen 
zurückzuführen bzw. zu mobilisieren. 
Und dazu nahmen sie vieles in Kauf. 

Und sie haben versucht, alle Mög¬ 
lichkeiten zu nutzen - trotz all der un¬ 
abdingbaren Auseinandersetzungen 
mit Rechten und Zentristen, trotz der 
Auseinandersetzung mit ultralinken 
Positionen in der eigenen Partei und 
im Umfeld, trotz letztlich auch nötigen 
Grenzziehungen, um die Linken unter¬ 
schiedlicher Orientierungen im Kampf 
gegen den Krieg zu einen und mög¬ 
lichst viele Parteimitglieder für diese 
Politik und den gemeinsamen Kampf 
zu gewinnen. Warum sollten wir heu¬ 
te - auch international - eigentlich an¬ 
ders handeln? 

Die Brücken in der eigenen Partei 
wurden erst dann abgebrochen - zu¬ 
nächst über die USPD (die als Anti¬ 
kriegspartei und Abspaltung von der 
SPD im April 1917 entstand) -, als kei¬ 
nerlei Verständigung mehr möglich 
war. Nina Hager 

Quellen unter anderem: 

Geschichte der deutschen Arbeiterbe¬ 
wegung, Bd, 2, Berlin 1966 
Heinz Wohlgemuth,: Die Entstehung 
der Kommunistischen Partei Deutsch¬ 
lands. 1914 bis 1918. Überblick, Berlin 
1968 
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Für das „Wunder“ Christine (dargestellt von Traudl Kulikowsky) verwandelt sich der halbstarke Rowdy Egon (Gunter 
Schoß) in einen schüchternen Verliebten. 


Neue Freiheit in der DDR 

„Egon und das achte Weltwunder“ - 
ein DEFA- Fernsehfilm von 1964 


G ute Unterhaltungsfilme für ein 
jugendliches Publikum waren 
in der DDR eher selten, ob¬ 
wohl - oder weil? - um dieses Genre 
von Staats wegen zäh und ernst gerun¬ 
gen wurde. So sah sich zum Beispiel 
auch der für seine eher grüblerisch-de¬ 
pressive Art bekannte DEFA-Regis- 
seur Konrad Wolf mit dem Ansinnen 
von „ganz oben“ konfrontiert, er möge 
doch gefälligst einmal eine Komödie 
drehen. (Dass ausgerechnet sein au¬ 
tobiographischer Kriegsfilm „Ich war 
neunzehn“ zu seinen humorvollsten, 
dabei bittersten Werken gehört, steht 
auf einem anderen Blatt.) 

Das Publikum ging zwecks Unter¬ 
haltung lieber in westliche Filmproduk¬ 
tionen, besonders wenn es etwas zu la¬ 
chen gab. 

Sieht man DDR-Komödien dreißig 
oder - wie im vorliegenden Fall - fünf¬ 
zig Jahre nach ihrer Entstehung, stellt 
sich erst recht die bange Frage, ob das, 
was einst lustig sein sollte, heute nicht 
eher gequält, flach und an den Haaren 
herbeigezogen wirkt - zumal, wenn po¬ 
litische Aspekte hineinspielen. 

Der Titel „Egon und das achte 
Weltwunder“ war in der DDR allge¬ 
mein bekannt, geradezu ein geflügel¬ 
ter Begriff. Das gleichnamige Jugend¬ 
buch von Joachim Wohlgemuth war ein 
Bestseller, fast in jedem Bücherschrank 
Heranwachsender zu finden. Und das, 
obwohl - oder weil? - es literarisch al¬ 
les andere als anspruchsvoll ist. Über¬ 
dies verbindet es eine romantische Lie¬ 
besgeschichte mit einem aktuell-politi¬ 
schen Anliegen, nämlich der Werbung 
für freiwillige Arbeitseinsätze unter 
Führung der FDJ. Da wurde, wie man 
so sagt, ungeniert mit der Wurst nach 
dem Schinken geschmissen. 

Was wundert es, dass der DDR- 
Fernsehfunk eiligst eine Verfilmung 
dieses Stoffes bei der DEFA in Auf¬ 
trag gab? 

Als Regisseur wurde Christian 
Steinke gewonnen, die Kamera führte 
der spätere Regisseur Roland Gräf, die 
eingängige Musik steuerte Rolf Kühl 
bei. Die Produktion wurde übrigens 
von einer Frau, Anni von Zieten, ge¬ 
leitet. 

Die Story: Titelheld Egon, Hilfsar¬ 
beiter auf dem Bau, gehört einer dilet¬ 
tantischen, aber um so selbstbewusste¬ 
ren Halbstarken-Band an. Er musiziert 
auf dem Kamm, ein anderer auf dem 
Waschbrett, das Vibraphon wurde aus 
leeren Flaschen gebastelt. Die „Boys“ 
spielen Tanzmusik mit viel Elan und 
wenig Sachverstand. Sie tragen Jeans, 
Lederjacken und bemalte Clubkra¬ 
watten, besaufen sich gern und fangen 
dann Prügeleien an. Nach einer sol¬ 


chen wird Egon wegen Körperverlet¬ 
zung zu einigen Monaten Gefängnis 
verurteilt. Als er herauskommt, hat er 
genug und will sein Leben ändern. Das 
ist aber leichter gedacht als getan, denn 
die „Boys“ haben auf ihn gewartet und 
wollen ihn wieder einbinden. 

Zufällig geraten sie in eine Abitu¬ 
rientenfeier, bei der Egon die hübsche 
und anspruchsvolle Christine kennen 
lernt, die Medizin studieren will. Ihre 
Mitschüler sagen von ihr, es sei ein 
„achtes Weltwunder“, wenn sie sich 
einmal verlieben würde. 

Auch bei dieser Feier zetteln die 
„Boys“ eine Rauferei an. Anschließend 
soll sich Egon bewähren, ihm wird ein 
„freiwilliger“ Arbeitseinsatz auf der 
Großen Wiese vorgeschlagen. Er ver¬ 
pflichtet sich gern - denn auch Christi¬ 
ne wird dort sein ... 

Die weitere Handlung erzählt da¬ 
von, wie der Rowdy unerwartet zum 
Brigadier seiner Gruppe wird, wie er 
sich den ihn verfolgenden „Boys“ mit 
unfeinen Tricks zu entziehen versucht, 
wie er Christine umwirbt und der „hö¬ 
heren Tochter“ sein skandalöses Vor¬ 
leben und den Knast ängstlich ver¬ 
schweigt - bis am Ende doch alles ans 
Licht kommt. 

Fehler hat dieser Schwarzweißfilm 
trotz flotter, lebensnaher Dialoge ei¬ 
nige. Obwohl die „Boys“ nicht durch¬ 
weg als schlechte Burschen vorgeführt 
werden, verbleiben sie doch - außer 
Egon - allesamt auf der negativen Sei¬ 
te der Gesellschaft. Vom eigentlichen 
(oder angeblichen) Thema des Buchs 
und des Films - den Meliorationsarbei¬ 
ten der jungen Leute auf den Moorwie¬ 
sen - ist fast nichts zu sehen. Gezeigt 
werden nur Hin- und Rückfahrten auf 
dem Laster; einmal steht Egon mit 
dem Spaten Modell für einen Fotogra¬ 
fen der Tageszeitung „Junge Welt“. Das 
Kulturleben in den Wohnbaracken be¬ 
schränkt sich weitgehend auf das fei¬ 
erliche Gelöbnis, keine Liebschaften 
anzufangen - Egon verstößt als Erster 
dagegen - und auf die Idee, gemeinsam 
Schach zu spielen. Der FDJ-Funktionär 
bleibt entsprechend blass und wirkt et¬ 
was komisch-unbeholfen. 

Auch die übrigen Figuren wie die 
„Boys“ und Egons alleinstehende Mut¬ 
ter werden nicht detailliert oder gar 
tiefgründig beleuchtet. Erstaunlicher¬ 
weise macht das aber wenig aus, denn 
die beiden Hauptdarsteller tragen den 
Film fast allein. Weniger durch große 
Schauspielkunst als durch Lebendig¬ 
keit und Authentizität. Gunter Schoß 
als Egon gibt glaubhaft sowohl den 
halbstarken Angeber als auch den ver¬ 
unsicherten jungen Mann und schüch¬ 
tern Verliebten; seine innere Wandlung 


muss man eben hinnehmen. Der gut¬ 
aussehende Schauspieler mit der mar¬ 
kanten tiefen Stimme hat u.a. bis Ende 
2015 beim mdr-Fernsehen die Reihe 
„Geschichte Mitteldeutschlands“ mo¬ 
deriert. 

Die blonde Traudl Kulikowsky als 
Christine gehörte zu den hoffnungs¬ 
vollsten Nachwuchsstars der DEFA; 
heute wird sie vor allem im Westen 
kaum jemand kennen. Ihre Biographie 
ist eine betrübliche - nach ersten Er¬ 
folgen, auch in Filmen ihres Ehemanns 
Horst Seemann, erhielt sie immer we¬ 
niger Angebote. Angeblich wurde sie 
von ihrem Mann geschlagen und fand 
Trost bei einem Mitarbeiter des MfS, 
der sie als IM anwarb. Sie soll Berichte 
über bekannte Schriftsteller wie Franz 
Fühmann und Stefan Heym geschrie¬ 
ben und selbst enge Freundinnen be¬ 
spitzelt haben. Beruflich half ihr das 
wenig, und so wandte sie sich der poli¬ 
tischen Opposition zu und kehrte 1984 
der DDR den Rücken. Da ist wohl ei¬ 
niges schiefgelaufen. 

In ihrer ersten Hauptrolle als 
Christine ähnelt sie der jungen Romy 
Schneider in der Komödie „Die Halb¬ 
zarte“, in der die nach ihrer Sissi-Peri- 
ode eine moderne junge Frau mit Bu¬ 
bikopf spielte. 

Natürlich, liebreizend und verletz¬ 
lich, war Kulikowsky die klassische „ju¬ 
gendliche Naive“ mit dem gewissen Et¬ 
was, die Chemie zwischen ihr und Gun¬ 
ter Schoß stimmte. 

Aus der Liebesgeschichte zweier 
ungleicher Partner bezieht der Film 
seine Wirkung, und auch wenn er die 
„sozialistische Moral“ der arbeitseifri¬ 
gen FDJler nicht recht plausibel macht, 
vermittelt er, dass in der DDR der 60er 
Jahre - in den „Golden Sixties“ (Peter 
Hacks) - eine junge Generation her¬ 
angewachsen war, die sich eine neue 
Moral, eine neue Freiheit zwischen 
den Geschlechtern erobert hatte. Der 
„Klassen“-Gegensatz zwischen dem 
Proll und der Intelligenzlerin schien 
nur noch ein äußerlicher zu sein. Mit 
Papas Kino hatte das nichts mehr zu 
tun, und es bedurfte keiner sexuellen 
Revolution, damit die Heldin sich beim 
Baden unbefangen ihres Bikinis entle¬ 
digte. 

Das alles ist nett und lustig anzuse¬ 
hen. Wer sich über den zeitgeschicht¬ 
lichen Hintergrund informiert, kann 
von diesem Film auch mehr haben als 
knapp anderthalb Stunden gute Unter¬ 
haltung. 

Cristina Fischer 

Egon und das achte Weltwunder. DDR- 
TV-Archiv. Icestorm 2011, 86 min, 9,99 
Euro, www.icestorm.de 


Schönes Städtchen mit 
Schattenseiten 

Leander Sukovs „Ochsenfurter Rundgang“ 


Die kurzweilig geschriebene Novel¬ 
le „Schöne kleine Stadt - Ochsen¬ 
furter Rundgang“ von Leander Su- 
kov enthält viel Historisches, wobei 
die Grenzen zwischen Wahrheit und 
Fiktion mitunter sehr fließend sind. 
Deshalb ist es ratsam, es dem Autor 
gleichtun: „Ich will die Sage als wahr 
annehmen, und wenn sie nicht wahr 
sein sollte, so ist sie doch gut erfun¬ 
den.“ 

Die erste urkundliche Erwähnung 
von Ochsenfurt erfolgte 725, als das 
Kloster gebaut wurde, in dem um 740 
herum Thekla von Kitzingen Äbtis¬ 
sin war. „Medizin und Unterricht 
bestimmten ihr Leben“, weiß Sukov 
über die später heilig gesprochene 
Nonne zu berichten. 1103 schaff¬ 
ten sich die Cives (Bürger) zunächst 
eine Fähre an, eine Generation spä¬ 
ter wurde eine Brücke gebaut, um mit 
den Ochsen die Furt besser überque¬ 
ren zu können. 

Das Hotel „Zum Schmied“ weist 
mit einer Gedenktafel auf die Ge¬ 
schichte des Hans Stock hin: dieser 
soll verblüffende Ähnlichkeit mit 
dem schwäbischen Herzog Konrad 
gehabt haben, welcher sich erfolglos 
als Feldheer in Italien versuchte. Was 
nicht nur ihn, sondern auch zahlrei¬ 
che seiner Gefolgsleute das Leben 
kostete. Da Hans Stock dem Adeli¬ 
gen so sehr ähnelte, soll die verblie¬ 
bene Schar ihn dazu verdonnert ha¬ 
ben, die Führung zu übernehmen und 
sie heil über die Alpen zurück nach 
Hause zu führen. Dieser führte sei¬ 
ne Follower schnurstracks ins schö¬ 
ne Ochsenfurt, wo er den Dienst als 
Herzog-Double quittierte, und in die 
Fußstapfen seines Vaters, des Schmie¬ 
des, trat. 

Sukov erzählt Geschichten von 
Hexenverfolgung und -Verbren¬ 
nung. Außerdem vom Schicksal der 
aufständischen Bauern, denen 1525 
zunächst bereitwillig die Tore geöff¬ 
net worden waren, die für ihren Frei¬ 
heitsdrang indes einen hohen Blut¬ 
zoll zahlen mussten: „Viele Bauern 
büßten auf Scheiterhaufen oder wur¬ 
den vor Kanonen gebunden, lebendig 
gehäutet, ausgeweidet, ihnen wurden 
die Hände abgehackt, die Ohren ab¬ 
geschnitten.“ 

Und auch die Geschichte der Ju¬ 
denverfolgung, welche am 29. Juni 
1298 mit der Ermordung von 30 jü¬ 
dischen Frauen, Männern und Kin¬ 
dern begann, bleibt nicht unerwähnt. 
Am 9. November 1938, der Pogrom¬ 
nacht, wurden auch in Ochsenfurt 
und Umgebung Synagogen und jü¬ 
dische Geschäfte zerstört, und die 
jüdischen Männer ins KZ Dachau 
verbracht. Sechs Jüdinnen, gebürtig 


oder länger ansässig in Ochsenfurt, 
wurden von den Nazis ermordet. Su¬ 
kov nennt ihre Namen: Sofie Fleisch¬ 
mann, Adelheid Friedmann, Marga¬ 
rete Grünfeld, Marta Neumann, Han- 
ni Sieber und Klara Wurzinger. 

Aber er erzählt auch Geschichten 
von jenen, die halfen, wenn die Not 
am größten war. Und von den muti¬ 
gen Frauen, die der Stadt am 1. April 
1945, als sie von den Alliierten einge¬ 
nommen wurde, viel Leid und Zer- 


Leander Sukov 

Störung erspart haben, indem sie un¬ 
ter Lebensgefahr den Befreiern die 
Stadt geöffnet haben. Ein ihnen ge¬ 
widmetes Denkmal steht heute in der 
schönen alten Stadt am Main. 

Trotz der Blicke in die dunkelsten, 
glücklicherweise längst vergangenen 
Zeiten hat die Novelle nichts be¬ 
drohliches; sondern heiter und sprit¬ 
zig wie der Sekt, den die Hochzeits¬ 
gesellschaft am Ende der Erzählung 
schlürft, nimmt der Autor die Lesen¬ 
den mit auf die Reise durch die wech¬ 
selvolle Geschichte Ochsenfurts. 

„Schöne kleine Stadt“ ist eine lite¬ 
rarische Liebeserklärung an die neue 
Wahlheimat des gebürtigen Hambur¬ 
gers Sukov. Der charmante Einband 
sowie reizvolle Zeichnungen des ein¬ 
heimischen Künstlers Günter Jäger 
laden zum Lesen und Verweilen ein. 
Die am 6. März 1525 in Memmingen 
von Vertretern der oberschwäbischen 
Bauerngruppen verfassten 12 Artikel 
komplettieren den schmalen, aber in¬ 
formativen Band. Birgit Gärtner 

Leander Sukov 

Schöne kleine Stadt Leander Sukov: 

OchKtiiunrt Ruiukuis _ , .. 1 1 • 

Schone kleine 
Stadt - Ochsen¬ 
furter Rundgang. 
Kulturmaschinen 
Verlag, Ochsen¬ 
furt, 2015, 125 S., 
zahlreiche Zeich¬ 
nungen, 14,50 
Euro 
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Peter Michel, 

Kunstwissenschaftler, 
lange Zeit Chefredak¬ 
teur der Zeitschrift 
»Bildende Kunst« der 
DDR, blickt zurück 
auf seine Begegnun¬ 
gen mit Künstlern. 
Dabei gelingt ihm 
eine Gesamtsicht auf 
eine Kultur, die der 
Menschlichkeit und 
nicht dem Kommerz 
verpflichtet war. 


Peter Michel 
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Biografische Miniaturen und ein Prolog von Armin Stolper 
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Hintergrund 


unsere zeit m 


Kapitalismus, Rassismus, Sexismus und Krieg 

Überlegungen und Schlussfolgerungen zu den Ereignissen in der Kölner Neujahrsnacht 


J e länger die Ereignisse von Köln zu¬ 
rückliegen, desto mehr Menschen 
gehen davon aus, gesichertes Wis¬ 
sen über die Vorgänge zu haben, und 
desto weniger sicher ist unbefangenen 
Beobachterinnen, was dort wirklich ge¬ 
schehen ist. Sicher ist nur eins: es gibt 
einen anschwellenden rassistischen 
Hassgesang derer, die meinen, sich nun 
keinerlei Zurückhaltung mehr auferle¬ 
gen zu müssen. Die Stichworte dazu ka¬ 
men, kommen von Oben. So etwas ge¬ 
schieht nicht zum ersten Mal. Wir soll¬ 
ten auf öffentlicher und unabhängiger 
Prüfung der Ereignisse bestehen. 

In der Neujahrsnacht sind vor dem 
Kölner Hauptbahnhof und am Dom 
unbekannt viele Menschen von meist 
männlichen Jugendlichen und Er¬ 
wachsenen mit Silvesterfeuerwerk und 
Böllern beschossen worden. Es kam zu 
Anrempelungen, Schubsereien, Dieb¬ 
stählen, Raub. Es sollen sich Gruppen 
von Angreifern um Attackierte herum 
gebildet und sie gemeinsam belästigt 
haben. Dabei kam es nach Berichten 
auch zu körperlichen Angriffen und 
sexuellen Übergriffen auf Frauen, die 
nach der derzeitigen Informationsla¬ 
ge in zwei Fällen zu Vergewaltigungen 
geführt haben. Die anwesenden Poli¬ 
zeikräfte sollen völlig überfordert ge¬ 
wesen sein, schritten jedenfalls nicht 
effektiv ein. Zum jetzigen Zeitpunkt 
berichtet die Polizei von über 900 An¬ 
zeigen, die nun in rascher Folge er¬ 
stattet wurden. Es habe einige Fest¬ 
nahmen gegeben. Mehrere der Fest¬ 
genommenen werden polizeilich als 
„bekannte Intensivtäter“ bezeichnet, 
leben also schon länger in Köln und 
Umgebung. 

Die polizeiliche Darstellung dieser 
Ereignisse ist widersprüchlich und hat 
sich nach den Ereignissen drastisch ge¬ 
wandelt. Zu Neujahr 2016 hieß es im 
offiziellen Polizeibericht noch, der 
Übergang ins neue Jahr sei friedlich 
verlaufen. Nach Medienberichten, die 
ab dem 2. Januar in rascher Folge die 
oben geschilderten Ereignisse immer 
drastischer darstellten, schien bald klar 
zu sein: zig, nein Hunderte, nein min¬ 
destens tausend, nein 1 500 oder 2 000 
Männer, und zwar zweifelsfrei vor al¬ 
lem „Nordafrikaner und Araber“, dar¬ 
unter möglicherweise viele Flüchtlinge, 
mithin natürlich mehrheitlich Muslime, 
zugleich alkoholisiert, hätten am Köl¬ 
ner Hauptbahnhof massenhaft Frauen 
belästigt. Es entstand der Eindruck ei¬ 
ner Art Massenvergewaltigung durch, 
wie es BILD Vorbehalten blieb zu for¬ 
mulieren, einen „Sex-Mob“. 

★ 

Die ersten Berichte über diese derzeit 
fast allgemein akzeptierte Lesart der 
Ereignisse stammt anscheinend von 
der Facebookseite „NETT-Köln“ Die¬ 
se Seite war schon vor dem 31.12.2015 
dafür bekannt, dass sich dort rassisti¬ 
sche Postings immer wieder breitma¬ 
chen konnten. 


Erst am 5. Januar tauchte dann bei 
Spiegel-Online die Schilderung der 
Ereignisse auf, wie sie aus „internen“, 
ja „privaten“ Aufzeichnungen von Be¬ 
reitschaftspolizisten vor Ort entstam¬ 
men sollen. Nun erst, vier Tage nach 
den Ereignissen, schien es damit auch 
plötzlich polizeiliche Einschätzungen 
der Lage vor Ort zu geben, die den Me¬ 
dienberichten seit dem 2. Januar Recht 
gaben. 


Wie belastbar diese Aufzeichnun¬ 
gen sind, ist noch völlig unklar. An 
dem einen Beispiel, angeblich von „Sy¬ 
rern“ zerrissene Aufenthaltsdokumen¬ 
te, von dem im „internen Bericht“ die 
Rede ist - in Wahrheit handelt es sich 
dabei um unzerreißbare, EC-ähnliche 
Plastikkarten, wie eine Nachrecherche 
des Deutschlandfunks mittlerweile er¬ 
gab - wird deutlich: es wird genau zu 
prüfen sein, wann und von wem diese 
„internen“ Aufzeichnungen angefertigt 
wurden und warum sie nicht am 1. oder 
2. Januar, sondern erst drei Tage später 
veröffentlicht wurden. Denn dass die¬ 
ses Dokument quasi zufällig erst Tage 
später ans Licht gekommen sein soll, ist 
vor dem Hintergrund der eskalieren¬ 
den öffentlichen Diskussion schwer 
vorstellbar. 

Auch überraschend vieles andere 
ist bis heute nicht klar. Wie viele Men¬ 
schen befanden sich wann im Bereich 
Hauptbahnhof/Domplatte, wie viele 
waren Täter, wie viele Opfer? Geht 


man vom Augenschein veröffentlichter 
Videobilder aus, könnten sich ca. 1 000 
Personen auf dem Platz befunden ha¬ 
ben. Dabei hat es weit über 900 Straf¬ 
anzeigen gegeben? Es muss geklärt 
werden, wie es zu solchen Zahlenver¬ 
hältnissen bei behaupteter gleichzeiti¬ 
ger polizeilicher Unfähigkeit kommen 
kann, etwas dagegen zu unternehmen. 

Wenn man Augenzeugenberichte 
liest, stellt sich die Frage: Waren alle 


Frauen alleine unterwegs? Hat sich 
niemand gewehrt? Hat niemand eine 
Schlägerei angefangen? Ist ein solches 
Szenario - hunderte Frauen werden von 
hunderten Männern in kurzer Zeit auf 
engem Raum schwer sexuell belästigt - 
ohne Massenschlägerei vorstellbar? 

Wer waren die Täter und woher ka¬ 
men sie? Wie kam es zu der frühzeiti¬ 
gen Behauptung, es habe sich bei ihnen 
um „Nordafrikaner und Araber“ gehan¬ 
delt? Wo sind die Belege für eine bun¬ 
desweite Koordination der Verbrechen? 

Wie kam es zur Entscheidung, eine 
bereitstehende polizeiliche Reserve¬ 
hundertschaft aus Duisburg nicht ein¬ 
zusetzen, obwohl diese das von sich aus 
angeboten haben soll? Woher wusste 
diese Einheit überhaupt von der zeit¬ 
gleichen Lage in Köln? 

Wie zu hören ist, wertet die Poli¬ 
zei derzeit neben zahlreichen privaten 
Videoaufnahmen auch 350 Stunden 
Material von verschiedenen Überwa¬ 
chungskameras aus. Hierzu wurde nun 
Scotland Yard um Hilfe gebeten. 

Wie kam es zu der zunächst völlig 
anderslautenden Einschätzung der Er¬ 
eignisse durch die Polizei am 1. Januar? 

Das alles und mit Sicherheit viele 
weitere Fragen müssen geklärt werden, 
bevor eine ernst zu nehmende politi¬ 
sche Bewertung der Vorgänge erfol¬ 
gen kann. Dass in weiten Teilen der 
öffentlichen Diskussion weitreichen¬ 
de Schlussfolgerungen aus den Ereig¬ 
nissen gezogen werden, ohne dass ein 
abgesichertes Bild der Ereignisse vor¬ 
liegt, verwiest auf eine gesellschaftliche 
Energie, die sich aus ganz anderen, trü¬ 
ben Quellen speist, als Empörung über 
die Ereignisse von Köln. 

Dem allen sollte seitens der Lin¬ 
ken im Land energisch und zäh auf den 
Grund gegangen werden. 

Die Stimmung kippt: Stunde 
der Heuchelei und Hetze 

Die Veröffentlichung des so bezeich- 
neten „internen Einsatzberichts“ am 
5. Januar markiert eine Grenze in der 
Diskussion entscheidender staatlicher 


Funktionsträger, begleitet vom größ¬ 
ten Teil der Medien, die spätestens jetzt 
auf den mainstream der Diskussion in 
den social media einschwenkten. Mit 
der Versetzung des Kölner Polizeiprä¬ 
sidenten in den Ruhestand bekam die 
heute fast allgemein geglaubte Variante 
des Ablaufs der Ereignisse quasi einen 
amtlichen Wahrheitsanspruch. Hierzu 
paßt, was Innenminister Jäger aus dem 
NRW-Innenausschuß am Nachmittag 


des 11. Januar vortrug. Damit ist die wei¬ 
tere Diskussion vorgezeichnet. Sie geht 
seither von etwas aus, das, siehe oben, 
keineswegs sicher belegt ist, ja derzeit 
sogar noch gar nicht sicher sein kann. 

Diese Darstellung diente sofort 
weiteren sehr realen Schritten. Mit 
ihr kippte die Stimmung gegenüber 
Flüchtlingen im Land - und um dieses 
Thema geht es die ganze Zeit bei der 
Diskussion der Ereignisse ja eigentlich. 

Teile der Herrschenden nutzten die 
Gunst der Stunde, um nun mit allem 
Möglichen und Unmöglichen durch¬ 
zuziehen, was schon länger auf dem 
Wunschzettel stand. Die öffentliche 
Diskussion war einige Tage lang von 
schäumendem Rassismus und Natio¬ 
nalismus einerseits, mindestens partiel¬ 
ler Unfähigkeit zu adäquater Reaktion 
der Linken andererseits gekennzeich¬ 
net. Der innere und der äußere Feind 
steht fast allen klar vor Augen: es ist 
der Kulturfremde, der Nicht-Deutsche, 
der Moslem, dem alles, sogar Übergrif¬ 
fe auf „unsere [besitzanzeigendes Für¬ 
wort!] Frauen“ zuzutrauen ist. Es geht 
nicht um Klassenkampf, sondern um 
die Abwehr des Bösen aus der frem¬ 
den Religion, Nation, Kultur. 

Nun schlug auch die Stunde patriar¬ 
chaler Genderaktivistlnnen und einer 
Reihe von „Feministinnen“ von Rechts: 
Alice Schwarzer, Kristina Schröder 
Erika Steinbach und so weiter hatten 
es schon immer gewußt. „Wieviel Islam 
steckt in der Vergewaltigung?“ wollte 
die ehemalige Bundesfamilienminste- 
rin in der Sonntags-FAZ wissen. Wie¬ 
viel christliches Abendland in Holo¬ 
caust und Atombombe steckt, hat die 
notorisch evangelikale Fundamentalis¬ 
tin natürlich noch nie gefragt. Der Se¬ 
xismus von RDCS-und JU-Plakaten, 
die Propaganda für‘s lustige Frauenbe- 
grabschen in Flyern zum Kölner Karne¬ 
val 2016, die seinerzeit erfolgte Ableh¬ 
nung eines Straftatbestandes der Ver¬ 
gewaltigung in der Ehe durch Vertreter 
der klerikal-konservativen Rechten wie 
Steinbach und Seehofer - kein Thema 
für Schwarzer und Schröder. 


Ihnen, und erst recht der neofa¬ 
schistischen Rechten von AfD und 
PEGIDA bis zur NPD („Genderwahn- 
sinn“) geht es in Wahrheit nicht um ein 
egalitäres und antipatriarchales Rollen¬ 
verständnis für Frauen und Männer. 
Es geht ihnen mit sex and crime, der 
klassischen Mischung für gesteigerte 
emotionale Aufmerksamkeit, um die 
ablenkende Ethnisierung und Kultu- 
ralisierung sexueller Gewalt („triebge¬ 


steuerte junge Muslime“), keineswegs 
um sexuelle Gewalt von Männern ge¬ 
gen Frauen ausnahmslos und überall. 
Andreas Kemper weist aktuell darauf 
hin: heute würden 17 Prozent Männer 
und nur zwei Prozent Frauen AfD wäh¬ 
len. Letztere wissen, warum. 

Gemeinsam mit dem gegen diese 
bodenlose Heuchelei formulierten Auf¬ 
ruf „Ausnahmslos“ ist jetzt eine gesell¬ 
schaftliche Offensive gegen sexualisier- 
te und frauenfeindliche Gewalt zu for¬ 
dern, von wem auch immer sie ausgeht. 

Was ist zu tun? Antifa¬ 
schistische Perspektiven 

Wir müssen verstehen, welche Explosi¬ 
on eines seit Sarrazin und Broder etc. 
jahrelang angehäuften, ideologisch-ras¬ 
sistischen Sprengstoffs wir hier gerade 
erleben - inzwischen übrigens weitge¬ 
hend unabhängig von allem, was über 
die Ereignisse von Köln je gesichert 
bekannt sein wird. Der antiislamische 
Rassismus ist heute der entscheidende 
ideologische Kitt für die allermeisten 
reaktionären, sexistischen, militaristi¬ 
schen und neofaschistischen Bewegun¬ 
gen. Er hält sie zusammen, er lenkt die 
Wut vieler Menschen über ihre Lage 
nach „Unten“ und nach Außen, er sorgt 
für hohe Zustimmung zu wachsender 
Überwachung und Repression sowie 
für die wachsende Bereitschaft zum 
Krieg „gegen den Terror“. 

Kurzfristig ist es notwendig, zunächst 
auf einer öffentlichen und transparen¬ 
ten Klärung der Ereignisse zu beste¬ 
hen, ja sie selber in Angriff zu nehmen. 
Diese Aufgabe darf weder den Medien 
noch der Exekutive als wichtiger Teil 
des Problems überlassen bleiben. Eine 
gute Möglichkeit wäre ein öffentliches 
Tribunal, das alle verfügbaren Informa¬ 
tionen über die Ereignisse zusammen¬ 
trägt, selbst ermittelt und die Ergebnis¬ 
se öffentlich vorträgt. Es gibt keinerlei 
Grund, den staatlichen „Aufklärungsbe¬ 
mühungen“ in diesem Zusammenhang 
auch nur einen Meter weit zu trauen. 

Die jetzt angestoßene Sexismus-De- 
batte sollte seitens der gesamten Lin- 
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Lenin bleibt hier. Nach Putins Äußerungen über den jüngeren der Bombenleger-Brüder Uljanow betonte Putins Sprecher, 
dass die Regierung nicht plane, Lenin aus dem Mausoleum am Roten Platz zu entfernen. 


Putin kontra Lenin 

Antikommunistische Märchen aus dem Kreml 


ken offensiv unterstützt werden. Das 
propagandistische Geschrei über den 
bösen islamischen Sex-Mob, der „un¬ 
sere Frauen“ behelligt, kann durchaus 
zum Bumerang für die Rechte werden, 
wenn sie an den eigenen heuchlerischen 
Maßstäben gemessen wird. Die oben 
erwähnte feministische Erklärung „aus¬ 
nahmslos“ stellt dafür eine Basis dar. 

Antifaschistinnen müssen den ge¬ 
sellschaftlichen Zusammenhang von 
antiislamischem Rassismus, Patriar¬ 
chat und Neofaschismus immer wie¬ 
der konkret benennen und seine Aus¬ 
drucksformen praktisch bekämpfen. 
Letztlich heißt dieser Zusammenhang 
Kapitalismus. Antifaschismus kann nur 
erfolgreich sein, wenn er sich gegen den 
Kapitalismus richtet. Denn der Kapita¬ 
lismus, heute: der Imperialismus, trägt 
nicht nur den Krieg, er trägt auch die 
Aufrechterhaltung des Patriarchats, 
den Faschismus und Rassismus in sich 
wie die Wolke den Regen. 

In diesem Zusammenhang ist es für 
marxistische Antifaschistinnen beson¬ 
ders wichtig, den Zusammenhang zur 
Kriegsfrage herzustellen. Das „Feind¬ 
bild Islam“ ist eben nicht nur Ausdruck 
der Spaltungsversuche herrschender Po¬ 
litik von Oben gegen Unten, nicht nur 
rassistische Verteidigung vermeintlicher 
Etabliertenvorrechte gegen die von au¬ 
ßen eindringenden „Fremden“, sondern 
es ist vor allem Kriegspropaganda ge¬ 
gen den äußeren „Feind“. Dass es sich 
bei der Propaganda von der angeblichen 
Verteidigung westlicher Zivilisation ge¬ 
gen islamische Barbarei um imperialisti¬ 
sche Kriegshetze handelt, zeigen die en¬ 
gen wirtschaftlichen und militärischen 
Beziehungen der BRD mit der Türkei, 
mit Saudi-Arabien und den Golf-Theo- 
kratien. Der hierzulande gesäte Haß auf 
den Islam ist Ausdruck imperialistischer 
Ideologie nach Innen und Außen. 

Hierüber müssen wir nicht zuletzt 
in den eigenen Reihen für Klarheit 
sorgen. Denn Antifaschistinnen in 
der BRD sehen sich heute gleich zwei 
Querfronten gegenüber. 


Einerseits propagieren namhafte 
Theoretiker der Antifa wie Peter Scha¬ 
ber eine Zusammenarbeit antiimperi¬ 
alistischer und internationalistischer 
Kräfte mit sogenannten antinationalen 
Gruppen. „Antinational“ nennen sich 
heute meist Gruppierungen, die kaum 
andere Erklärungsmuster und Politi¬ 
kansätze verfolgen, wie die bei vielen 
inzwischen vollends diskreditierte „An¬ 
tideutsche“. Ihre Arbeit dient dazu, „an¬ 
tideutsche“ Positionen in linken Grup¬ 
pen erneut diskursfähig zu machen. 
„Antideutschen“ und „antinationalen“ 
Gruppen gemeinsam ist die Annahme 


der Existenz eines Islam- oder IS-Fa- 
schismus. Eingeschlossen und akzep¬ 
tiert wird dabei in der aktuellen Kur¬ 
distansolidarität nicht selten sogar die 
Nähe zur NATO. Es ist klar, dass es auf 
dieser Basis schwierig wird, gegen den 
antiislamischen Rassismus in der BRD 
aktiv zu sein. Tatsächlich ist genau da¬ 
mit mindestens zum Teil die offenkun¬ 
dige Schwäche der antifaschistischen 
Bewegung im Kampf gegen eine um 
PEGIDA und die AfD entstehende 
neofaschistische Massenbewegung zu 
erklären. 

Andererseits sind Teile der Linken 
und antifaschistischen wie antiimperia¬ 
listischen Bewegung zur Zusammenar¬ 
beit in einer anderen Querfront bereit: 
mit Elsässer, Jebsen, Teilen der Frei¬ 
denker, Teilen der Arbeiterfotografie, 
der Gruppe „Bandbreite“, den Frie¬ 
denswinter-Aktivisten und Montags- 
Mahnwächtlern, deren Nähe zu PEGI¬ 
DA und anderen rechten Gruppen zur 
Genüge belegt ist. Für sie ist nicht der 
Kapitalismus, sondern einzig der US- 
Imperialismus die Wurzel allen Übels, 
angesichts dessen man auch mit dem 
deutschen Kapital gemeinsame Sache 
machen und sich zudem zB. mit Putins 
Rußland verbünden sollte. 

Läuft die erste Querfront-Position 
objektiv auf eine Art „anti-islamfa- 
schistisches“ taktisches Bündnis mit 
der NATO einschließlich der Bundes¬ 
wehr, objektiv sogar auch mit Erdogans 
Türkei hinaus, führt die zweite Position 
zu einer Entlastung des deutschen Im¬ 
perialismus und seiner hegemonialen 
und aggressiven Gegenwart nach Innen 
und nach Außen. 

Ergibt sich in der ersten der beiden 
skizzierten Querfronten objektiv eine 
Schnittmenge mit PEGIDA in der Be¬ 
reitschaft, gegen „den Islam“, „die Sala- 
fisten“, „den IS“ gemeinsame Sache 
mit Teilen des Imperialismus und sei¬ 
nes Gewaltapparats zu machen, ist die 
Schnittmenge in der zweiten Querfront 
mit PEGIDA deren Nationalismus und 
die Bereitschaft zum Burgfrieden mit 


Deutschland, solange es nur gegen 
den US-Imperialismus, „gegen Ame¬ 
rika“, geht. 

Der antifaschistischen Bewegung in 
der BRD steht deshalb eine anstren¬ 
gende und schwierig Phase bevor: sich 
wieder Klarheit zu verschaffen, was 
Antifaschismus heute heißt, die eige¬ 
nen Kräfte auf der Basis dieser Klar¬ 
heit zu konsolidieren, sich neu und ef¬ 
fektiv lokal, regional, bundesweit und 
darüber hinaus zu organisieren, neue 
Bündnisse zu erarbeiten und gleichzei¬ 
tig, wo immer es nötig ist, handelnd ein¬ 
zugreifen. Hans Christoph Stoodt 


Am Donnerstag, dem 21. Januar, fand 
im Moskauer Kreml eine Sitzung des 
Rates für Forschung und Bildung der 
Russischen Föderation statt. Dabei 
ist es zu einem Wortwechsel zwischen 
Michail Kowaltschuk, dem Direktor 
des Kurtschatow-Instituts für Atomfor¬ 
schung, und Präsident Wladimir Putin 
gekommen. Am 23. Januar berichteten 
darüber sowohl die „Junge Welt“ als 
auch die russische „Sowjetskaja Ros- 
sija“. 

In der „Jungen Welt“ heißt es in 
der Rubrik „Abgeschrieben“: „Dabei 
zitierte der Direktor des Kurtschatow- 


Instituts für Atomforschung, Michail 
Kowaltschuk, ein Gedicht aus den 
1920er Jahren von Boris Pasternak mit 
dem Titel ‘Die hohe Krankheit 4 über 
die Oktoberrevolution und einen Satz 
daraus über Wladimir Iljitsch Lenin: 
,Er lenkte den Gang der Gedanken 
und nur deshalb - das Land 4 . So müs¬ 
se auch Wissenschaft organisiert wer¬ 
den. Der russische Präsident Wladimir 
Putin ging darauf in seiner Schluss¬ 
bemerkung ein: (...),Michail Walen- 
tinowitsch, den Gang der Geschichte 
lenken - das ist richtig. Wichtig ist al¬ 
lerdings, dass dieses Denken zum er¬ 
forderlichen Resultat führt, aber nicht 
wie bei Wladimir Iljitsch. Auch, wenn 
die Idee an sich richtig ist. Im Ender¬ 
gebnis führte dieses Denken zum Zer¬ 
fall der Sowjetunion, genau daran lag 
es. Es gab viele Überlegungen solcher 
Art: Autonomisierung und so weiter - 
die legten eine Atombombe unter das 
Gebäude, das Russland heißt, und die 
zerriss es dann auch. Und die Weltre¬ 
volution brauchten wir nicht. Da haben 
Sie eine Idee - es ist aber noch nötig, 
darüber nachzudenken, was für eine 
Idee das ist. 4 Juri Jemeljanow stellt dazu 
in der „Sowjetskaja Rossija“ fest: „Die 
Erklärung Putins zeugt nicht nur von 
seinem Verhältnis zu Lenin, sondern 
auch zu den historischen Ereignissen, 
in denen er sich, sagen wir es so, nicht 
zurechtfindet.“ 

Erstens. Lenin war bei weitem 
nicht der erste, der von der sozialisti¬ 
schen Weltrevolution sprach. Darüber 
schrieben Karl Marx, Friedrich Engels, 
die Aktivisten der I. Internationale, die 
noch vor der Geburt W. Uljanows ent¬ 
stand. Zweitens. Lenin strebte nicht 
danach, die Weltrevolution ohne Be¬ 
rücksichtigung der objektiven Realitä¬ 
ten zu verbreiten. Auf dem VII. Partei¬ 
tag der KPR(B) (März 1918) sagte Le¬ 
nin: „Ja, wir werden die internationale 


Weltrevolution erleben, aber vorläufig 
ist sie ein sehr gutes, ein sehr schönes 
Märchen - ich verstehe durchaus, dass 
Kinder schöne Märchen lieben. Ich fra¬ 
ge jedoch: steht es einem ernsthaften 
Revolutionär an, an Märchen zu glau¬ 
ben?“ 

Obwohl das Wort ,Autonomisie¬ 
rung 4 die gleichen Buchstaben enthält, 
wie auch das Wort ,Atom 4 , bedeutete 
dieser Begriff, der 1922 in der Diskus¬ 
sion über die Zukunft des Sowjetlands 
eine Rolle spielte, keineswegs, eine 
Atombombe unter das Gebäude des 
neuen Russlands zu legen. Die Idee 
der Auto¬ 
nomisie¬ 
rung vertrat 
eine gewis¬ 
se Zeit der 
Volkskommissar für Nationalitäten¬ 
fragen J.W. Stalin, der dabei gerade die 
Stärkung und Festigung und nicht die 
Absonderung der Sowjetrepubliken im 
Auge hatte. W.I. Lenin wandte sich ge¬ 
gen diesen Vorschlag, weil er berück¬ 
sichtigte, dass zu dieser Zeit in den So¬ 
wjetrepubliken bereits Institute staat¬ 
licher Selbstständigkeit entstanden 
waren, und eine Absage daran nur die 
Unzufriedenheit eines Teils der Bevöl¬ 
kerung hervorrufen konnte. 

Die Aussage Jemeljanows über die 
Autonomisierungsvorstellungen Sta¬ 
lins geht unserer Meinung nach an de¬ 
ren Kern vorbei. Das ist besonders be¬ 
dauerlich für Leserinnen und Leser, für 
die diese Problematik Neuland ist. Es 
ging bei Sta¬ 
lins Autono- 
misierungs- 
vorstellun- 
gen nämlich 
nicht um die „Stärkung und Festigung“ 
der nationalen Sowjetrepubliken, son¬ 
dern um ihre Eingliederung in die Rus¬ 
sische Föderative Sowjetrepublik mit 
dem Status von Autonomien, d.h. um 
die Absenkung ihrer Selbstständig¬ 
keit zugunsten der Russischen Sozia¬ 
listischen Föderativen Sowjetrepublik 
(RSFSR). Gerade darum fürchtete Le¬ 
nin negative Reaktionen bei Teilen der 
Bevölkerung der übrigen Sowjetrepub¬ 
liken, die dort die Sowjetmacht gefähr¬ 
den könnten. 

Recht hat Jemeljanow jedoch, wenn 
er die Unterstellung Putins, die „Au¬ 
tonomisierung“ habe zu den Haupt¬ 
ideen Lenins gehört, als geradezu lä¬ 
cherlich bezeichnet. Er fährt fort: „Bis 
heute hat uns der Reformator Putin 
nicht überzeugend darlegen können, 
warum unser Land solange es den Ide¬ 
en Lenins folgte und den Sozialismus 
aufbaute, sich schnell entwickelte, er¬ 
starkte und zu einem der bedeutends¬ 


ten Mächte der Welt wurde. Lenin zu 
beschuldigen, den Zerfall des Landes 
vorbereitet und eine ,Atombombe 4 
unter die UdSSR gelegt zu haben, das 
kann nur derjenige, der den gesunden 
Menschenverstand mit Füßen tritt. Die 
Initiatoren des Zusammenbruchs der 
UdSSR sind dem ganzen Volk bekannt, 
auch namentlich.“ 

Schließlich weist Jemeljanow noch 
auf den Widerspruch hin, dass Prä¬ 
sident Putin, Lenin der angeblichen 
Zerstörung der Sowjetunion beschul¬ 
digend, kürzlich mit der Eröffnung des 
Jelzin-Museums in Jekaterinburg gera¬ 
de demjenigen höchste Ehren erwies, 
der die Hauptverantwortung für die 
Auflösung des Unions Vertrages über 
die Bildung der UdSSR und damit für 
deren Ende trägt. 

Wir wollen hinzufügen: Die eingangs 
zitierte Feststellung Jemeljanows, Putin 
„finde sich in den geschichtlichen Ereig¬ 
nissen nicht zurecht“, scheint nach alle¬ 
dem zu diplomatisch formuliert zu sein. 
Zutreffender müsste wohl von einer an¬ 
tikommunistisch motivierten bewussten 
Entstellung der historischen Fakten die 
Rede sein. Aber reicht das aus, um die 
massive Polemik Putins gegen eine „Au¬ 
tonomisierung“, d.h. gegen Autonomien 
bzw. mit Blick auf Lenin und die Sow¬ 
jetunion gegen nationale Republiken 
mit weitgehender Selbstständigkeit im 
Verbund einer Föderation zu verste¬ 
hen? Oder geht es Putin vielleicht zu¬ 
gleich darum, mit Blick auf die heutigen 
Strukturen der Russischen Föderation 


vor zu viel Föderation und Autonomie 
zu warnen und die Trommel für den all¬ 
mächtigen Zentralstaat zu rühren? 

Abschließend soll darauf hingewie¬ 
sen werden, dass - aus welchen Grün¬ 
den auch immer - offenbar nicht weni¬ 
ge Nutzer der russischen Massenmedi¬ 
en, in denen über die Replik Putins auf 
den Direktor des Kurtschatow-Instituts 
berichtet wurde, über diese bzw. deren 
Inhalt empört sind. Jedenfalls sah sich 
Dmitri Peskow, der Pressesprecher des 
Präsidenten, zu dem Versuch gezwun¬ 
gen, seinen Chef zu verteidigen. Er er¬ 
klärte, dass die Aussagen Putins „kaum 
ein Vorwand für Empörung sein“ (soll¬ 
ten). Eher könnten diese ein Vorwand 
dafür sein, nicht damit einverstanden 
zu sein, aber es gibt keinen Anlass zur 
Empörung. Letzten Endes ist jeder, da¬ 
runter auch der Präsident, frei in sei¬ 
nem Verhältnis zur Rolle dieser oder 
jener Persönlichkeit in der Geschichte. 

Willi Gerns 



„Putins Sprecher sah sich gezwungen, 
seinen Chef gegen die Empörung zu verteidigen.“ 


„Lenins Ideen, so Putin, hätten eine Atombombe 
unter das Gebäude gelegt, das Russland heißt.“ 
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Wir müssen Abschied nehmen von unserem Genossen 

Manfred Fackel 

Nach langer schwerer Krankheit verstarb er im 
86 . Lebensjahr. 

Wir trauern mit seiner Frau, unserer Genossin Wiltrud, 
und seinen Angehörigen. Mit seinem Tod verliert unsere 
Partei einen Kämpfer, der sein Leben lang für die Inte¬ 
ressen seiner Klasse, für eine sozialistische Zukunft ge¬ 
kämpft hat. Manfred war Mitglied der FDJ und der KPD. 
Er beteiligte sich aktiv an der Neukonstituierung der DKP. 
ln seiner Heimatstadt Ludwigshafen war er Kreisvorsit¬ 
zender der DKP und Mitglied des Parteivorstandes. Nach 
dem Eintritt in den Ruhestand zogen sie in die Nähe ihrer 
Kinder nach Neumünster. Auch hier mischte sich Manfred 
gemeinsam mit Wiltrud ein und organisierte den Zusam¬ 
menhalt der Gruppe. 

Seine offene Art werden wir in Erinnerung behalten. 
Tschüss Manfred 

DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 
Deine Genossinnen und Genossen aus Neumünster. 
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Jahresauftakt der DKP Saarland 

Widerstand gegen Krieg und Kaputtsparen! 

Alternativen zur Austeritätspolitik in Europa 
Diskussionsveranstaltung mit: 

Mario Franssen, Verantwortlicher für Internationale Beziehungen 
der Partei der Arbeit Belgiens 

Samstag, 30 . Januar 2016 , 18.00 Uhr 
Theater Blauer Hirsch 

Saargemünder Straße 11 , 66119 Saarbrücken 


Wir laden zur Landesmitgliederversammlung 

in Rostock, Wismarsche Straße 21 
am 20 . 2 . 2016 um 10.30 Uhr. 

Landesvorstand Mecklenburg-Vorpommern 


Toskana, nah am Meer 

ww.lnifcinj-bluhaf.dt | OOJV. -U 4'3 


Okc-hufim Olivenhain, 
■weiter Slick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinlerparadies. 
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Cöte d'Azur 

Ferienhaus 4 Pers. 
Noch frei: 25.06.-16.07 
elke.mehner@gmx.de 
Tel. 02151/22292 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 

Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de • Tel: 039822/299488 
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+++ finissage zur ausstellung +++ 
meine zeit - meine weit +++ 

31. Januar 2016,16 Uhr 

Prof. Dr. Maria Mies liest aus 
ihrem "wichtigsten", 

2015 neu aufgelegten Buch 

Patriarchat & Kapital 

Galerie & Verband Arbeiterfotografie 
50733 Köln : 0221 - 727 999 
Merheimer Straße 107 

arbeiterfotog rafi e # com 




Unser Genosse 

Egon Knapp 

feiert am 2. Februar seinen 85. Geburtstag. 

Hierzu gratulieren wir ihm ganz herzlich. 

Wir danken Egon für seine langjährige Mitarbeit im 
Bezirksvorstand der DKP Baden-Württemberg und im 
Kreisvorstand Mannheim, in dem er immer noch aktiv ist. 
Wir wünschen Egon gemeinsam mit seiner Frau Gisela 
auch weiterhin viel Kraft und Ausdauer bei der Arbeit in 
unserer Partei und mit unseren Bündnispartnern. 

DKP-Bezirksvorstand Baden-Württemberg 
DKP-Kreisvorstand Mannheim 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Oie ChmilewsKi 

zu seinem 

75. Geburtstag 

am 31. Januar 2016. 

Seit vielen Jahren leitet Oie die Marxistische Abendschu¬ 
le (MASCH) in Wedel als Themengeber, Vorbereiter und 
Organisator in vorbildlicher Weise. Weit über den „roten 
Vorposten Hamburgs" hinaus kennt und schätzt man ihn. 
Viele marxistische Wissenschaftler, Publizisten und Ge¬ 
werkschaftler folgten seinen Einladungen und kommen 
gern wieder in unsere Stadt an der Elbe. 

Um immer die Hand am Puls des Geschehens zu haben, 
reist Oie zu Veranstaltungen der Marx- Engels- Stiftung, 
zu Tagungen und Kolloquien, ob sie in Berlin oder Frank¬ 
furt am Main stattfinden. Das MASCH- Programm, das er 
mit seinen Genossinnen und Genossen zusammenstellt, 
ist immer eng mit dem aktuellen politischen Geschehen 
verbunden. Kein Wunder, denn Oie ist auch Vorstandsmit¬ 
glied des DGB-Ortsvereins. 

Der pensionierte Berufsschullehrer ist bei der intensiven 
Beschäftigung mit dem Marxismus jung geblieben. Dass 
er schon 75 Jahre alt ist, verwundert viele Genossinnen 
und Genossen, Kolleginnen und Kollegen. Merke: Wer sich 
mit Marx und Engel beschäftigt und den Reichtum ihres 
Werks für die heutige Zeit nutzbar macht, bleibt jung. 

Vielen Dank, lieber Oie 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP- Ortsgruppe Wedel 


Thomas Kacza: 

wie die deutschen Freunde Albaniens zusammenfanden und ihr 
Gang durch die Zeiten. Abhandlung über ein besonderes 
Freundschaftsverhältnis - Broschüre, 56 Seiten, 5 Euro + Porto 
Direktbezug bei Th. Kacza, Bergstraße 80,32108 Bad Salzuflen 
Telefon 0 52 22 / 8 48 68 



Liebe Freundinnen und Freunde, 

es gibt viel zu besprechen. Zum Thema 

„Es ist deutsch in Kaltland - Oder?" 

rufen wir auf zur 31. landesweiten Konferenz antifa¬ 
schistischer Initiativen und Organisationen in NRW. 

30. Januar 2016,10 -16 Uhr im Kulturzentrum Cobra in 
Solingen, Merscheider Straße 77-79. (11 Minuten vom 
Hauptbahnhof) 

Das sind unsere Themen: Wie Nazis und Rassisten sich 
vernetzen / Die Rolle der Sprache / Antifaschismus und 
soziale Frage / Fluchtursachen und Antimilitarismus / 
Recht auf Demo und Aktion / Eine neue Zeitzeugengene¬ 
ration meldet sich zu Wort. 

im Anschluss findet ab 19.00 Uhr Rock gegen Rechts mit 
„Schmutzki" statt. 

Kein Zutritt für Nazis und Rassisten! 

Eure Vereinigung der verfolgten des Naziregimes / 
Bund der Antifaschisten, LV Nordrhein-Westfalen 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



( -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_y 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Egon Knapp 

ganz herzlich zu seinem 85. Geburtstag. 

Lieber Egon, 

wir erinnern uns gerne an Deine Zeit in Gerresheim und 
unsere langjährige gemeinsame Arbeit. 

DKP Gerresheim 
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ln russischer Sprache! 

60 Bände Lenin und weiteres 
aus dem Spektrum 
Marx/Engels/Lenin. 

Bei Interesse Anfrage an 
UZ-shop/Antiquariat 
Tel. 0201 - 177 889 26 
E-Mail: buero@unsere-zeit.de 




erfolgreich 


unter nehme 


iJJ5w.stb-mannherz.de 


SteuenBeraterKanzlei 


Peter Mannherz 
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Inbahflt: 

Hans-Georg Müller 
Hsuplstraflel 
57392 Schmal Iß itb erg- 
GralschaTt 
H oc I" 5 3 IJ erl n nd 

Tel.: mm-mu-u 
Fa*.: B297M7Ä097 
Hes-tajrant: 

□ iensiag Ruhelag 

Heusorospekt 

jr.Fardern V 


In unminelbarer Nähe Kloslers Grjfschatl hcgl unser 
Gasihoi. wievör Jahrhunder'en sorgi auch heute €& Wir! 
persönlich fiir cf ns Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumliche tsn, pulea Essen, 
pejrtiegle Gelränke, m Zimmer habe* Bad. Dusebe. WC. 
felefon, Fernseher dio meisten Balkon und 'Jcrraum. Im 
HolellefEiti belinden sich Lift, Sauna. Solanum, N# 
rautiierzirnmer und Kamin, Kirieferspielrauin, saialbüiiet, 
Fiijlislm:Ks.1iiilkr. Am:li SHiiiOrtüi-PfHtjürieil. 

Üb^rnachluiiB/FrüiiSlüCk 30 .■ bis 53.^ C p.P. 

MF 15.50 € p.P. ■ VF. 22 ,-Ep.P. 

Kusienius Bus-imd Baiinraiir^i im Sauertaml 
Auch Kinderermäßigung / Nebensaisc-npraisn. 

&si 21 Tfigen Auienihait im jaur TreuerabatL 


maili@gasth<il-heimes-de * www.gaslhol-hei mes.de 
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unsere zeit 


Andere Kräfte nicht 
niedermachen 

Betr.: „Fette Zeiten“, 

UZ vom 22. Januar 2016, S. 1 

Der Aufmacher beschreibt die Welt, in 
der wir leben: im Kapitalismus, in dem 
sich die Bedingungen rasant verschär¬ 
fen. Das ist systemimmanent und nicht 
neu. Neu ist, dass in meiner Partei die 
Kräfte, die sich mit aller Macht dieser 
Entwicklung entgegenstemmen, und 
zwar egal, ob sie in der DKP organi¬ 
siert sind oder nicht, in einer unglaub¬ 
lichen Art und Weise niedergemacht 
werden. 

Die ureigenste Aufgabe einer kom¬ 
munistischen Partei ist es von ihrem 
Selbstverständnis her, alles zu unter¬ 
stützen, was der Arbeiterklasse hilft, 
egal, an welcher Stelle in der Gesell¬ 
schaft wir sie antreffen, und auch egal, 
wer schon entsprechende Aufgaben 
übernommen hat, wie Oxfam z.B. Und 
zu vermuten, Occupy habe „den Ze¬ 
nit offenbar überschritten“ ist gehäs¬ 
sig und Spaltung pur. Von dem letzten 
Satz „Und wo andere Mittel nicht hel¬ 
fen, auch Gegengewalt“ distanziere ich 
mich ausdrücklich! 

Heide Janicki, Braunschweig 

Großartiges Interview 

Betr.: „Zuversicht in der Zelle“, 

UZ vom 22. Januar 2016, S. 9 

Gerade haben wir das großartige, noch 
einmal so recht zu Herzen gehen¬ 
de Interview von Tobias mit Gerardo 
Hernändez Nordelo, einem der „fünf 
Helden der Republik Kuba“, gele¬ 
sen. Wir haben uns sehr gefreut, dass 
Gerardo so ausführlich zu Wort kom¬ 


men konnte und zwar zu seiner eigenen 
Geschichte im Gefängnis wie auch zu 
den für die Kuba-Solidarität wichtigen 
Fragen, die Kubas Zukunft hinsichtlich 
des „Tauwetters“ seitens der USA be¬ 
treffen. 

Vielen Dank dafür! 

Josie Michel-Brüning 
und Dirk Brüning , per e-Mail 

Wer sind die Sprengmeister? 

Betr.: „Ferngesteuert“ von Rainer 
Perschewski, 

UZ vom 22. Januar 2016, S. 3. 

Zu dem Artikel von Rainer Perschews¬ 
ki sei Marx zitiert: „Die Produktivkräf¬ 
te und gesellschaftlichen Beziehungen 
- beides verschiedne Seiten der Ent¬ 
wicklung des gesellschaftlichen Indi¬ 
viduums - erscheinen dem Kapital nur 
als Mittel und sind für es nur Mittel, 
um von seiner bornierten Grundlage 
aus zu produzieren. In fact sind sie die 
materiellen Bedingungen, um sie in die 
Luft zu sprengen.“ (Grundrisse, MEW 
42, S. 602) 

Die Informations- und Kommunika¬ 
tionstechnik - um nicht platt von Digi¬ 
talisierung zu sprechen - ist sicher eine 
besondere Produktivkraft. Wer wollte 
darüber hinaus bestreiten, dass beim Ge¬ 
brauch von Internet, Handys, Fabrik 4.0 
neue gesellschaftliche Beziehungen ent¬ 
standen sind und weiterhin entstehen. 
Wen aber wunderfs, dass all dies dem 
Kapital nur als Mittel erscheint und nur 
Mittel ist, um auf seiner Grundlage wei¬ 
tere solche Mittel zu produzieren? Seien 
dies nun i-Phones, Facebook, Emails, Of¬ 
fice 2.0, Gesundheitskarten, Autopiloten 
oder wie all die vom Kapital feilgebote¬ 


nen Sächelchen in den Schubladen die¬ 
ser Produktivkraft heißen mögen. 

In fact, monierte Marx, und ich neh¬ 
me das ernst, sind sie die materiellen 
Bedingungen, um die kapitalistische 
Grundlage der Produktion in die Luft 
zu sprengen. Ich frage hier alle: Wie 
denn? Wer wären die Sprengmeister? 
Lokal, regional, kontinental, weltweit? 
Ist, um im Bild zu bleiben und um ein 
Beispiel zu wählen, Wikipedia schon ein 
kleines Knallplättchen in dieser riesi¬ 
gen Sprengaktion? 

Wolf Göhring, Bonn 

Gelungene Einwanderung 

In der Neujahrsansprache der Bundes¬ 
kanzlerin machte mich ein Satz stutzig, 
als sie sagte, von gelungener Einwan¬ 
derung habe ein Land immer profitiert. 
Hatte sie damit den Hintergedanken an 
die zweieinhalb Millionen DDR-Bür¬ 
ger, die vor dem Mauerbau in den „gol¬ 
denen Westen“ abwanderten? 

Ich lag 1958 in Dresden im Fried¬ 
richstädter Krankenhaus, als eines Mor¬ 
gens die Oberschwester ins Zimmer 
kam mit der Nachricht: „Heute findet 
keine Visite statt, die Ärzte sind über 
Nacht in den Westen geflüchtet.“ 

Ein Jahr später traf ich einen Freund, 
der mir sagte: „Gut, dass ich dich noch 
treffe, morgen bin ich weg. Ich habe ein 
Angebot in meinem Beruf als Ingeni¬ 
eur bei doppeltem Lohn in Frankfurt 
am Main bekommen und kann in vier 
Wochen meine Familie nachkommen 
lassen.“ 

Frage: Frau Merkel, wer hat nicht pro¬ 
fitiert? 

Gerd Kmoch, Aachen 



Pooples of Europe 


Gemeinsam gegen die Eü-Troika - 
gemeinsam gegen deutsche Banken 
& Konzerne. 


In einer Reihe von Städten (unser Foto zeigt Nürnberg) 
fanden zu Beginn des Jahres Veranstaltungen der DKP mit 
Dimos Koubouris von der griechischen PAME statt. Nach 
Abschluss dieser Reihe übermittelte nun in einem Schrei¬ 
ben das Exekutivsekretariats der PAME „allen Genossinnen 
und Genossen der DKP, die die Delegation begrüßt und 
unterstützt haben“, die Solidarität und Freundschaft der 


griechischen klassenbewussten Gewerkschaftsbewegung. 
„Wir glauben fest daran, dass insbesondere unter den 
heutigen Bedingungen, die für uns beide durch große 
Herausforderungen und Schwierigkeiten gekennzeichnet 
sind, Initiativen wie diese der DKP für alle Arbeiterinnen 
und Arbeiter Europas ein Beispiel des Internationalismus 
und der Solidarität sind“, heißt es in dem Schreiben. 


Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 30. JAN 


Hamburg: „Ehrung der Hamburger Wider¬ 
standskämpfer“ mit Ansprachen der Ge¬ 
denkstätte „Ernst Thälmann“, derVVN/BdA, 
des Freidenkerverbands u.a. Ehrenhain auf 
dem Ohlsdorfer Friedhof in der Nähe des 
Haupteingangs gegenüber dem Museum, 
16.30 Uhr._ 

Stuttgart: „Solidarität mit dem in der Türkei 
inhaftierten Journalisten Can Dündar.“ Ver¬ 
anstaltung von ver.di Baden-Württemberg, 
pen und dem Verband Deutscher Schrift¬ 
steller. ver.di Landesbezirksverwaltung, 
Theodor-Heuss-Straße 2,19.30 Uhr. 

Saarbrücken: „Widerstand gegen Krieg 
und Kaputtsparen! - Alternativen zur Aus- 
teritätspolitik in Europa.“ Jahresauftakt 
der DKP Saarland mit Mario Franssen, Ver¬ 
antwortlicher für Internationale Beziehun¬ 
gen der Partei der Arbeit Belgiens. Theater 
Blauer Hirsch, Saargemünder Straße 11, 
18.00 Uhr. 


SO ★ 7. FEB 


Hamburg: „Dauerausstellung zur Zwangs¬ 
arbeit in Hamburg 1939-1945“, Füh¬ 
rung durch die erweiterte Dauerausstel¬ 
lung in den letzten erhaltenen ehemali¬ 
gen Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs, 
Lager Kowahl+Bruns. Veranstalter: Willi- 
Bredel-Gesellschaft-Geschichtswerkstatt 
e.V. Hamburg Fuhlsbüttel, Wilhelm-Raabe- 
Weg 23, nahe S.Bahn Flughafen, 14.00 Uhr 
bis 17.00 Uhr. 


SO ★ 14. FEB 


Bremen: Veranstaltung zu Ehren der Vertei¬ 
diger der Bremer Räterepublik. Es spricht Dr. 
Seltsam, musikalisch begleitet vom Bucht¬ 
straßenchor. Anschließend Kulturprogramm 
im Westend. Arbeiterlieder von Michael 
Henk, Lesung aus Peter Weiß“ „Ästhetik 
des Widerstands“ mit Rolf Becker. Veran¬ 
stalter sind unter anderem der DGB Bremen, 
die „Linke“ und die DKP.“ Waller Friedhof, 
11.00 Uhr. 


MO ★ 1. FEB 


Hamburg: „Arbeiterwiderstand in Ham¬ 
burg 1941-1945. Die Gruppe um Bästlein, 
Jacob, Abshagen.“ Szenische Lesung und 
Diskussion. Veranstaltung der DKP Gruppe 
Hamburg-Nord. Bürgerhaus Langenhorn, 
Tangstedter Landstraße 41, gegenüber U- 
Bahn Langenhorn Markt, 19.00 Uhr. 

München: „Der Krieg der Reichen gegen 
die Armen,“ Ausstellung von Anti-“Siko“- 
Bündnis und Trägerkreis EineWeltHaus vom 
1. bis 28. Februar. EineWeltHaus München, 
Schwanthalerstraße 80._ 

Stadtlohn: Mitgliederversammlung der DKP 
im Kreis Borken zur Vorbereitung des Inter¬ 
nationalen Frauentages. Parteiraum bei Ten- 
busch, Vredener Straße 54,19.15 Uhr. 


Dl ★ 2. FEB 


Hanau: „Tarifrunde(n) 2016 und weite¬ 
re aktuelle Herausforderungen für die Ge¬ 
werkschaften“, Gruppenabend der DKP 
Main-Kinzig mit Richard Pfaff und Jürgen 
Brandies, Mitglieder des Ortsvorstands der 
IG Metall Hanau/Fulda. Reinhardskirche, Ha¬ 
nau-Kesselstadt, Jakob-Rullmann-Straße 6, 
19.30 Uhr. 


DO ★ 4. FEB 


München: „Deutschlands Beteiligung am 
Syrienkrieg“, Veranstaltung der DKP mit 
Claudia Haydt, Mitglied im Vorstand der In¬ 
formationsstelle Militarisierung, Tübingen, 
und Vorstandsmitglied der Partei der Euro¬ 
päischen Linken. Kommtreff München, Holz¬ 
apfelstraße 3,19.00 Uhr. 


SA ★ 6. FEB 


Berlin: „Der 20. Parteitag der KPdSU aus 
heutiger Sicht.“ Veranstaltung von Marxis¬ 
tischem Arbeitskreis und Marx-Engels-Stif- 
tung mit Beiträgen von Prof. Dr. Heinz Nie¬ 
mann, Dr. Hans Modrow und Prof. Dr. Heinz 
Karl. Begegnungsstätte Undine, Hagenstra- 
ße 57,11.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 15. FEB 


Stadtlohn: „Die KPD im Kreis Borken vor 
70 Jahren - Kampf für eine Landreform, ein 
eventueller Zusammenschluss mit der SPD 
zu einer Einheitspartei“, offene Mitglieder¬ 
versammlung der DKP im Kreis Borken. Par¬ 
teiraum bei Tenbusch, Vredener Straße 54, 
19.15 Uhr. 

Terminankündigungen 
von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Legat im Dschungel 

Missbrauch, Autos und biografische Illusionen 


Einer der zurzeit prominentesten Ex- 
Profifußballer ist sicher der gebürtige 
Bochumer Thorsten Legat. Während 
seine sportlichen Erfolge nicht gera¬ 
de das Prädikat „Weltfußballer“ ver¬ 
dienen, ist er dem Publikum v. a. durch 
lustige Zitate („unsere Chancen stehen 
70:50“) und Auftritte in einer Hand¬ 
voll Fernsehshows (u. a. Promiboxen 
und Dschungelcamp) bekannt. Der Au¬ 
tor hat einen Blick in die Biografie des 
Mannes aus schwierigen Verhältnissen 
geworfen und derzeit wieder durch die 
Boulevardmedien gejagt wird. Wie wird 
man so? Das ist die Frage, die Legat mit 
seinem Buch ausdrücklich beantworten 
möchte. 

Die Biografie, die Legat mit dem 
ehemaligen Kicker-Redakteur Hubert 
Meyer verfasst hat, ist über weite Stre¬ 
cken grausam geschrieben - mag ein 
derartiger Schreibstil auch als authen¬ 
tisch und unverfälscht gelten. Schon der 
Titel ist eine schlechte Anspielung auf 


„Wenn das Leben foul spielt“ 


Legats Ruf als Klopper und zugleich die 
Zusammenfassung der von Legat auf¬ 
gemachten selbsterfüllenden Prophezei¬ 
ung: „Wenn das Leben foul spielt“. Auf 
dem Klappentext schreibt er, er „möch¬ 
te den Leuten erklären, warum ich so 
geworden bin, wie ich heute bin.“ Die 
Antwort gibt er gleich darauf: „Ich woll¬ 
te mich wehren können gegen Übergrif¬ 
fe, wie ich sie durch meinen Vater erlei¬ 
den musste.“ Diese Erklärung, die man 
auch so hätte stehen lassen können, 
wird dann auf über 200 Seiten mit De¬ 
tails gefüttert: Legat und seine Familie 
wurden lange Zeit vom Vater sexuell 
missbraucht und verprügelt. Die Kapi¬ 
tel, in denen das alltägliche Zusammen¬ 
leben mit dem gewalttägigen Alkoholi¬ 
ker und die psychischen Auswirkungen 
auf Thorsten Legat und sein Leben be¬ 
schrieben werden, sind dann auch viel 
spannender als die Berichte aus seiner 
Profizeit. Zwar haben diese Kapitel ge¬ 
nauso furchtbare Titel wie die späteren 
über sein (Ex-)Profileben („Drogen 
und Fitness“, „Ich bin ein totaler Auto¬ 
freak“), allerdings sind die Schilderun¬ 


gen der Jugendzeit tatsächlich ein unter 
die Haut gehender Bericht über häusli¬ 
che Gewalt. 

Leider liegt genau hier der Hund be¬ 
graben. Weil Legat zu Beginn des Buchs 
eben diese Erfahrungen schildert und 
alle späteren Entscheidungen und Er¬ 
lebnisse seines Lebens aus diesen Er¬ 
fahrungen ableitet, unterliegt und schürt 
Legat das, was Pierre Bourdieu die „bio¬ 
grafische Illusion“ nennt: die Neigung, 
sich „zum Ideologen seines eigenen Le¬ 
bens zu machen, dass man im Dienste 
einer allgemeinen Intention gewisse [...] 
Ereignisse auswählt und zwischen ihnen 
eigene Beziehungen stiftet“, um letztlich 
eine künstliche „Kreation von Sinn“ zu 
schaffen. 

Keine Frage, Erfahrungen wie jene, 
die Legat als Kind und Jugendlicher mit 
seinem Vater machte, beeinflussen einen 
das ganze Leben lang. Allerdings wird 
fast jeder Charakterzug, jede einzelne 
von Legat geschilderte Handlung mit 
diesen Erfahrungen erklärt. So wird das 
Anliegen beschädigt, Verständnis für 
Legat zu wecken, „der unter einer kaum 
vorstellbaren Hypothek leidet, die er 
sein ganzes Leben wie einen schwer¬ 
bepackten Rucksack mit sich herum¬ 
schleppt.“ Es drängt sich der Eindruck 
auf, Legat nutze die schrecklichen Er¬ 
fahrungen während seines Heranwach¬ 
sens, um spätere, eigene Fehler damit zu 
entschuldigen. So kann vielleicht vieles 
erklärt werden, aber eben nicht alles. Es 
hätte dem von Legat erklärten Interes¬ 
se des Buchs geholfen bzw. würde dabei 
helfen, den Ex-Profi ernster zu nehmen, 
wenn er nicht in dem einen Moment 
das geprügelte, gebrannte Kind geben 
würde, um dann, eine Lesestunde spä¬ 
ter, Dinge zu lesen wie: „Ich schob schon 
genug Frust wegen meines erzwungenen 
Abschieds vom Profifußball. Nun er¬ 
lebte ich auch noch den absoluten Tief¬ 
punkt meines Autofahrer-Daseins.“ - so 
schildert er den Kauf eines VW Beetles. 

So bleibt der Verdacht, Legat möch¬ 
te mit seiner Biografie genauso wie mit 
seinen TV-Auftritten v. a. Gesprächsthe¬ 
ma bleiben und weiter die Beachtung 
bekommen, die man mit dem Ende der 
Profikarriere in der Regel verliert. 

Michael Böse 


Sportsgeist in dunkler Zeit 

Kai-Heinrich Long schreibt die Biografie seines Vaters Luz 


Die Nationalsozialisten wollten 1936 die 
Berliner Olympiade als Exempel rassi¬ 
scher Überlegenheit instrumentalisieren. 
Doch zwei Leichtathleten, der Deutsche 
Luz Long und der US-Amerikaner Jes- 
se Owens, lebten - trotz aller politischen 
Widrigkeiten - den olympischen Gedan¬ 
ken von Völkerverständigung und fairem 
Sportsgeist. 

Dies dokumentieren zahlreiche Fotos, 
sie zeigen die beiden Sportler bäuchlings 
auf dem Rasen des Olympiastadions lie¬ 
gend. Während der Wettkämpfe hatten 
sie sich angefreundet, nach der Siegereh¬ 
rung hakten sie sich unter und gingen ge¬ 
meinsam Richtung Zuschauerränge. 

Hinter Jesse Owens erreichte Long 
am 4. August die Silbermedaille im Weit¬ 
sprung. Anfang August 1937 gelang Long 
mit 7,90 Metern ein Europarekord im 
Weitsprung. Erst 19 Jahre später konnte 
dieser Rekord eingestellt werden. Kai- 

KJl-HetiwVh Long 

Luz Long - 

eine Sportlerkarriere 
im Dritten Reich 


Sein Leben in Dokumenten 
und Bildern 



Heinrich Long war eineinhalb Jahre alt, 
als er seinen Vater, den Leichtathleten 
und Olympiamedaillengewinner Luz 
Long (1913-1943), verlor. Anlässlich ei¬ 
ner Sportwerbereise machte Jesse Owens 
1951 den Sohn seines Sportfreundes aus¬ 
findig und traf sich mit Kai-Heinrich und 
dessen Mutter in Hamburg. 

In aufwendiger, detektivischer Klein¬ 
arbeit hat Kai-Heinrich Long sämtliche 
Verweise und Mosaiksteinchen, die er 
über das kurze Leben seines Vaters Zu¬ 
sammentragen konnte, zu einer Sportler¬ 
biografie zusammengestellt. In das Werk 
sind unveröffentlichte Tagebucheintra¬ 
gungen, Briefe und Fotos aus dem Fa¬ 
milienbesitz, Zigaretten-Sammelbilder, 
Erinnerungen von Zeitzeugen sowie 
zahlreiche zeitgenössische Beiträge aus 
Zeitungen und Zeitschriften eingegangen. 

Kai-Heinrich Long hält sich mit eige¬ 
nen Schilderungen und Kommentierun¬ 
gen weitgehend zurück, er zieht es vor, 
die vielen Dokumente für sich sprechen 
zu lassen. Schade, dass die Fotos im Buch 
recht unscharf reproduziert wurden, hier 
hätte eine geeignete Rasterung Abhil¬ 
fe schaffen können. Luz Long starb bei 
einem Gefecht im Juli 1943, als die Al¬ 
liierten auf Sizilien landeten. Anlässlich 
der 100-Jahr-Feier des Leipziger Sport- 
Clubs wurde im Jahr 2001 ein Weg auf 
dem Gelände der Deutschen Hochschu¬ 
le für Körperkultur in Leipzig nach Luz 
Long benannt. Kai Böhne 

Kai-Heinrich Long: Luz Long - eine 
Sportlerkarriere im Dritten Reich. Sein 
Leben in Dokumenten und Bildern. 272 
Seiten, Hardcover, Arete Verlag, Hildes¬ 
heim 2015, ISBN 978-3-942468-26-8, 
Preis: 19,95 Euro. 


Meine progressive Woche 

Vom 16. bis 22. Januar 


Mittwoch 

Es gibt die mediale Tendenz, Antisemi¬ 
tismus in Deutschland dem arabischen 
Teil der hier lebenden Ausländer zuzu¬ 
schreiben. 

Heute schildert die jüdische Journa¬ 
listin Tamara Anthony in den Tagesthe¬ 
men einen Fall, der ein anderes Licht auf 
die Verhältnisse wirft: „In einer Kneipe 
im schicksten Viertel Hamburgs tönte 
ein Anzugträger, dass Juden in die Gas¬ 
kammersollen. ,Ich bin Jüdin \ habe ich 
gesagt. ,Du willst mich also ermorden? c 
,In dem Fall, ja\ war seine Antwort.“ Wer 
zeigt diesen Mann an, wo ist das deut¬ 
sche Gericht, dass ihn verurteilt? 

1968 schrieb Rudi Dutschke „Vom 
Antisemitismus zum Antikommunis¬ 
mus“ über einen seiner Aufsätze. Rich¬ 
tig war daran der Ansatz die Kontinui¬ 
tät aggressiven Denkens und Handelns 
vom Faschismus in die Bundesrepub¬ 
lik zu unterstellen. Ungenau ist der Ge¬ 
danke, dass der Antisemitismus je auf¬ 
gehört hätte und der Antikommunismus 
erst 1968 wesentliches ideologisches Ver¬ 
satzstück der herrschenden Ideologie 
gewesen sei. 

An dieser Stelle sei noch einmal da¬ 
ran erinnert, dass Juden und Kommu¬ 
nisten in den KZ ( s ermordet wurden. 
Ebenso stehen heute Kommunisten 
und Juden auf den schwarzen Fisten der 
Neo-Faschisten - wie viele andere Fin¬ 
ke und Demokraten auch. Es wird Zeit 
sich daran nicht nur zu erinnern, son¬ 
dern diese Erkenntnis zur Richtschnur 
des eigenen Handelns zu machen. 


Donnerstag 

Es klingt wie ein deutsches Hausfrauen¬ 
schicksal: Der Lebensgefährte hing mit 
seinem Freund ab und ließ sich nichts sa¬ 
gen. Sie begleitete die langjährige Freundin 
„meist“mit deren Kindern zum Spielplatz . 
Die Tage waren nur mit Sekt der Feinkost¬ 
läden Aldi und Penny zu ertragen. 

Langeweile kann aber nicht die Ur¬ 
sache für das Trinken gewesen sein. Das 
Geld für den Fusel stammte aus Bank¬ 
überfällen, die Freundin war mit einem 
Terrorhelfer verhandelt. Über die Jahre 
ermordeten der Lebensgefährte und sein 
Freund über zehn Menschen. Am Ende 
starben beide unter ungeklärten Umstän¬ 
den in einem Wohnwagen. Da sprengte 
sie die eigene Wohnung in die Luft. Ihr 
Name: Beate Zschäpe. 

Den ersten Absatz gibt sie heute vor 
Gericht zu Protokoll. Der zweite ist ak¬ 
tenkundig und Gott sei Dank nicht weg¬ 
zudiskutieren, auch wenn die Zschäpe 
es versucht. Unter normalen Umständen 
ist die Dreistigkeit der Fügen ein unab¬ 
weisbarer Hinweis auf die schwere Ver¬ 
strickung der Angeklagten in Mord und 
Gewaltverbrechen. Leider muss befürch¬ 
tet werden, dass sich Gericht und Bun¬ 
desanwaltschaft von niemandem in ih¬ 
rer Dreistigkeit überbieten lassen, diesen 
Hinweis zu ignorieren. 

Freitag 

Ob es eine Ironie der Geschichte gibt, darf 
bezweifelt werden. Geschichte ist kein 
handelndes Subjekt. Aber wem fiele der 
Begriff nicht ein beim Anblick von Frau 


Merkel, wie sie den türkischen Minister¬ 
präsidenten heute in Berlin hofiert. 

Wie oft hat Angie türkische Politiker 
schnippisch bis arrogant beschieden, dass 
sie „ leider“ vorerst nicht mit einer Auf¬ 
nahme in die europäische Union rechnen 
können. Heute ist das Entgegenkommen 
der Türkei Merkels letzter Trumpf in der 
Flüchtlingsfrage, man könnte auch sagen 
die letzte Brandschutzmauer, bevor sich 
Merkels Kanzlerschaft in Rauch auflöst. 

Wenn die Türken die Milliarden neh¬ 
men und im Gegenzug den syrischen 
Flüchtlings ström stoppen, könnte Merkel 
die EU so halbwegs wieder zusammenlei¬ 
men, Schengen ein bisschen retten und im 
Frühling wieder mit ihrem Freund Horst 
in Bayern frühstücken. 

Die Chancen stehen aber nicht mehr 
als 50:50. Nicht weil die Türkei (das Geld) 
nicht wollte, sondern weil sie nicht kann. 
Zu explosiv ist die Lage im Nahen und 
Mittleren Osten. Wer mithilft, Millionen 
ins Elend zu bomben, muss damit rech¬ 
nen, dass er die Folgen nicht einfach ande¬ 
ren in die Schuhe schieben kann. 

★ 

Stupid, also Blödmann, nennt Wolfgang 
Schäuble in Davos heute den griechischen 
Ministerpräsidenten bei einer Podiums¬ 
diskussion. Hinterher will er das natür¬ 
lich nicht als Beleidigung, sondern als 
Anspielung auf einen Wahlkampfspruch 
Bill Clintons verstanden wissen. Der war 
doppeldeutig, je nachdem, ob er einem 
Freund oder Gegner galt. 

Schäuble und Tsipras sind bekannt¬ 
lich beste Freunde. Adi Reiher 


Innsbruck statt Denver - Olympia 1976 

Wie die FAZ sich einmal bei der „Stasi“ entschuldigte 


Ein „kleines Jubiläum“: Vor vierzig 
Jahren fanden die Olympischen Win¬ 
terspiele in Innsbruck statt. An der Inn, 
weil die US-amerikanische Stadt Den¬ 
ver (Bundesstaat Colorado), die 1970 
ihr übertragenen Spiele 1973 zurück¬ 
gab, weil sich herausstellte, dass man 
nicht genügend Geld hatte. So hatten 
die Yankees dem IOC mitgeteilt, dass 
man sich eine Bobbahn, auf der neben 
Zweierbobrennen auch Viererbobren¬ 
nen ausgetragen werden konnten, nicht 
leisten könne. Das ratlose IOC fragte in 
Innsbruck nach, ob man nach den Spie¬ 
len 1964 noch einmal Gastgeber sein 
könne. In drei Jahren modernisierten 
die Österreicher Schanzen, Bobbahn 
und vieles andere, errichteten ein neu¬ 
es Olympisches Dorf und erwiesen sich 
als brillante Gastgeber. Ich wurde un- 


„Landesverräter“ zieht in 
FDCB-Ferienwohnung. 


gewollt für einen Tag abseits von allen 
Medaillen zu einem „Hauptdarstel¬ 
ler“. Der Korrespondent der „Frank¬ 
furter Allgemeinen Zeitung“, Haffner, 
hatte mich täglich am Ziel der Bob¬ 
bahn stehen sehen und machte mich 
durch einen verfehlten Fotoauftrag 
zum „Stasi“-Agenten. Haffner und ich 
kannten uns ganz gut und er hatte sei¬ 
nen Fotografen beauftragt, den „Gro¬ 
ßen“ im DDR-Dress zu fotografieren, 
meinte aber wohl jemand anderen im 
DDR-Dress - der sicher auch kein 
Stasi-Agent war. Der Fotograf machte 
sein Bild von „einem Großen im DDR- 
Dress“, nämlich von mir und da Haff¬ 
ner nicht noch mal draufsah, erschien 
ich am nächsten Morgen als das „Das 
Auge“ in der FAZ. 

Als ich das Pressezentrum betrat, 
empfing mich turbulentes Gejohle. 
Alle amüsierten sich über den „Stasi“- 
Agenten Huhn. Eine halbe Stunde spä¬ 
ter ließ mir Haffner durch einen Kurier 
einen umfänglichen Entschuldigungs¬ 
brief zustellen, in dem er sich nicht nur 
bereiterklärte, den Fehler richtigzu¬ 
stellen, sondern mir auch eine finanzi¬ 
elle Entschädigung anbot. Nach Rück¬ 
sprache mit der Redaktion verzichtete 
ich darauf, konnte mir aber fortan den 
Spaß leisten, allen Interessenten mitzu¬ 
teilen, dass mir die FAZ Stasi-Tätigkeit 



„Der Schneemann“, das offizielle 
Maskottchen der Olympischen 
Winterspiele Innsbruck 1976. 


bescheinigt hatte - und sich dafür ent¬ 
schuldigte. Wann immer mir man fort¬ 
an Tätigkeit für die Stasi vorwarf, riet 
ich, die FAZ zu lesen, die mir schwarz 
auf Weiß bescheinigt hatte, dass ich mit 
dem DDR-Geheimdienst nie etwas am 
Hut gehabt hatte. Wer verfügte schon 
über solche Kronzeugen? 

Aber damit erschöpften sich die 
Querelen von Innsbruck nicht. Als wir 
ein Jahr vor den Spielen Innsbruck be¬ 
suchten, fiel den Bobtrainern ein Land¬ 
haus ins Auge, das sich unweit des Ziels 


als ideale Unterkunft erwies. Ich mach¬ 
te mich auf den Weg und suchte nach 
dem Besitzer des Häuschens, den ich 
auch bald fand und der sich als Besitzer 
eines Ladens für Küchengeräte erwies. 
Das Angebot, sein Haus für die Dauer 
der Spiele zu mieten, akzeptierte er so¬ 
fort. Wir schlossen einen Vertrag und so 
mussten die DDR-Bobfahrer die Frei¬ 
zeit nicht in den kalten Hütten am Start 
verbringen, sondern aalten sich in den 
Betten des Ladenbesitzers. Kurz bevor 
die Spiele begannen, „entdeckten“ die 
Österreicher das Haus als ideale Un¬ 
terkunft, erfuhren aber vom Besitzer, 
dass die DDR es schon ein Jahr zuvor 
gemietet hatte. Wutschnaubend nah¬ 
men sie das zur Kenntnis und „räch¬ 
ten“ sich in der Finalnacht, in dem sie 
die im Schuppen gestapelten Kohlen 
ringsum im Schnee verstreuten und 
wir in der Nacht noch die Kohlen ein¬ 
sammeln mussten. Der Ladenbesitzer 
wurde schon vorher als „Landesverrä¬ 
ter“ beschimpft und, um ihn vor Ärger 
zu bewahren, reservierte man ihm eine 
FDGB-Ferienwohnung in der DDR, in 
die er auch mit seiner Frau zog. Fuß¬ 
note: Nicht alle Medaillen errang die 
DDR durch „Pillen“. 

Wäre noch anzumerken, dass die 
DDR-Athleten in Innsbruck zum zwei¬ 
ten Mal den zweiten Rang in der Me¬ 
daillenwertung belegten. Sie erkämpfte 
sieben Goldmedaillen, die USA drei, 
die BRD zwei... Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Fletchers Visionen, USA 1997 

Der Spielfilm ist eine der wenigen öf¬ 
fentlichen Auseinandersetzungen mit 
dem CIA-Projekt MKULTRA. Das 
umfangreiche geheime Forschungs¬ 
programm lief von 1953 bis in die 
1970er Jahre und suchte nach Mög¬ 
lichkeiten der Bewusstseinskontrol¬ 
le. Eingeschlossen waren Menschen¬ 
versuche. Vor einer Untersuchung im 
US-Senat ließ der damalige CIA-Chef 
Helmes zahlreiche Akten vernichten. 
Sa., 30.2., 22.25-1.10 Uhr, rtl2 

Wir Wunderkinder, BRD 1958 

Der Spielfim von Kurt Hoffmann ge¬ 
hört zu den wenigen westdeutschen 
Filmen der 1950er Jahre, die sich kri¬ 


tisch mit dem Dritten Reich beschäf¬ 
tigen. 

Mo., 1.2., 21.40-23.20 Uhr, arte 

Europa und die Flüchtlingskrise 

Abendfüllender Themenabend mit 
verschiedenen aktuellen Dokumen¬ 
tationen, u.a. „Die Flüchtlingsindus¬ 
trie“, „Balkan-Taxi“ und „Der steinige 
Weg nach Europa“. 

Di., 2.2., 20.15-0.55 Uhr, arte 

Atommüll, D 2016 

Wohin mit dem Atommüll, der noch 
bis zu 1 Mio. Jahre strahlen wird. Der 
Film beschäftigt sich besonders mit 
dem abgeschalteten Meiler Greifs¬ 
wald. 

Do., 4.2., 17.00-17.25 Uhr, arte 












